
Warten auf Taten
NACHHALTIGKEIT Der Bundestag widmet sich dem Handeln für künftige Generationen

E
r kommt ans Redner-
pult, blickt ins Plenum
und lächelt. Als Ralph
Brinkhaus zur Auftakt-
rede im Bundestag an-
setzt, wirkt er entspannt,

erleichtert fast. Als ob der eigentliche Job
schon geschafft wäre, und vielleicht ist er
das auch: Zum ersten Mal stellt das Parla-
ment den Großteil einer Sitzungswoche
unter das Leitmotiv Nachhaltigkeit. „Wir
mussten da aber auch Überzeugungsarbeit
leisten“, sagt der Fraktionschef von CDU/
CSU über die internen Vorarbeiten der ver-
gangenen Woche, mit „wir“ meint er in
diesem Fall Kollegen vom Fraktionspartner
SPD. Nachhaltigkeit zählt zu den strapa-
zierten Begriffen der jüngeren Zeit,
schwammig, unkonkret, selbst als Marke-
ting-Strategie taugt es nicht mehr. Der Bun-
destag indes hat sich zum Ziel gesetzt,
Nachhaltigkeit zu hinterlegen; Großes soll
ein Fundament aus kleinen Maßnahmen
erhalten. Die in der vergangenen Woche
angesetzten eineinhalb Debattentage zu
diesem Thema zählen zu den Verabredun-
gen im Zuge des Klimaschutzpakets.
Dass es bei diesem Thema mit der Zeit
nicht unbedingt leichter werden dürfte, da-
rauf ließ schon der Verlauf der auf einein-
halb Stunden angesetzten Generalausspra-
che zu Beginn schließen. Brinkhaus setzte
an, dass große Ganze zu reflektieren, erin-
nerte an die Bedeutung von Entscheidun-
gen, die die Generationen nach uns betref-
fen. „Ich denke, es tut uns allen gut, auch
einmal ein wenig langfristiger zu denken.“
Nachhaltigkeit sei mehr als Klimapolitik,
es gehe auch um Armut, Bildung, Gerech-
tigkeit und Technologie. Ziele, die die Uni-
on am liebsten mit wenig Regulierung und
mehr Technologieoffenheit und Innovati-
on erreichen möchte, wie Brinkhaus be-
fand. Statt auf Verbote möchte er auf
Marktinstrumente und Wettbewerb setzen
– im Gegensatz zur SPD, wie deren Um-
weltexperte Matthias Miersch wenig später
deutlich machte.
Man werde miteinander ringen müssen,
was die Gewichtung von ökonomischen,
ökologischen und sozial gerechten Belan-
gen betreffe, befand Miersch. Sozialdemo-
kraten definierten als Erstes, was dieser
Staat leisten solle. „Und dann können wir
gerne darüber reden, wie wir die Einnah-
meseite gestalten, ob Schulden notwendig
sind, ja oder nein.“ Das sei nachhaltige
Entwicklung auch für künftige Generatio-
nen. Miersch sprach die Grundrente, die
Bedeutung eines Lieferkettengesetzes, we-
niger Nitratbelastung und Mobilitätskon-
zepte als Bausteine von Nachhaltigkeit an.

Unterm Strich gehe es darum, nachhaltige
Entwicklung immer wieder konkret auf die
Tagespolitik zurückzuführen.
Die Opposition schoss sich dann recht
schnell auf ihre bewährten Argumentati-
onslinien ein. AfD-Fraktionsvorsitzende
Alice Weidel geißelte die Politik der Bun-
desregierung allgemein, von
Klimamaßnahmen bis zur
Migrationspolitik. „Sie ver-
geuden Abermilliarden Euro
für die Illusion, Deutsch-
land könnte durch die
Schleifung seines industriel-
len Kerns das Klima beein-
flussen“, sagte sie etwa an
CDU/CSU und SPD gerich-
tet über deren Klima- und
Energiepolitik. Die Autoin-
dustrie werde mutwillig rui-
niert; die Maßnahmen zur
Euro-Rettung und zur Coro-
nakrise nannte Weidel „als Krisenbewälti-
gung getarnten Geldsozialismus“ der Euro-
päischen Zentralbank.
FDP-Chef Christian Lindner brachte ins
Gespräch, dass der Bundestag insgesamt
das erste CO2-neutrale Parlament der Welt
werden könnte oder sollte. Er stellte die

Glaubwürdigkeit der Bundesregierung
beim Thema Klima in Frage und kehrte zu
den eingeschworenen Leitlinien seiner
Fraktion zurück: „Markt und Wettbewerb
sind die besten Klimaschützer“, sagte er.
Vorstöße, sich vom Gedanken eines Wirt-
schaftswachstums zu verabschieden, fand

er absurd. „Wir brauchen
beides: ökonomische und
ökologische Nachhaltig-
keit sowie eine prosperie-
rende Wirtschaft.“
.Die Linksfraktion unter-
strich ihr Postulat der so-
zialen Gerechtigkeit und
wurde konkret. Die Ver-
kehrswende dürfe nicht
zulasten derjenige gehen,
die ohnehin wenig haben,
sagte Linksfraktionschefin
Amira Mohamed Ali. Es
gehe nicht, dass Menschen

Angst hätten vor energetischen Sanierun-
gen, weil sie danach die Miete nicht mehr
zahlen könnten. „Ohne soziale Sicherheit
sind Nachhaltigkeit und Klimaschutz nicht
zu erreichen“, so Mohamed Ali.
Grünen-Fraktionschef Anton Hofreiter
schließlich warf der Bundesregierung vor,

die Bedrohung durch ökologische Krisen
und Klimakrise nicht in ihrer Bedeutung
verstanden zu haben. Seine Fraktion sei
bereit, über Maßnahmen zu sprechen
– nur müssten die auch kommen. Der Aus-
bau von Wind- und Solarenergie müsse
wieder anspringen können, zudem brau-
che es eine sozialökologische Transforma-
tion mit Unterstützung für die Beschäftig-
ten in der Industrie. „Die Stahlindustrie
sagt einem, sie wollen kein Handlungs-
konzept Stahl, sondern sie wollen endlich
Handlungen“, so Hofreiter.
Auf Worte sollen Taten folgen – dieser Aus-
druck fiel so oder in ähnlicher Form mehr-
mals in der Debatte. Ob und in welchem
Ausmaß,, das soll sich Brinkhaus zufolge
künftig messen lassen: Der CDU-Politiker
sprach von Verfahren, um Gesetze auf ihre
Nachhaltigkeit überprüfen zu können, von
einem Generationengerechtigkeitscheck für
jedes Gesetz. Er appellierte an die Kontroll-
Funktion des Parlaments, um Ziele zu
überwachen und davon, dass der jetzige
Auftakt Schule machen soll. Für kommen-
de Legislaturperioden müsse klar sein:
„Einmal im Jahr beschäftigt sich der Deut-
sche Bundestag intensiv und nachhaltig
mit Nachhaltigkeit.“ Kristina Pezzei T

Die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung soll Leitlinien mit konkreten Maßnahmen unterlegen. © picture-alliance/Geisler-Fotopress (editiert)

EDITORIAL

Nicht neu,
aber wichtig

VON JÖRG BIALLAS

Bei politischen Entscheidungen sollten die Fol-
gen bedacht werden. Auch die langfristigen.
Das wird niemand ernsthaft bestreiten. Kluge
Politik war deshalb schon immer von einem
Begriff geprägt, der aktuell Konjunktur hat:
Nachhaltigkeit.
Die Tagesordnungen gleich zweier parlamen-
tarischer Sitzungstage standen in der vergan-
genen Woche im Zeichen der Verantwortung
für zukünftige Generationen. In den unter-
schiedlichen Politikbereichen wurde ventiliert,
wie nachhaltig der Kurs der Regierung ist. Da-
bei ging es darum, die Herausforderungen der
Gegenwart zu bewältigen, ohne dass die Be-
dürfnisse unserer Kinder und Kindeskinder da-
runter leiden. Kein leichtes Unterfangen. Und
gewiss eines, das nicht überall gleichermaßen
gut gelingt.
In der Klimapolitik etwa hinkt Deutschland,
hinkt die Welt eindeutig den selbst gesteckten
Zielen hinterher. Wider besseres Wissen betrei-
ben wir Raubbau an der Natur, der immer we-
niger zu reparieren ist. Von dem selbst formu-
lierten Grundsatz, nicht mehr Ressourcen zu
verbrauchen als regenerierbar sind, ist die
Menschheit weit entfernt. Jeder weiß: Ge-
schieht hier nicht bald ein grundlegender Wan-
del, wird die Katastrophe eines Klimakollapses
nicht aufzuhalten sein.
Aber Nachhaltigkeit ist längst nicht nur Aufga-
be des Staates. Jeder Einzelne ist gefragt. Die
Vielfalt der Nachhaltigkeit fängt im Kleinen
an: beim Teilen und Verschenken, bei der Aus-
gabe nicht mehr benötigter Lebensmittel, bei
der ehrenamtlichen Vermittlung von Bildung,
beim bewussten Einkauf, beim reflektierten
Reisen.
Und doch läuft die Nachhaltigkeit Gefahr,
überstrapaziert zu werden. Denn lange vor
diesem Schlagwort kannte die christlich ge-
prägte, humanistisch-aufgeklärte Gesellschaft
Begriffe, die denselben Effekt hatten: Vernunft,
Anstand, Verantwortungsbewusstsein, Hilfsbe-
reitschaft. All das Tugenden, die sehr grund-
sätzlichen Charakter haben. Und mithin nach-
haltig sind.
Gelegentlich blitzt der Verdacht auf, die Forde-
rung nach Nachhaltigkeit a priori könnte den
Blick auf Sinn oder Unsinn politischer Projekte
verstellen. Nicht alles Notwendige, nicht alles
Gute muss zwingend nachhaltig sein. Wo
Nachhaltigkeit aber Bewusstsein beeinflusst,
wo sie politischen Projekten die nötige Bedeu-
tung verleiht, ist sie wichtig.

»Der Bundes-
tag könnte
das erste

CO2-neutrale
Parlament der
Welt werden.«

Christian Lindner
(FDP)

KOPF DER WOCHE

Messlatte
höher gelegt
Ursula von der Leyen Mehr Klimaschutz,
mehr Gemeinsamkeit in der Gesundheitspo-
litik und endlich eine Asylreform: Die EU-

Kommissionschefin
hat in ihrer ersten
Rede zur Lage der
Europäischen Uni-
on vergangene Wo-
che ihre Vision für
die kommenden
Jahre vorgestellt
und dabei auch
umstrittene Vor-
schläge gemacht.
So sollen die Treib-
hausgase der EU

bis 2030 um mindestens 55 Prozent unter
den Wert von 1990 fallen. Bisher lautete
das offizielle Ziel minus 40 Prozent. Die Ver-
schärfung solle helfen, das Pariser Klima-
schutzabkommen einzuhalten und das Fort-
schreiten der Erderwärmung zu verlangsa-
men. Über das ambitionierte Ziel muss von
der Leyen noch mit dem EU-Parlament und
den EU-Staaten verhandeln (siehe auch Sei-
te 9).. ahe/dpa T
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ZAHL DER WOCHE

3,76 Milliarden
Tonnen Treibhausgase in Kohlendioxid-
Äquivalenten emittierte die EU-27 im Jahr
2018. Das entsprach einem Anteil von rund
zehn Prozent dieser Emissionen weltweit.
Der Ausstoß in Deutschland lag 2018 bei
rund 858 Millionen Tonnen.

ZITAT DER WOCHE

»Enorme Heraus-
forderungen mit
ungewissem
Ausgang.«
Dieter Kempf, BDI-Präsident, macht darauf
aufmerksam, dass verschärfte EU-Ziele die
Spielräume der von der Coronakrise getroffe-
nen Unternehmen weiter einengen würden.
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Heute leben und an das Morgen denken
DEFINITION Wofür Nachhaltigkeit steht und wie sie im Zuge der Agenda 2030 weltweit umgesetzt werden soll

N
achhaltigkeit liegt im Trend. Su-
permärkte werben mit einem
wachsenden Sortiment an
nachhaltigen Lebensmitteln,

ein amerikanischer Sportschuhhersteller
verspricht die Einhaltung sozialer und öko-
logischer Mindeststandards in den Fabri-
ken Südostasiens; und ob Smoothie-Her-
steller oder Bierbrauer – ohne die Koopera-
tion mit Umweltorganisationen wie dem
World Wide Found for Nature (WWF)
kommt kaum ein Unternehmen mehr aus.
Doch was steckt hinter dem beinahe infla-
tionär gebrauchten Begriff?
„Nachhaltigkeit ist ein Querschnittsthema,
das die Verantwortung für die heute leben-
den Menschen mit der Verantwortung für
die zukünftigen Generationen verbindet“,
heißt es auf der Homepage des Parlamen-
tarischen Beirats für nachhaltige Entwick-
lung. „Es ist nachhaltig, die natürlichen Le-
bensgrundlagen zu erhalten, die Wirtschaft
durch mehr Umweltschutz und innovative
Technologien voranzubringen und dabei
gleichzeitig Wohlstand und sozialen Fort-
schritt zu sichern.“
Der Beirat unter Vorsitz von Andreas Lenz
(CSU) begleitet seit März 2004 als festes

Bundestagsgremium die Umsetzung der
zwei Jahre zuvor beschlossenen Nachhal-
tigkeitsstrategie der Bundesregierung. Diese
heißt seit 2016 „Deutsche Nachhaltigkeits-
trategie“ und hat zum Ziel, die
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung
national umzusetzen. 2015 von den Ver-
einten Nationen (UN) als Nachfolgerin
der „Milleniumsziele“ aus dem Jahr 2000
beschlossen, verpflichtet sie erstmals In-

dustrie-, Entwicklungs- und Schwellenlän-
der gleichermaßen auf die Erreichung von
17 Nachhaltigkeitszielen (kurz SDGs)
– darunter „Armut beenden“, „Menschen-
würdige Arbeit und Wirtschaftswachstum“
und „Bildung für alle“. Die Umsetzung
wird mithilfe eines von den UN eigens er-
arbeiteten Indikatorenkatalogs überwacht.
Deutschland hat eine Vorreiterrolle bei der
Umsetzung der Agenda 2030 versprochen

und will in dieser Woche eine aktualisierte
Fassung der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie vorlegen. Bereits geplant ist der
Ausbau des ökologischen Landbaus auf
20 Prozent der Anbaufläche bis 2030 und
eine Steigerung der privaten und öffentli-
chen Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung auf mindestens 3,5 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts.
Laut einer Studie des Instituts für Handels-
forschung achten deutsche Verbraucher ge-
rade bei Lebensmitteln zunehmend auf
Nachhaltigkeit. Ein lukrativer Markt, den
manches Unternehmen nutzt, um sein
Image „grün“ aufzupolieren. Wenn eine
Milchwerbung die Tierhaltung auf großen
Weiden suggeriert, dahinter jedoch ein ty-
pischer Massentierhaltungsbetrieb steht,
spricht man von „Greenwashing“ – reiner
PR, die mit nachhaltiger Produktion nichts
zu tun hat. Johanna Metz T
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GASTKOMMENTARE
KAUFPRÄMIE FÜR VERBRENNER?

Jetzt ist Krise
PRO V

iele Argumente sprechen gegen eine
Kaufprämie für Autos mit Verbren-
nungsmotor. Das ist wahr. Aber diese
Argumente stammen vor allem aus

der Vor-Corona-Zeit. Jetzt ist Krise, jetzt muss ge-
handelt werden.
Es geht darum, einen der wichtigsten Industrie-
zweige in Deutschland zu unterstützen, der zentral
ist für den Wohlstand des gesamten Landes – die
Autobranche. Die Verkaufszahlen sind in der Krise
eingebrochen, die Pkw-Halden weiter gewachsen.
Eine Prämie könnte daran etwas ändern. Deswe-
gen macht sie Sinn. Zeitlich befristet allerdings, bis
das Gröbste überstanden ist. Denn in der Tat liegt
die Zukunft der Branche nicht beim Verbrenner.
Das heißt nicht, dass eine Prämie garantiert, dass
die Deutschen auch umsteigen auf neue Fahrzeu-
ge und damit wichtige Impulse setzen.Wer derzeit
Angst um seinen Job hat, den zieht es wohl nicht
so schnell ins Autohaus. Aber einige Tausend Euro
staatlichen Zuschusses könnten zumindest die
Neigung zum Pkw-Kauf befördern. Sie wären ein
Startsignal. Und in der Corona-Krise hat die Regie-
rung ja vielfach versucht, Effekte zu erzielen, ohne
genau zu wissen, ob mit Erfolg oder nicht. Bestes
Beispiel dafür ist die Mehrwertsteuersenkung.
Hinzu kommt:Wer die Umstellung will auf E-Autos
und umweltfreundliche Technologien, der muss
den Unternehmen auch das ökonomische Funda-
ment belassen. Der Verkauf von Benziner und Die-
sel wird finanzielle Spielräume erhalten, um wei-
ter in neue Techniken zu investieren. Hoffentlich.
Davon profitieren dann alle, nicht zuletzt auch die
rund 800.000 Menschen, die direkt bei Herstellern
und Zulieferern arbeiten. Um die geht es nämlich
ebenfalls – deren Arbeitsplätze wird die Prämie et-
was sicherer machen.

Hagen Strauß,
»Saarbrücker Zeitung«
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Der Wartende: Marc Bernhard

A
ls Marc Bernhard hörte, dass der Bundestag eine Wo-
che dem Thema Nachhaltigkeit widmet, dachte er:
Sind das jetzt unsere Probleme? Haben wir nicht drin-
gendere? Doch dann setzte sich der 48-jährige AfD-

Abgeordnete hin und arbeitete an mehreren Anträgen, welche
die Fraktion in der vergangenen Woche einbrachte. Gelte es doch
einen Kontrapunkt zu setzen: gegen Klimapolitik, gegen UN-
Nachhaltigkeitsziele und für „intelligente Technologien“.
Es ist Mittag. Bernhard setzt sich vor drei Fahnen, sie stehen für
Deutschland, die AfD und Baden-Württemberg. „Eigentlich hät-
te diese Woche schon vor einigen Monaten stattfinden sollen“,
sagt er und blickt nach rechts auf ein Plakat mit dem Grundge-
setz, „aber wegen Corona wurde es verschoben“.
„Es ist so, dass Deutschland und die EU ihre Emissionen redu-
zieren, und der Rest der Welt schaut tatenlos zu. Deutschlands
Anteil am CO2-Ausstoß beträgt 1,8 Prozent“, meint Bernhard.
Doch warum stellt sich die AfD gegen „nationale Alleingänge“,
wenn sie genau die fordert, wenn sie einen Antrag einbringt,
der die Aufhebung der globalen Nachhaltigkeitsziele der UN
formuliert? „Wenn das Pariser Klimaabkommen allen Schwel-
len- und Entwicklungsländern erlaubt, ihren Ausstoß bis 2030
zu erhöhen, wird klar, dass alle Einsparungen in Deutschland
für das Weltklima völlig nutzlos sind.“
Nun ist die AfD nicht dafür bekannt, dass sie sich für internatio-
nal verbindliche Klimaschutzziele einsetzt. „Der menschliche
Anteil am Klimawandel ist nicht signifikant“, antwortet Bern-

hard. Wichtig ist ihm, nicht als Neinsager wahrgenommen zu
werden. Er setzt auf neue Technologien wie synthetische Kraft-
stoffe und neue Atom-Reaktoren, welche gar benutzte Brenns-
täbe gebrauchen und Atommüllprobleme vermeiden. „Wir soll-
ten die kommenden zehn Jahre nutzen, um in neue Technolo-
gien zu investieren.“ Wind- und Sonnenenergie dagegen sind
für ihn keine Lösung, „zu wenig effektiv, nicht grundlastfähig“.
Bernhard ist Jurist, arbeitete als Anwalt im italienischen Mode-

na und leitete später als Geschäftsführer ein IT-Unternehmen
mit 350 Mitarbeitern. Und er war 22 Jahre lang Mitglied der
CDU, war stellvertretender Kreisvorsitzender und im Bundesvor-
stand der Jungen Union. Den Kollegen von früher begegnet er
heute auf den Fluren des Reichstags, man grüßt sich und disku-
tiert miteinander, „aber persönlich ist es nicht mehr“. Bernhard
trat 2013 in die neu gegründete AfD ein, er gehört dem so ge-

nannten „liberaleren“ Lager an, welches sich vom rechtsextre-
men Kurs des ehemaligen „Flügel“ abgrenzt. 2017 wünschte
sich Bernhard bei seiner Kandidatur für den Bundestag, dass
sich die CDU unter dem Druck der AfD auf sie zubewege. „Hier
im Bundestag ist das nicht geschehen“, bilanziert er, verweist
aber auf Sachsen, auf die kommunale Ebene. „Wir sind einfach
noch zu schwach. Es braucht noch einen Denkprozess.“
Dass die AfD in den vergangenen Jahren eher einen Rechtskurs
eingelegt habe, sieht er nicht. „Das würde ich nicht sagen.
Maßstab der inhaltlichen Ausrichtung der Partei ist das Partei-
programm und das ist seit Jahren dasselbe.“ Björn Höcke, der
Flügel – vielleicht muss man Gewisses ausblenden, um weiter
an ein schwarz-blaues Projekt zu glauben. In die CDU war er
1991 eingetreten, war vorher im August 1989 als Schüler für
ein Jahr in die USA gegangen, fand bei seiner Rückkehr im Juli
1990 ein verändertes Land vor, spürte für sich, dass Helmut
Kohl der richtige Mann zur richtigen Zeit am richtigen Ort sei;
„mit Oskar Lafontaine hätte es gewiss keine Einheit gegeben.“
Zu viel Einheit wollte er aber nicht. Er gehörte zu den Euro-
Skeptikern und damit zum ersten Stamm der damaligen Anti-
Euro-Partei AfD. „Die CDU ist unter Angela Merkel massiv nach
links gerückt. Lesen Sie mal den Text eines CDU-Politikers von
vor 15 Jahren“, schlägt er vor, „80 Prozent der Leser würden
sagen, das sei von der AfD.“ Ob das auch für seine eigenen Sät-
ze gilt, die er als integrationspolitischer Sprecher bei der JU da-
mals sagte, ist zu überprüfen. Jan Rübel T

.....................................................................................................................................................

»Wir sollten die
kommenden zehn
Jahre nutzen, um in
neue Technologien
zu investieren.«

©
J.
R
üb
el

Auslaufmodelle ade
CONTRA D

er Verkehrssektor ist nach wie vor der
Bereich mit dem höchsten CO2-Aus-
stoß. Daran hat sich seit 1990 kaum
etwas geändert, in manchen Jahren

sind die Emissionen im Verkehrssektor sogar ange-
stiegen statt zurückzugehen. Das liegt auch am
Trend zu größeren Autos, die insgesamt mehr Ben-
zin und Diesel verbrauchen. Da hilft es wenig,
dass die Motoren effizienter geworden sind.
Das zeigt: Wenn der CO2-Ausstoß im Verkehrssek-
tor gedrückt werden soll, müssen wir grundsätz-
lich etwas an unserer Mobilität ändern –. und
nicht noch viel Geld in ein Auslaufmodell stecken,
das im Grunde noch auf Technik aus dem 19. Jahr-
hundert basiert. Egal wie „sauber“ die herkömm-
lichen Verbrennungsmotoren auch sein mögen, sie
blasen immer noch zu viel CO2 in die Atmosphäre.
Eine Prämie für Verbrennungsmotoren würde be-
deuten, das Problem einfach nur wieder ein paar
Jahre zu schieben. Wir müssen unsere Schlüsselin-
dustrie aber jetzt fit für die Zukunft machen. Egal,
ob es am Ende um Wasserstoffantriebe geht oder
um E-Autos. Diese Fahrzeuge verursachen neben
weniger CO2 auch weniger Dreck und Feinstaub,
sind also besser für unsere Gesundheit. Und in der
Stadt zudem leiser als die üblichen Motoren.
Zur Wahrheit gehört dann aber auch: Wenn der
Strom für die E-Autos aus dreckigen Kraftwerken
kommt, bringt das eher wenig. Auch da muss man
ran, was aber mit dem Kohleausstieg schon pas-
siert. Die alternativen Antriebe müssen aber auch
sonst für Konsumenten attraktiver werden. Sprich:
Mehr Ladesäulen, einheitliche Bezahlsysteme, er-
schwinglichere Preise. Darin sollte unser Steuer-
geld investiert werden – und nicht in eine Prämie
für Verbrennungsmotoren.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 5.

Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Christopher Jähnert,
ARD-Hauptstadtstudio,
Berlin
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Frau Hoffmann, Nachhaltigkeit ist
seit geraumer Zeit zu einer Art Mode-
wort geworden. Was genau ist denn da-
runter zu verstehen?
Viele interpretieren den Begriff Nachhaltig-
keit in der Tat so, wie sie ihn haben möch-
ten. Dank der Agenda 2030 ist der Begriff
der Nachhaltigkeit aber sehr konkret ge-
worden und kann gar nicht mehr beliebig
verwendet werden. 2015 hat sich die Welt-
gemeinschaft auf 17 Nachhaltigkeitsziele
verständigt, die alle Bereiche des Lebens
betreffen. Diese Ziele machen es konkret.

Einige Ziele stehen aber in Konflikt
zueinander...
Das stimmt, und das ist auch gut so. Denn
so müssen alle Ziele gemeinsam im Blick
gehalten werden. Man darf sich nicht nur
eine Rosine herauspicken, sondern muss
auch immer schauen, welche Wechselwir-
kungen mit anderen Zielen damit verbun-
den sind. Ein Ziel ist beispielsweise saube-
res Wasser. Wir haben in Deutschland ein
Nitratproblem, also muss gegengesteuert
werden. Gleichzeitig muss überlegt wer-
den, was das für die Landwirtschaft bedeu-
tet. Wenn Landwirte wasserschonender
wirtschaften sollen, muss es an anderer
Stelle einen Ausgleich dafür geben. Zu sa-
gen, Hauptsache in der Landwirtschaft
wird produziert – egal welche Folge es für
das Wasser hat – geht nicht. Daher fordern
wir Grünen ja auch, dass bei Gesetzen
frühzeitig geschaut wird, wo man eventuell
mit Blick auf alle Nachhaltigkeitsziele
nachsteuern muss.

Aber ist das nicht jetzt schon die Auf-
gabe des Beirates für nachhaltige Ent-
wicklung?
Derzeit ist es so, dass wir die Gesetze erst
ganz am Ende bekommen, um einen Blick
darauf werfen zu können. Wir wollen aber
von der Entstehung des Gesetzes an schau-
en, welche Auswirkungen es auf welches
Ziel hat. Frühzeitig gegenzusteuern ist
leichter als am Ende etwas wieder zurück-
zudrehen.

Leidet der Nachhaltigkeitsbeirat da-
runter, dass er lediglich Empfehlungen
aussprechen, nicht aber gesetzgeberisch
aktiv werden kann?
Man muss schon sagen, dass wir derzeit
eher ein Schattendasein fristen und nicht
besonders wirkmächtig sind. Daher schla-
gen wir eine Aufwertung des Beirates zu ei-
nem regulären Ausschuss vor, der dann auf
Augenhöhe etwa mit dem Haushaltsaus-
schuss arbeitet, und auch ein Initiativrecht
hat, Anträge ins Plenum zu bringen.

Viele Forderungen die im Beirat erho-
ben werden – etwa nach Müllvermeidung
oder auch einer ressourcenschonenden
Landwirtschaft stoßen grundsätzlich bei
weiten Teilen der Bevölkerung auf Zu-
stimmung. An den Kassen in den Super-
märkten geht das Billigfleisch dennoch
bevorzugt über die Theke. Wie kann ein
Bewusstseinswandel erzeugt werden?
Ich bin entschieden dagegen, hieraus ein
Problem des Individuums zu machen. Wir
brauchen strukturelle Veränderungen. Bil-
ligfleisch ist doch nur so billig, weil die
krassen Schäden nicht eingepreist sind.
Wasserversorger verlangen vielerorts schon
höhere Preise, weil sie das Trinkwasser mit
viel Aufwand von Nitrat aus der industriel-
len Massentierhaltung frei halten. Der
Schaden durch den Verlust der Artenviel-
falt, etwa durch gerodeten Regenwald, ist
kaum zu beziffern. Ich will, dass wir dahin
kommen, dass an der Supermarktkasse die
wahren Preise gezahlt werden. Dann ist
das nachhaltigste Fleisch auch das billigste.

Während der Sitzungen des Beirats
diskutieren Sie in aller Regel mit Exper-
tinnen und Experten aus der Wissen-
schaft, die oft mit komplizieren theoreti-

schen Modellen arbeiten und sich in ei-
ner von zumeist englischen Fachbegriffen
geprägten Sprache ausdrücken. Ist Nach-
haltigkeit derzeit ein Thema nur für Eli-
ten?
Die Debatten im Beirat haben in der Tat ei-
ne hohe Flughöhe. Es muss deutlich wer-
den, wo der Ressourcenschutz jeden einzel-
nen berührt. Da geht es um Plastik in den
Weltmeeren, Mehrwegprodukte oder das
getrennte Müllsammeln. Aber auch die
Frage, warum die Kinder mit Migrations-
hintergrund nicht zu den gleichen Schul-

abschlüssen gelangen. Diese Fragen begeg-
nen uns im Alltag. Da kann man das gut
erklären. Ein ganz wichtiger Punkt ist aber
auch das Thema Bildung für nachhaltige
Entwicklung. Damit kann im Kindergarten
angefangen und in der Schule weiterge-
macht werden.

Im Nachhaltigkeitsbeirat haben sie
auch das Problem des anhaltend hohen
Flächenverlustes in Deutschland disku-
tiert. Noch immer liegt der Flächenver-
lust doppelt so hoch, wie die Zielstellung

für 2030, die es ursprünglich ja schon für
2020 gab, vorsieht. Wie kann das geän-
dert werden?
Die Frage ist – auch mit Blick auf die pla-
netaren Grenzen – was können wir uns
leisten. Es muss abgewogen werden. Der
Natur muss dabei ein Schutz gewährt
werden. Die Politik kann das unterstüt-
zen, indem sie Schutzgebiete einrichtet,
die nicht bewirtschaftet werden. In den
Städten müssen wir viel besser schauen,
wie wir Flächen effizienter nutzen kön-
nen. Millionen Quadratmeter Bürofläche
werden nur für acht Stunden am Tag ge-
nutzt, danach stehen sie leer. Warum
nicht solche Räume mehrfach nutzbar
machen, auch Freizeit- und Kulturnut-
zungen nach Feierabend möglich ma-
chen? Über solche Ansätze müssen wir
viel mehr debattieren.

Angenommen die Grünen kommen
nach der nächsten Bundestagswahl in Re-
gierungsverantwortung. Was werden Sie
in Sachen Nachhaltigkeit und Ressour-
censchutz als erstes unternehmen?
Zum Anfang müssten die Dinge, die schon
vereinbart sind, auch umgesetzt werden.
Stichwort Kohlekompromiss. Zum zweiten
müsste das Corona-Konjunkturpaket nach
Nachhaltigkeitskriterien ausgerichtet wer-
den, damit das Geld nur dorthin geht, wo
es auch Entwicklungen nach vorne bringt.
Mir ist zudem wichtig, dass wir raus aus
der Wegwerfgesellschaft und rein in eine
Kreislaufwirtschaft kommen. Ein konkretes
Projekt: Anreize für langlebige, hochwerti-
ge Produkte geben, indem die Gewährleis-
tungsfrist ausgeweitet wird.

Die EU-Kommission will die
CO2-Einsparziele bis 2030 von 40 Pro-
zent auf 55 Prozent hochsetzen. Beim
BDI warnt man vor „enorme Herausfor-
derungen mit ungewissem Ausgang“. Ma-
chen Sie sich Sorgen um den Industrie-
standort Deutschland?
Ich führe viele Gespräche mit Unterneh-
merinnen und Unternehmern und die se-
hen es genau wie ich: Unternehmen wer-
den in Zukunft nur erfolgreich sein, wenn
sie klimafreundlich wirtschaften. Was ich
immer wieder höre aus der Industrie ist
der Ruf nach glasklaren Rahmenbedin-
gungen. Und da eiert die Bundesregierung
seit Jahren rum. Es hilft ja nichts, wenn
wir aus vermeintlicher Rücksicht laschere
Ziele vorgeben, die dann später wieder
korrigiert werden. Sowas bringt nur wirt-
schaftliche Unsicherheit mit sich. Deshalb
muss wir alle miteinander ehrlich sein:
Auch ein Minus von 55 Prozent des kli-
maschädlichen Ausstoßes reicht nicht.
Um die Ziele des Pariser Klimavertrags zu
erfüllen, brauchen wir ein Minus von 65
Prozent.

Diese Aussage wird aber wohl nur
auf wenig Begeisterung stoßen...
Es ist aber besser für die Unternehmen,
wenn wir das jetzt klipp und klar vereinba-
ren. Nur wenn es keine Zweifel an der
Ernsthaftigkeit von Klimapolitik gibt, kön-
nen Unternehmen sich sicher sein, dass je-
de klimafreundliche Investition sich defini-
tiv auszahlen wird.

Das Gespräch führte Götz Hausding.T

Bettina Hoffmann (Bündnis 90/Die

Grünen) sitzt seit 2017 im Bundestag.

Sie ist Obfrau ihrer Fraktion im

Parlamentarischen Beirat für

nachhaltige Entwicklung.

© Bettina Hoffmann

»Derzeit
eher im
Schatten«
BETTINA HOFFMANN Die
Grünen-Abgeordnete plädiert
für die Aufwertung des Nach-
haltigkeitsbeirats zu einem
regulären Ausschuss

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper



Viele tausend Schritte
UMWELT Ministerin Schulze fordert schärfere Klimaziele, Opposition will eine grundlegend andere Politik

K
napp ein Jahr nach Verab-
schiedung des Klimaschutz-
gesetzes und gut ein Jahr
vor der nächsten Bundes-
tagswahl möchte Bundes-
umweltministerin Svenja

Schulze (SPD) einen weiteren Schub für
den Klimaschutz. Es sei die herausragende
Aufgabe für die kommenden Monate der
deutschen EU-Ratspräsidentschaft, eine Ei-
nigung zu schärferen europäischen Klima-
zielen herbeizuführen, sagte sie am Don-
nerstag in der Debatte zum Schutz von Kli-
ma, Umwelt und natürlichen Lebens-
grundlagen.
Nachhaltigkeit beweise sich erst dann,
wenn es konkret werde, und bedeute, „vie-
le tausend kleine und große Schritte“ zu
gehen, sagte Schulze. Als entscheidenden
Schritt nannte sie den European Green
Deal. Dieser sei „die Zukunftsstrategie für
Europa“. Damit schloss sie sich der Forde-
rung von EU-Kommissionspräsidentin Ur-
sula von der Leyen (CDU) an, die am ver-
gangenen Mittwoch in ihrer Rede zur Lage
der Union im Europaparlament gefordert
hatte, die Treibhausgase bis 2030 um
55 Prozent gegenüber dem Referenzjahr
1990 zu reduzieren – bisher liegt das EU-
Ziel bei 40 Prozent.

Treibhausgase Zu der Debatte lagen auch
der Mitte August von der Bundesregierung
vorgelegte Klimaschutzbericht 2019 (19/
22180) sowie weitere 22 Anträge der Frak-
tionen vor. Laut Klimaschutzbericht sind

2019 die Treibhausgasemission gegenüber
dem Vorjahr um fast 54 Millionen Tonnen
CO2-Äquivalente (-6,3 Prozent) auf rund
805 Millionen Tonnen zurückgegangen.
Gegenüber dem Referenzjahr 1990 ent-
spricht dies einer Minderung um 35,7 Pro-
zent. Ursächlich für den Rückgang sei ins-
besondere die positive Entwicklung im
Sektor Energiewirtschaft, schreibt die Re-
gierung mit Verweis auf die Vorjahresschät-
zung des Umweltbundes-
amtes.
Unterstützung bekam
Schulze von SPD-Umwelt-
politiker Carsten Träger. Er
betonte, das 2019 verab-
schiedete Klimaschutzge-
setz sei eine „richtig gute
Sache“, denn nun werde je-
des Jahr im Parlament da-
rüber diskutiert, ob der
Weg hin zur Treibhausgas-
neutralität schnell genug
gegangen werde.
Scharfe Kritik von mehre-
ren Abgeordneten von SPD, Grünen und
Linken erntete Wirtschaftsminister Peter
Altmaier (CDU). Diese warfen ihm vor,
den Klimaschutz bisher eher behindert als
vorangetrieben zu haben. Die Größe der
Aufgabe der Klimapolitik werde immer
mehr Menschen bewusst – „auch auf der
Regierungsbank“, sagte Umweltministerin
Schulze daher in Richtung des Wirtschafts-
ministers. Altmaier hatte zuvor eine partei-
und fraktionsübergreifende Klimaschutz-

Charta vorgeschlagen, die von Bundestag
und Bundesrat verabschiedet werden solle,
die allerdings nicht mit der Umweltminis-
terin abgestimmt war. SPD-Fraktionsvize
Matthias Miersch sprach von einer „Schau-
fensterdebatte“: Die Ziele, etwa beim The-
ma Ökostrom-Ausbau, seien alle klar, ein-
zig fehlten Fortschritte in Altmaiers Res-
sort.
Auch Grünen-Umweltpolitikerin Sylvia

Kotting-Uhl kritisierte Alt-
maier: Versagt habe er auch
bei den Arbeitsplätzen in
der Wind-Industrie. Die
Corona-Pandemie habe zu-
dem gezeigt, wie alle Poli-
tikfelder zusammenhän-
gen, sagte Kotting-Uhl wei-
ter: Es brauche resilientere
Städte mit einer anderen
Mobilität und eine andere
Landwirtschaft. Doch eine
„spürbare Angst vor Liebes-
verlust in Wirtschaft und
Gesellschaft“ lasse die Bun-

desregierung weiter auf der Bremse stehen.
Viele Akteure in Gesellschaft und Wirt-
schaft hätten Recht mit ihren Forderungen
nach mehr Initiative: „Brände überall auf
der Welt, Überschwemmungen, Dürre,
Waldsterben und Hitze – alles bei nur ei-
nem Grad durchschnittlicher Erwärmung“,
zählte die Vorsitzende des Umweltaus-
schusses aktuelle Katastrophen auf.
Kritik kam auch von Gesine Lötzsch (Lin-
ke). Sie forderte einen Richtungswechsel

und „endlich verbindliche Ziele, um eine
Klimakatastrophe zu verhindern“. Die
Bundesregierung habe nicht nur die junge
Generation enttäuscht, sondern auch
Menschen, „die jeden Cent dreimal um-
drehen müssen“, sagte Lötzsch. Niemand
dürfe Klimapolitik als Bedrohung erleben,
so wie etwa Mieter, die nach Sanierungen
die Miete nicht mehr zahlen könnten.
Auch die Menschen, die vom Auto auf
den öffentlichen Nahverkehr umsteigen
wollten, seien enttäuscht worden, betonte
Lötsch und forderte eine Verdopplung der
Kapazität im ÖPNV bis 2030.

Entfremdung Für die Union beschrieb
Gitta Connemann (CDU) das Gefühl vie-
ler Menschen, „dass Gesellschaft, Wirt-
schaft und Umwelt nicht mehr zusammen-
passen“. Dieses Gefühl der Entfremdung
liege auch daran, dass sich Ideologien sehr
stark auszahlten: „Wer nicht skandalisiert,
hat kaum Einfluss“, sagte Connemann.
Nachhaltigkeit sei jedoch eine Gemein-
schaftsaufgabe von Staat, Bürgern und
Wirtschaft. Sie plädierte, mehr auf „echte
Fachleute für natürliche Lebensgrundla-
gen“, wie etwa Landwirte, Waldbauern,
Gärtner, Winzer oder Fischer zu hören.
Auch Landwirtschaftsministerin Julia
Klöckner (CDU) betonte, eine nachhaltige
Bewirtschaftung des Waldes, der sich in ei-
nem dramatischen Zustand befinde, sei
entscheidend. Dieser sei „Klimaschützer
Nummer eins“. Auch mahnte sie, Lebens-
mittel wertzuschätzen. Acht Prozent der

weltweiten Treibhausgas-Emissionen ent-
stünden bei der Produktion von Lebens-
mitteln, doch ein Drittel der produzierten
Nahrungsmittel lande im Müll.
Dass insgesamt mehr Innovation und
Kreativität nötig seien, stellte Umweltpo-
litikerin Judith Skudelny (FDP) heraus.
Verzichts- und Verbotsideologien gäben
nicht die nötigen Antworten, sagte sie.
Chancen böte etwa das chemische Recyc-
ling, doch da versage die Bundesregie-
rung, kritisierte sie. Im Bereich der Mobi-
lität gebe es nichts nachhaltigeres, als be-
stehende Fahrzeuge mit synthetischen
Kraftstoffen weiter zu nutzen. Zudem
habe sich in der Pandemie gezeigt, dass
etwa Diesel-Fahrverbote „nicht zur Luft-
reinhaltung der Innenstädte beigetragen

haben“, sagte Skudelny. Sie forderte, die-
se unmittelbar zu beenden.
Für die AfD-Fraktion übte Marc Bernhard
grundsätzliche Kritik an der Umweltpoli-
tik: Dass Deutschland glaube, das Klima
„im Alleingang“ retten zu können, be-
zahlten Familien teuer. Dabei habe sich
der CO2-Ausstoß in Deutschland „prak-
tisch nicht verändert“, sagte Bernhard.
Der deutsche Anteil am menschenge-
machten Kohlendioxid betrage zudem
nur 1,8 Prozent wohingegen der
CO2-Ausstoß von Schwellen- und Ent-
wicklungsländern unbegrenzt sei, sagte
der AfD-Politiker. Der einzige Effekt der
Politik der Bundesregierung sei die Ver-
nichtung von Arbeitsplätzen, etwa in der
Automobilindustrie. Lisa Brüßler T

Waldbrände – wie sie aktuell im amerikanischen Bundesstaat Kalifornien wüten (Bild links) – und auf der anderen Seite starke Überschwemmungen wie aktuell im Sudan (Bild rechts) bedrohen die Existenzen zahlreicher Menschen. © picture-alliance/ZUMAPRESS.com/dpa

»Wer nicht
skandalisiert,

hat
kaum

Einfluss.«
Gitta Connemann

(CDU)
> STICHWORT

Klimaschutzbericht 2019

> Emissionen 2019 sind die Treibhausgasemission gegenüber dem Vorjahr um fast 54 Mil-
lionen Tonnen CO2-Äquivalente (minus 6,3 Prozent) auf rund 805 Millionen Tonnen gesun-
ken. Gegenüber dem Referenzjahr 1990 entspricht dies einer Minderung um 35,7 Prozent.

> Ziel Mit dem aktuellen Wert ist bereits im vergangenen Jahr eine Zielmarke des Ende 2019
beschlossenen Klimaschutzgesetzes erreicht worden. 2020 darf die Gesamtemissionsmen-
ge danach maximal 815 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente betragen.

> Faktor „Corona“ Das Ausmaß des Emissionsrückgangs infolge der Corona-Pandemie ist
derzeit noch mit Unsicherheiten behaftet.
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Wetterbericht aus dem Statistischen Bundesamt
UMSETZUNG 24 von 65 Nachhaltigkeitsindikatoren sind im Soll, bei acht Zielvorgaben geht es in die falsche Richtung

An diesem Mittwoch will die Bundesregie-
rung ihre Neuauflage der Deutschen Nach-
haltigkeitsstrategie (DNS) der Öffentlich-
keit vorstellen. Die Erwartungen sind groß,
wie sich nicht nur in den Debatten und
Anträgen zum Thema im Bundestag ver-
gangene Woche gezeigt hat. So kritisierte
Wolfgang Lucht, Mitglied des Sachverstän-
digenrates der Bundesregierung für Um-
weltfragen, dass die Strategie bislang ein
zahnloser Tiger gewesen sei und viele Vor-
haben sehr weit vom Ziel entfernt seien.
Tatsächlich zeigen die Daten ein gemisch-
tes Bild. Als „heiter bis wolkig“ bezeichnete
das für das Monitoring zuständige Statisti-
sche Bundesamt Ende 2018 die Aussichten
für eine nachhaltige Entwicklung in
Deutschland. Die an einen Wetterbericht
erinnernde Bewertung kommt nicht von
ungefähr: In dem vom Bundesamt vorge-
legten Indikatorenbericht werde die Trends
bei den einzelnen Zielvorgaben mit Wet-
tersymbolen abgebildet.
Die 17 UN-Nachhaltigkeitsziele (SDGs)
sind für die DNS auf 65 Indikatoren he-
runtergebrochen worden. Für das SDG-Ziel
Nummer 9 („Eine widerstandsfähige Infra-
struktur aufbauen, breitenwirksame und
nachhaltige Industrialisierung fördern und
Innovationen unterstützen“) gibt es bei-
spielsweise einen Indikator: die privaten

und öffentlichen Ausgaben für Forschung
und Entwicklung. (siehe Grafik) Aussich-
ten: wolkig.

Wenig Straftaten Sonnige Aussichten
– die Ziele sind bereits erreicht oder wer-
den bei gleichbleibender Entwicklung er-
reicht – konnten Ende 2018 für 24 Indika-
toren festgestellt werden. Das gilt beispiels-

weise für zahlreichen Indikatoren, die sich
auf eine nachhaltige Entwicklungszusam-
menarbeit beziehen. Auch beim Indikator
„Entwicklung von Straftaten“ wird Kaiser-
wetter attestiert ebenso für die Raucher-
quoten.
„Leicht bewölkt“ beziehungsweise „wolkig“
bedeutet, dass die Richtung stimmt, das
Tempo aber nicht – die Ziele werden so

teils deutlich nicht erreicht. „Leicht be-
wölkt“ (Zielverfehlung zwischen fünf und
20 Prozent) sind die Aussichten beispiels-
weise bei den beiden Armutsindikatoren.
der Einkommensverteilung sowie der Be-
teiligung an dem von der Bundesregierung
initiierten Textilbündnis.
„Wolkig“ (Zielverfehlung über 20 Prozent)
wird etwa für den Ausbau der Ganztagsbe-
treuung für Kinder, für die Reduzierung der
Treibhausgasemissionen und für den An-
teil des Ökolandbaus festgehalten. Ebenso
bewertet wird beispielsweise der Stickstof-
feintrag in Nord- und Ostsee.

Gewitter angesagt Bei acht Indikatoren
ist „Gewitter“ angesagt – sie entwickeln
sich in die falsche Richtung. Das gilt bei-
spielsweise für den Primärenergiever-
brauch, die Adipositasquote bei Erwachse-
nen, die Verringerung der Siedlungsdichte
und die Belastungen von Fließgewässern
mit Phosphor und von Grundwasser mit
Nitrat. scr T

Weiterführende Links zu den
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Grünes Wachstum
WIRTSCHAFT Hoffen auf technologischen Fortschritt

Wirtschaftspolitik unter dem Zwang zur
Nachhaltigkeit: Peter Altmaier (CDU)
schwant wohl, dass er sich als Minister für
Wirtschaft und Energie im bevorstehenden
Wahlkampf bei dieser Themenstellung
mächtig ins Zeug legen muss. Gewiss nicht
von ungefähr wünschte er sich eine grund-
legende Einigung in diesen Fragen, noch
bevor das intensive Werben um Wähler-
stimmen einsetzt. Zeitig Klarheit und Ver-
lässlichkeit zu schaffen, sei „ein Beitrag
zum gesellschaftlichen und politischen
Frieden in unserem Land“, warb er in der
vergangenen Woche im Bundestag für ei-
nen „Klimakonsens“. Festge-
macht an 16 Anträgen der
Opposition ging es um
Wachstum und die ökolo-
gisch-soziale Marktwirt-
schaft.
Die Abgeordneten der Ko-
alition lagen zumindest
nicht weit auseinander, als
die Wegmarken für die
Neuausrichtung der Wirt-
schaft in Zeiten von Nach-
haltigkeit und Klimaschutz-
zielen beschrieben wurden.
Den Dreiklang von Ökolo-
gie, Ökonomie und Sozialem beschworen
Matthias Heider (CDU) und Bernd West-
phal (SPD) nahezu wortgleich. Und bei
Vorhaben wie der Förderung der Kreislauf-
wirtschaft waren FDP, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen mit im Boot.
Einzig die AfD wartete mit einem völlig
anderen Blickwinkel auf. Steffen Kotré be-
fand: „Wir können nur Umweltschutz mit
der Kernenergie machen.“ Der Ausstieg aus
Kohle und Atom habe nur den Bürgern
„das Geld aus der Tasche gezogen“ und
zum Export von Arbeitsplätzen ins Ausland
geführt: „Wir transferieren unseren Wohl-
stand in andere Länder.“

Mit solchen Befunden blieb er in der De-
batte allein. Doch in Details zeigten sich
auch bei den übrigen Oppositions-Fraktio-
nen deutliche Unterschiede. Einigkeit
herrschte zwar bei der generellen Feststel-
lung, dass Nachhaltigkeit in der Wirtschaft
nur mit technologischem Fortschritt er-
reichbar sei. Doch die Liberale Sandra
Weeser verband damit die Überzeugung,
dass es dazu der Freiheit von Forschung
und Entwicklung statt politischer Vorgaben
brauche.
Völlig konträr dazu äußerte sich Jörg Ce-
zanne (Die Linke). Er forderte von der Po-

litik eine eingreifende und
lenkende Rolle. Sie müsse
Vorgaben machen, wenn es
um die Vermeidung von
Treibhausgasen gehe. Er
wolle, dass die Belegschaft
beteiligt wird, wenn ein
Unternehmen nach neuen
Produkten sucht, die kli-
maneutral hergestellt wer-
den können.
Massive Förderung von
Forschung und Entwick-
lung in der Wasserstoff-
Technologie: Diese Forde-

rung von Dieter Janeczek (Bündnis 90/Die
Grünen) trugen viele Redner mit. Doch er
setzte sich ab, als er eine „Antiklimaschutz-
politik“ anprangerte. Im Bereich der erneu-
erbaren Energien seien mehr Arbeitsplätze
vernichtet worden, als es sie noch im Koh-
lesektor gebe.
Für die Debatte galt, was Minister Altmaier
mit seinem Eintreten für einen Klimakon-
sens und damit einer Einigung auf grund-
legende Aspekte verknüpfte. Es gehe gar
nicht darum, ein Thema aus dem Wahl-
kampf herauszuhalten: „Es wird noch ge-
nug übrigbleiben, worüber wir streiten
können.“ Franz Ludwig Averdunk T

»Wir können
Umweltschutz

nur mit
der

Kernenergie
machen.«
Steffen Kotré

(AfD)

Lohntüte von morgen
ARBEIT Debatte über Löhne, Renten und Mitsprache

Zwar gab Bundesarbeits- und Sozialminis-
ter Hubertus Heil (SPD) die Devise aus,
„die Wahrheit ist konkret“. Aber Matthias
Zimmer (CDU) versuchte es andersherum.
Er stürzte sich sozusagen aus der Vogelper-
spektive auf das Thema „Arbeit im Wan-
del“. Unter diesem Titel fand in der vergan-
genen Woche eine Nachhaltigkeitsdebatte
zum Arbeitsmarkt statt, ein Gebiet, auf
dem der Zusammenhang vielleicht nicht
auf Anhieb erkennbar ist.
Zimmer versuchte, diesen über grundsätz-
liche Überlegungen zum Charakter der
Arbeit herzustellen: „Arbeit ist Ausdruck
der Personalität des Menschen. Das ver-
leiht der Arbeit Würde.“
Arbeit, die dies nicht be-
rücksichtige, sei „entfrem-
dete Arbeit: Arbeit, die
krank macht, Arbeit, die
keine Wertschätzung ge-
nießt, Arbeit ohne gerech-
ten Lohn“. Solche Formen
der Arbeit, die eben nicht
nachhaltig seien, müssten
national wie global „eli-
miniert“ werden, forderte
Zimmer.
Zur Debatte standen sie-
ben Anträge von AfD, FDP,
Linken und Grünen (19/22545; 19/20189;
19/22488; 19/22474; 19/20780; 19/7919
und 19/17521) zu so unterschiedlichen
Themen wie Altersvorsorge, inklusiver Ar-
beitsmarkt , Arbeitsbedingungen in
Schlachthöfen, betriebliche Mitbestim-
mung und Kurzarbeitergeld. Es lag also na-
he, dass die Debatte insgesamt sehr kon-
kret wurde.
So mahnte Susanne Ferschl (Die Linke),
die Beschäftigten dürften nicht die Verlierer
des Wandels der Arbeit sein. Deshalb
bräuchten sie unter anderem mehr Mit-
spracherechte in ihren Betrieben.

René Springer (AfD) fragte, wie nachhaltig
es sei, dass sich Deutschland einen riesigen
Niedriglohnsektor leiste, obwohl jeder wis-
se, dass mit diesen Niedriglöhnen keine ar-
mutsfesten Renten verdient werden könnten.
Hubertus Heil interessierte, um welche Art
von Arbeit es künftig gehen soll. „Die Aus-
beutung von Menschen darf nicht mit Ar-
beit verwechselt werden“, appellierte er un-
ter Hinweis auf die jüngsten Skandale in
der Fleischwirtschaft.
Jens Beeck (FDP) verwies darauf, dass die
Corona-Pandemie dafür gesorgt habe, in
der Arbeitswelt neue Wege finden zu müs-
sen. Sowohl die Etablierung des Homeof-

fice als auch die digitale
Transformation habe im
Schnelldurchlauf auf den
Arbeitsmarkt gewirkt. Diese
Erfahrungen müssten nun
genutzt werden, sagte der
Liberale.
Beate Müller-Gemmeke
(Grüne) mahnte, die Trans-
formation des Arbeitsmark-
tes müsse ökologisch und
sozial ausgestaltet sein. Kli-
mapolitik und soziale Ge-
rechtigkeit gehörten für ihre
Fraktion untrennbar zu-

sammen, betonte sie. So müsse zum Bei-
spiel die Autoindustrie stärker darin unter-
stützt werden, die Transformation zu öko-
logisch nachhaltiger Produktion zu gestal-
ten.
Michael Gerdes (SPD) erläuterte, was aus
seiner Sicht nachhaltige Sozialpolitik be-
deutet: „Langfristig für soziale Sicherheit
zu sorgen und Arbeitsplätze zu erhalten, ist
nachhaltig. Ein Arbeitsplatz, der nicht nur
heute, sondern auch morgen die Lohntüte
füllt, ist nachhaltig. Ein Arbeitsplatz, der
meine Familie ernähren kann, ist nachhal-
tig“, sagte Gerdes. Claudia Heine T

»Ausbeutung
von Menschen
darf nicht mit

Arbeit
verwechselt
werden.«

Hubertus Heil (SPD),
Bundesarbeitsminister

Z
ur „Mobilität der Zukunft“
gibt es im Bundestag ganz
unterschiedliche Vorstellun-
gen. Da sind auf der einen
Seite die Grünen, die ab
2030 nur noch neue Autos

zulassen wollen, die emissionsfrei sind,
wie Stefan Gelbhaar (Grüne) betont und
die den Autobahnbau stoppen wollen, wie
seine Fraktionskollegin Daniela Wagner er-
klärt. Letzteres will auch die Linksfraktion.
Deren Verkehrsexpertin Sabine Leidig kriti-
sierte, der Bund befeuere den Aus- und
Neubau von Autobahnen und verlangte
während der Debatte zur nachhaltigen Ver-
kehrspolitik in der vergangenen Woche:
„Damit muss Mal Schluss sein.“
Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer
(CSU) sah das anders. „Ich finde es nicht
nachhaltig, wenn aufgrund politischer Ent-
scheidungen tausende, vielleicht hundert-
tausende von Arbeitsplätzen abgebaut wer-
den und damit nachhaltig Finanzpolitik
und Wirtschaftspolitik nicht positiv gestal-
tet werden können.“ Daher bemühe sich
das Verkehrsministerium immer wieder,
die Infrastruktur zu erneuern, zu sanieren
„und auch neu auszubauen“.

Technologieoffenheit AfD und FDP
warnten vor einer einseitigen Fokussierung
auf die Elektro-Mobilität und „übertriebe-
ne“ Einsparziele. „Wir brauchen Technolo-
gieoffenheit und machbare Ziele“, betonte
Oliver Luksic (FDP). Es sei eine Fiktion,
dass die Elektromobilität kurzfristig um-
setzbar ist, befand Dirk Spaniel (AfD).
Felix Schreiner (CDU) verwies auf hundert-
tausende Arbeitsplätze, „die direkt oder in-
direkt vom Automobil abhängen“. Der An-
spruch der Union sei es, die wirtschaftliche

Leistungsfähigkeit Deutschlands „mit dem
Schutz unserer natürlichen Lebensgrundla-
gen zu vereinen“. Ein Plädoyer für die Was-
serstofftechnologie hielt Arno Klare (SPD)
und warb gleichzeitig dafür, „auch an den
kleinen Rädern zu drehen“.

Innovationen statt Verbote Schreiner
forderte, Technologieoffenheit zu garantie-
ren und Innovationen zu fördern. Es sei
klar, dass der Verkehrssektor einen wesent-
lichen Beitrag zur Erreichung der globalen
Klimaschutzziele leisten
müsse, machte der Uni-
onsabgeordnete deutlich.
„Das erreichen wir nur
durch Innovationen, aber
nicht durch Verbote“, sagte
er. Schreiner forderte, die
Empfehlungen der Natio-
nalen Plattform Zukunft
der Mobilität ernst zu neh-
men. Am Ende würden
sich nämlich nicht die
Technologien durchsetzen,
die im Bundestag be-
schlossen werden, sondern
jene, „die vom Bürger gekauft werden kön-
nen und die auch bezahlbar sind“.
Für Wolfgang Wiehle (AfD) stellte sich die
Frage, ob die Mobilität der Zukunft von der
freien Wahl des Verkehrsmittels oder von
„Gängelung, Verboten und immer neuen
Steuern“ geprägt sein werde. Jeder Verkehrs-
träger, befand Wiehle, habe seine Stärken.
Das Auto sei unschlagbar in der Erschließung
der Fläche, die Bahn bei der Bündelung gro-
ßer Verkehrsströme. Mit Blick auf die ver-
schärften CO2-Einsparziele der EU-Kommis-
sion warnte er: Bundesregierung und EU
überspannten den Bogen. „Damit zerstören

Sie Struktur, vernichten Arbeitsplätze und
vergeuden das Geld der Steuerzahler.“
SPD-Mann Klare stellte die Frage in den
Raum, ob klimaneutrales Fliegen möglich
sei und gab selbst die Antwort: „Kann man
schaffen.“ Das fossile Kerosin müsse durch
synthetische Kraftstoffe ersetzt werden, for-
derte er. Damit werde auch die Kondens-
streifenbildung am Himmel reduziert, die
66 Prozent des Klimaimpacts des Flugver-
kehrs ausmache. Investiert werden müsse
auch in bessere Triebwerke, was aktuell

schon passiere. „Die Wasser-
stofftechnologie ist ein ganz
großes Rad, das wir drehen“,
erläuterte Klare. Wichtig sei-
en aber auch die andere
Schritte. Wenn es gelänge,
mit windschnittigeren Mo-
dellen den Strömungswider-
stand eines Lkw um 30 Pro-
zent zu senken, bedeute das
zehn Prozent weniger Treib-
stoff. Bei 30,1 Milliarden Ki-
lometern, die die Lkw in
Deutschland jährlich absol-
vierten, und einem Ver-

brauch von 30 Liter pro 100 Kilometer, sei
das eine nicht geringe Einsparung.
Die FDP-Fraktion setzt auf Wettbewerb, wie
Oliver Luksic deutlich machte. Die von der
Bundesregierung und der EU-Kommission
vorgegebenen Einsparziele seien mit Blick
auf den Fahrzeugbau „völlig überzogen“,
befand er. Es sei richtig, CO2 zu bepreisen.
Dann sollte es aber den Kunden überlassen
werden, welche Technologie sich durchset-
ze. Schwer erklärlich ist es aus seiner Sicht,
„warum wir keinen einheitlichen CO2-Preis
haben“. Der Zertifikatehandel in der Indus-
trie funktioniere gut und habe zu Reduktio-

nen geführt. Hier gebe es einen Preis von 25
Euro pro Tonne CO2. Beim Verkehr liege
der Preis hingegen hochgerechnet bei 475
Euro pro Tonne.

»Eklatante« Verfehlungen Aus Sicht der
Linken-Abgeordneten Leidig sind beim
Thema Mobilität die Verfehlungen der
Bundesregierung „eklatant“. Noch immer
wachse der Autoverkehr und würde der fos-
sile Verkehr subventioniert. Noch immer
steige der Flächen- und Ressourcenver-
brauch. Positiv stimme sie, dass die soziale
und ökologische Verkehrswende in gesell-
schaftlichen Bewegungen an Fahrt gewin-
ne. „Die Lage ist also nicht hoffnungslos“,
sagte die Linken-Abgeordnete.
Der Verkehrssektor müsse einen substan-
ziellen Beitrag zur Erreichung der Klima-
ziele leisten, forderte die Grünenpolitike-
rin Wagner. Nötig sei eine umfassende Ver-
kehrswende „mit mehr Schiene, weniger
Straßen, kleineren Fahrzeugen und weni-
ger Lärm“. Deutschland sei das letzte Land
in Europa, „das sich die Gefährdung, den
Lärm, den Spritverbrauch, die Emission,
den Feinstaub unbegrenzter Raserei noch
leistet“, kritisierte sie.
Verkehrsminister Scheuer verteidigte die
Strategie der Regierung und erwiderte, die
Koalition habe „wie nie zuvor Investitions-
mittel für den Ausbau und die Sanierung
der Schiene zur Verfügung gestellt“. Zudem
würden mehr als 1,4 Milliarden Euro in
den Radverkehr investiert. „Die Strategie
geht auf: Mobil und digital verzahnen,
technologieoffen, verkehrsmittel- und ver-
kehrsträgerübergreifend und damit so
nachhaltig zu sein, dass es uns die nachfol-
genden Generationen danken“, sagte
Scheuer. Götz Hausding T

Alle Fraktionen fordern Investitionen in neue Technologien. Eine davon ist, Autos mit Wasserstoff zu betanken. © picture-alliance/Jochen Eckel

Sauber
unterwegs
VERKEHR Grüne und Linke wollen den
Autobahnbau stoppen. Die Union sorgt
sich um Arbeitsplätze. AfD und FDP
kritisieren Grenzwerte. Die SPD will
große und kleine Räder drehen

»Wir
brauchen

Technologie-
offenheit

und machbare
Ziele.«
Oliver Luksic

(FDP)

Die unbegrenzten Möglichkeiten des Alltags
NACHHALTIG LEBEN Umweltschonendes Bauen, langlebige Geräte und eine gute Gesundheitsversorgung - die Abgeordneten streifen viele Aspekte

Bauen oder Landwirtschaft, Elektroschrott
oder langlebige Geräte: Leben und Kon-
sum lassen sich unter dem Aspekt der
Nachhaltigkeit breit auffächern, wie stattli-
che 19 Anträge der Fraktionen zeigten, die
in der vergangenen Woche im Bundestag
zur Debatte standen. Nicht zu vergessen:
Gesundheit und Pflege.
Beruhigend äußerte sich der Parlamentari-
sche Staatssekretär im Bundesgesundheits-
ministerium, Thomas Gebhart (CDU):
Auch dank der jüngst festgezurrten Milliar-
den-Spritzen des Bundes für Krankenhäu-
ser und den öffentlichen Gesundheits-

dienst werde es auch in Zukunft eine gute
gesundheitliche und pflegerische Betreu-
ung geben. Wenn denn die Bundesländer
mitziehen, so sein Appell.
Ein Kurz-Seminar über Diabetes und Adi-
positas baute der Arzt Rudolf Henke
(CDU) in seine Rede ein: Die Bedeutung
der Vorbeugung wollte er damit unterstrei-
chen – wie gerade jetzt durch die neuerlich
verschärften Beschränkungen bei der Ta-
bakwerbung. Jeder in die Prävention inves-
tierte Euro zahle sich vielfach aus.

Potenzial beim Hausbau Die Verbindung
von Nachhaltigkeit und Bauen knüpfte
Klaus Mindrup (SPD): „Ein Schlüssel ist
das Bauen mit Holz“, versicherte er. So
werde das Bauen von einer CO2-Quelle zu
einer CO2-Senke. Bauen mit Holz in intel-
ligenter Kombination mit anderen Mate-
rialien sei aktiver Klimaschutz.

Daniel Föst (FDP) verlangte einen Paradig-
menwechsel im Baubereich: Gebäude
müssten in den Zertifikatehandel für Emis-
sionen einbezogen werden. Das Potenzial,

dort CO2 einzusparen, sei enorm und
müsse endlich gehoben werden. Doch pas-
siert sei bisher so gut wie gar nichts. Trotz
Investitionen in Höhe von 300 Milliarden

Euro in den vergangenen zehn Jahren in
energetische Gebäudesanierung sei der
Quadratmeter-Energieverbrauch gleichge-
blieben.
Ganz anders nahm Frank Magnitz (AfD)
den Bausektor ins Visier: Die unermessli-
che Regulierungswut der Bundesregierung
habe das Bauen verteuert. Wohneigentum
zu erwerben, sei heute für breite Schichten
unmöglich. Die Regierung habe durch fort-
gesetzten Rechtsbruch zu einer neuen deut-
schen Wohnungsnot beigetragen.
Ralph Lenkert (Die Linke) hob speziell auf
die Haltbarkeit bei technischen Geräten
ab. Unternehmen sollten in Forschung und
Entwicklung investieren, um haltbare und
langlebige Produkte herzustellen. 20 Pro-
zent mehr Investitionen in die Qualität er-
gäben eine doppelte Haltbarkeitsdauer.
Das spare dem Verbraucher Geld und helfe
zugleich der Umwelt.

Gerhard Zickenheiner (Bündnis 90/Die
Grünen) betonte, gerade die Kommunen
könnten in Sachen Nachhaltigkeit bei Kli-
ma- und Umweltschutz viel leisten. Ob
Radwege oder öffentlicher Nahverkehr und
Maßnahmen gegen den Wassermangel:
Dort sei das nötige Fachwissen vorhanden.
Doch werde ihnen allenfalls in homöopa-
thischen Dosen geholfen, deshalb forderte
er mehr Unterstützung der Kommunen.
Der Klimaschutz könne dort zudem wie
ein Konjunkturmotor wirken.
Auf jeden Fall sprach der Arzt Rudolf Hen-
ke erkennbar einer breiten Mehrheit aus
der Seele, als er konstatierte: Wer ange-
sichts von weltweit 300.000 Neuinfizierten
an einem Tag von Coronawahn spreche
und angesichts der verheerenden Brände in
Australien und Kalifornien von Klima-
wahn, der begebe sich aktiv und bewusst
in Gegensatz zu Fakten. fla T

Weiterführende Links zu den

Themen dieser Seite finden

Sie in unserem E-Paper

CO2-Quelle statt CO2-Senke: Bauen mit Holz © picture-alliance/imageBroker



Im Krisenmodus
ENTWICKLUNG Mehrheit der Fraktionen fordert mehr Engagement, AfD will Hilfen streichen

N
ach sieben Debatten zur
Nachhaltigkeit in allen
Facetten richtete Gerd
Müller eine Bitte an die
Abgeordneten: „Bitte lasst
uns konkret werden.“ Mit

vergnügtem Lächeln in die Reihen vor ihm
blickend präsentierte der Bundesentwick-
lungsminister von der CSU daraufhin seine
Vorschläge: „Dieses Parla-
ment und alle Ministerien
stellen sich klimaneutral.
Treten wir der Allianz für
Klima und Entwicklung
bei. Und kompensieren, in-
dem jeder Abgeordnete
tausend Bäume pflanzt“.
Applaus, außer auf Seiten
der AfD. Doch Müller war
noch nicht fertig. Bundes-
wehr, Polizei, Länder und
Kommunen sollten auf ei-
ne nachhaltige Beschaffung
umstellen, die Bundesregie-
rung die Einfuhr von Soja und Palmöl nur
noch aus entwaldungsfreien Lieferketten
erlauben, das Handelsabkommen der EU
mit den südamerikanischen Mercosur-
Staaten um eine Nachhaltigkeitsklausel er-
weitert werden. Und der Kabinettskollege,
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier
(CDU), solle endlich aufhören, das von
Müllers Haus vorgelegte Lieferkettengesetz

zu torpedieren. Beherzten Schrittes verließ
Müller nach seiner Rede das Pult.
Bei der kommenden Bundestagswahl will
der CSU-Politiker nicht noch einmal antre-
ten, bis dahin will der Ressortchef die Zeit
offenbar nutzen, um Kernprojekte wie das
Lieferkettengesetz (siehe Stichwort) durch-
zusetzen. Dieses soll im Ausland produzie-
rende deutsche Unternehmen verpflichten,

ihre Lieferketten offenzule-
gen und Zulieferer auf Ein-
haltung der Menschenrech-
te zu überprüfen. Wirt-
schaftsminister Altmaier
stört daran unter anderem,
dass es bei Verstößen auch
zivilrechtliche Konsequen-
zen geben soll, weswegen
sich die Verabschiedung
des Entwurfs im Kabinett
seit Wochen verzögert.
In der Debatte sprangen
der Koalitionspartner und
Teile der Opposition bei.

Laut einer Umfrage befürworteten 75 Pro-
zent der Bundesbürger ein „scharfes Liefer-
kettengesetz“, betonte Sascha Raabe (SPD)
und nannte es falsch, dass Altmaier das
Vorhaben verwässern wolle. „Ausbeutung
darf kein Wettbewerbsvorteil sein“, konsta-
tierte er. „Menschenrechte sind unteilbar
und müssen umgesetzt werden.“ Auch
nach Ansicht von Heike Hänsel (Linke) ge-

hört zu gerechten Wirtschaftsbeziehungen
auch die Verantwortung von Unternehmen
für ihre ausgelagerte Produktion. Ausbeu-
tung und Umweltzerstörung müssten end-
lich bestraft werden.
Die Linke und Bündnis 90/Die Grüne hat-
ten jeweils Anträge (19/15777, 19/16061,
19/16883) vorgelegt, die der Bundestag je-
doch ablehnte. Genauso wie sechs weitere
Initiativen der Linken unter anderem zum
Stopp des Mercosur-Abkomens und vier
Anträge der Grünen, in denen diese sich et-
wa für eine Aufstocken der internationalen
Klimafinanzierung und „völkerrechtlich
verbriefte individuelle Mobilitätsrechte“ im
Falle von „klimabedingter Migration“ aus-
sprachen. Claudia Roth (Grüne) erklärte
dazu, die Klimakrise führe zu „dramati-
schen Veränderungen“ in der Welt, schon
jetzt würden in Folge des Klimawandels in-
nerstaatlich mehr Menschen vertrieben als
durch Gewalt und Konflikte. „Es ist höchs-
te Zeit, die millionenfache klimabedingte
Flucht und Vertreibung ernst zu nehmen“
und zu handeln, mahnte die Grünen-Poli-
tikerin.
Olaf in der Beek (FDP) ergänzte, allein bis
zum Jahresende würden wegen der Coro-
na-Pandemie und der sich zuspitzenden
Klimakrise bis zu 136 Millionen Menschen
zusätzlich von Hunger bedroht sein.
Deutschland müsse daher seiner Verant-
wortung gerade gegenüber den am wenigs-

ten entwickelten Länder der Erde gerecht
werden und Entwicklungszusammenar-
beit, Klimaschutz und Umweltschutz zu-
sammendenken. „Corona darf nicht dazu
führen, dass wir in diesen Fragen vom Kurs
abkommen“, warnte er.
Zwei Anträge seiner Fraktion (19/9856,
19/22473), in denen diese eine bessere
Unterstützung der am wenigsten entwi-
ckelten Länder und eine internationale Ge-
berkonferenz für den Wald forderten, fan-
den gleichwohl keine Mehrheit.

Die AfD verlangt von der Bundesregierung
indes, neu zugesagte Entwicklungsmittel
und Zahlungen für Klimaschutz im Aus-
land zu streichen und sowohl aus dem Pa-
riser Klimaabkommen als auch der Agenda
2030 für nachhaltige Entwicklung auszu-
steigen. Das untermauert sie mit zwei An-
trägen (19/22468, 19/22469), die der Bun-
destag an die Ausschüsse überwies. Einen
Antrag (19/15737), in dem sich die AfD
für eine Stärkung des afrikanischen Bin-
nenmarkts einsetzt, lehnte das Plenum ab.
Markus Frohnmaier (AfD) verwies auf drei
Millionen Arbeitslose und sieben Millio-
nen Kurzarbeiter in Deutschland und warf
den übrigen Fraktionen „Panikmache“ und
Gleichgültigkeit gegenüber dem „Leid der
Deutschen“ vor. Die Grünen, urteilte er,
wollten zudem ein „Umsiedlungspro-
gramm für Klimaflüchtlinge“ und die Ab-
schaffung Deutschlands forcieren.
Für Volkmar Klein (CDU) ist es hingehen
nicht nur ein „ethisches Gebot“, ärmeren
Ländern zu helfen. Es liege auch „im prak-
tischen Interesse Deutschlands“ zu verhin-
dern, dass die Welt instabiler werde „und
wir unseren Wohlstand, unsere Freiheit
und unsere Sicherheit verlieren“. Der Etat
des Entwicklungsministeriums sei daher
von 3,7 Milliarden Euro im Jahr 2004 auf
12,4 Milliarden angewachsen, lobte Klein:
„Wir machen damit deutlich, wo unsere
Prioritäten sind.“ Johanna Metz T

Frauen in einer Textilfabrik in Dhaka (Bangladesch): Viele von ihnen haben ihre Jobs verloren, nachdem internationale Modeketten wegen der Corona-Krise Aufträge stornieren mussten. Die Arbeitsbedingungen der Näherin-
nen und die mangelnde Rücksicht auf den Umweltschutz bei der Produktion stehen schon länger in der Kritik. © picture-alliance/dpa

»Menschen-
rechte sind
unteilbar und

müssen
umgesetzt
werden.«
Sascha Raabe

(SPD)

Gemischtes Zeugnis von der OECD
BILDUNG Opposition sieht Deutschland als Schlusslicht bei Digitalisierung und Zukunftstechnologien

Lehrermangel, Nachholbedarf beim digita-
len Lernen und unterdurchschnittliche Bil-
dungsausgaben im Verhältnis zum Bruttoin-
landsprodukt: Die Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) stellt Deutschland in ihrem
Anfang September erschienenen Bildungs-
bericht allenfalls ein gemischtes Zeugnis
aus. Eine Steilvorlage für die Opposition, die
die Politik der Bundesregierung während ei-
ner Debatte über insgesamt 15 Anträge zu
den Themen Innovation, Bildung und Digi-
talisierung am vergangenen Donnerstag hef-
tig anging.
Rund sechs Millionen Analphabeten, wie-
der schwächere Ergebnisse bei der jüngsten
Pisa-Studie, zu wenig Betreuung für Kinder
unter drei Jahren – und besonders
schmerzhaft: „Unsere digitale Bildungsre-
publik bekommt eine Ohrfeige nach der
anderen“, empörte sich Thomas Sattelber-
ger (FDP). Die Studienergebnisse seien
eindeutig: „Deutschland ist Schlusslicht
beim digitalen Lernen!“ Ministerin Anja
Karliczek (CDU) müsse endlich handeln,
forderte der Liberale. Es brauche schnell
Fortbildung für Lehrkräfte und eine Entbü-
rokratisierung des Digitalpaktes, sonst wer-
de Deutschlands Bildung „in dieser Legis-
laturperiode nicht mehr zukunftsfit“.
Harsch fiel auch die Kritik der AfD aus:
Das Beispiel der stockenden IT-Moderni-

sierung von 180 Bundesministerien und
-behörden sei eine „Bankrotterklärung“
und zeige erneut, dass die Bundesregierung
wenig Sachverstand und Interesse am Zu-
kunftsthema Digitalisierung habe, sagte
Joana Cotar. „Wäre es anders, hätten wir
längst ein Digitalministerium und der Aus-
schuss Digitale Agenda müsste nicht um je-
de Federführung kämpfen.“

Petra Sitte (Linke) forderte mehr Investitio-
nen in für die demokratische Gesellschaft
grundlegende Bereiche wie Bildung, Wis-
senschaft, Forschung, aber auch Kultur, Ge-
sundheit, Pflege und öffentliche Infrastruk-
tur. Es brauche Innovationen, ja – aber die-
se seien nicht per se nachhaltig, gab die
Linken-Politikerin zu bedenken. Das glei-
che gelte für die Digitalisierung. Wer Ge-
sellschaft und Wirtschaft „nachhaltig, um-
weltverträglich und sozial“ gestalten wolle,
müsse auch bei der Förderung von For-
schung, Innovation und Digitalisierung auf
Nachhaltigkeit achten, mahnte Sitte. Dazu
brauche es politischen Willen. Dieser aber
fehle der Bundesregierung offenbar schon
bei der Umsetzung ihrer eigenen Nachhal-
tigkeitsstrategie.

Klimaneutrale Technologien Den Finger
in die Wunde legte auch Anna Christmann
(Grüne): Sie bemängelte die Innovations-
und Forschungsförderung als zu wenig
zielgerichtet. Der Klimawandel sei die
„größte Herausforderung des Jahrhun-
derts“, aber das Forschungsministerium
wisse nicht einmal genau, wie viel Geld
aus der Hightech-Strategie oder aus dem
aktuellen Konjunkturpaket in die Förde-
rung klimaneutraler Technologien fließe.
„Priorität für Klimaschutz sieht anders
aus!“ Ein zukunftsfähiger Mobilitätsstand-

ort erfordere steigende Investitionen in
E-Mobilität und die entsprechende For-
schung dazu. „Im Ministerium aber sinken
die Ausgaben!“, monierte Christmann.

Zukunftspaket Michael Meister (CDU),
Parlamentarischer Staatssekretär im Minis-
terium für Bildung und Forschung, hielt
dagegen: Mit dem 60 Milliarden schweren
„Zukunftspaket“ fördere die Regierung be-
wusst Bildung, Forschung und Zukunfts-
technologien wie etwa Grünen Wasserstoff
und Künstliche Intelligenz. Ziel sei es,
Wirtschaft und Gesellschaft dauerhaft zu
erneuern – und zwar „strukturell und über
einen konjunkturellen Impuls hinaus“.
Zuvor hatte auch Familienministerin Fran-
ziska Giffey (SPD) betont, wie keine ande-
re zuvor investiere die Bundesregierung in
Bildung. Ob mit dem Gute-Kita-Gesetz
oder den Investitionen aus dem Konjunk-
turpaket in Digitalisierung und Ausbau
von Ganztagsschulen: „Ich bin zuversicht-
lich, dass wir die richtigen Weichen stellen
können.“ Sandra Schmid T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Vorschläge für
eine starke
Demokratie
STAAT Die Demokratie und ihre Institutio-
nen müssen verteidigt und gestärkt werden.
Darin waren sich im Grunde, bei teilweise
sehr unterschiedlicher Nuancierung, die Red-
nerinnen und Redner der Debatte unter dem
Titel „Starke Demokratie, handlungsfähiger
Staat und nachhaltige Finanzen“ einig. Die
Oppositionsfraktionen hatten zu dem Tages-
ordnungspunkt am vergangenen Mittwoch
ein breites Spektrum an Anträgen und Ge-
setzentwürfen vorgelegt: Die Grünen brach-
ten beispielsweise den Entwurf für ein Demo-
kratiefördergesetz ein. Die FDP schlug eine
„implizite Schuldenbremse“ vor. Beide Frak-
tionen lieferten auch Vorlagen mit der Forde-
rung nach einem Presseauskunftgesetz. Die
AfD wiederum verlangte unter anderem ei-
nen Wandel in der Migrationspolitik, ein um-
fassendes Kopftuchverbot sowie ein Verzicht
auf die CO2-Besteuerung. Alle Vorlagen wur-
den abgelehnt beziehungsweise zur weiteren
Beratung an die Ausschüsse überwiesen.
Gottfried Curio (AfD) forderte einen „nach-
haltigen Politikwechsel“, um „die Werte der
deutschen Demokratie zu bewahren, um
diesen Staat handlungsfähig zu halten, um
die Finanzen nachhaltig für die Zukunft zu
ordnen“. Stattdessen sehe man aber eine Po-
litik „geboren aus einer amoklaufenden glo-
balistischen Ideologie, die das Gegenteil be-
wirkt“, meinte Curio.

Bedrohungen Für die FDP-Fraktion sagte
Konstantin Kuhle, es gehe im Sinne der
Nachhaltigkeit um „die Widerstands- und
Regenerationsfähigkeit der Demokratie und
ihrer Institutionen“. Es sei an der Zeit, die
Institutionen gegen die Bedrohung von den
Rändern – „und hier ganz besonders von der
rechtsextremen Seite“ – zu verteidigen. Da-
für benötige es unter anderem eine Stärkung
der Kommunalpolitik, meinte Kuhle.
Rita Hagl-Kehl (SPD), Parlamentarische
Staatssekretärin bei der Bundesministerin
der Justiz und für Verbraucherschutz, hob
die Leistungsfähigkeit von Demokratie und
Rechtsstaat auch unter Pandemiebedingun-
gen hervor. Sie betonte, dass der demokrati-
sche Konsens in „einer bunten, vielfältigen
Gesellschaft die große Kraftquelle unseres
Gemeinwesens“ sei. Dieser Konsens sei es
auch, „der unsere Institutionen stark macht“.
Damit werde ein zentraler Beitrag zur nach-
haltigen Entwicklung geleistet.
Petra Pau (Die Linke) sagte, „unsere Demo-
kratie steht keineswegs auf sicheren Füßen“.
Sie müsse immer verteidigt und grundsätz-
lich weiterentwickelt werden. Gegen Demo-
kratieverdruss helfe nur mehr Demokratie,
vor allem mehr direkte Demokratie. Pau for-
derte zudem einen stärkeren Kampf gegen
Rechtsextremismus
Tabea Rößner (Bündnis 90/Die Grünen) ver-
wies auf den Grünen-Vorschlag eines Demo-
kratiefördergesetzes. Dies sei „angesichts von
verschwörungsideologischen Protesten in
der Coronapandemie“ noch wichtiger ge-
worden.

Schuldenbremse Andreas Jung (CDU)
ging auf nachhaltige Finanzpolitik ein. Das
bedeute: „Wir müssen mit dem Geld, das
wir haben, mit den Einnahmen, die uns
zukommen, auskommen.“ Jung hob her-
vor, dass dieses Prinzip mit der Schulden-
bremse im Grundgesetz verankert worden
sei. Diese sehe auch Ausnahmen in Krisen-
zeiten vor. Davon sei in diesem Jahr Ge-
brauch gemacht worden, davon werde
auch im nächsten Jahr Gebrauch gemacht.
2022 müsse aber zur Schuldenbremse
– und so schnell wie möglich zur Schwar-
zen Null – zurückgekehrt werden. scr T
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> STICHWORT

Lieferkettengesetz

> Ziel Es soll es deutschen Unternehmen
ab 500 Mitarbeitern dazu verpflichten,
entlang ihrer gesamten Wertschöpfungs-
kette Menschenrechte und Umweltaufla-
gen zu achten. Unternehmen sollen vor
Gericht für Verfehlungen zur Verantwor-
tung gezogen werden können. Bislang
beteiligen sich 81 Unternehmen freiwil-
lig am Bündnis für nachhaltige Textilien.

> Kritik Das Wirtschaftsministerium warnt
vor Belastungen insbesondere für mittel-
ständische Unternehmen und lehnt eine
zivilrechtliche Haftung ab.



Weiterführende Links zu den

Themen dieser Seite finden

Sie in unserem E-Paper

KURZ NOTIERT

Insolvenzantragspflicht
bleibt ausgesetzt

Für überschuldete Unternehmen bleibt die
Insolvenzantragspflicht bis zum 31. De-
zember 2020 ausgesetzt. Das sieht eine
Änderung des COVID-19-Insolvenzausset-
zungsgesetzes (19/22178) vor, die der
Bundestag vergangene Woche mit großer
Mehrheit beschlossen hat. Die Pandemie
sei noch nicht überwunden, viele Firmen
seien insolvenzgefährdet. Sie sollen sich
weiter unter Inanspruchnahme staatlicher
Hilfsangebote und im Rahmen außerge-
richtlicher Verhandlungen sanieren kön-
nen. Zahlungsunfähige Firmen sind aus-
genommen. mwo T

Keine Prüfmöglichkeit für
Auslandseinsätze

Bundeswehreinsätze im Ausland können
weiterhin nicht umfassend verfassungs-
rechtlich überprüft werden. Der Bundes-
tag lehnte am Donnerstag mit Koaliti-
onsmehrheit einen Gesetzentwurf der
Grünen zur Änderung des Bundesverfas-
sungsgerichtsgesetzes ab (19/14025).
Grundsatzfragen müssten letztverbind-
lich durch das Bundesverfassungsgericht
geklärt werden können, argumentierten
die Grünen unter Verweis auf einen Be-
schluss des Gerichts zum Einsatz in Sy-
rien. Dazu bedürfe es eines neuartigen
Verfahrens. Die Koalition hält dies nicht
für erforderlich. mwo T
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Behördliche Wissenslücken
AMRI-AUSSCHUSS Zeuge schildert kuriose Namensangaben von Islamisten

Wenn sich einer schon „Ahmed al Masri“
nennt. Für Thomas Beck „ein Umstand, der
mich regelmäßig erbost“. Schließlich – was
soll das heißen? „Ahmed der Ägypter“, wei-
ter nichts: „Genau so gut könnte ich mich
als ‚Thomas der Deutsche‘ vorstellen.“ Das
weiß natürlich nicht jeder. Ein Vorwurf ist
den Beschäftigten diverser deutscher Aus-
länderbehörden also nicht zu machen, die
es unbesehen für bare Münze nahmen, als
ein Asylbewerber, der in
Wahrheit Anis Amri hieß,
sich ihnen als „Ahmed al
Masri“ andiente. Eine auf
diesen Namen ausgestellte
Duldungsbescheinigung
fand sich nach dem An-
schlag auf dem Berliner
Breitscheidplatz im Führer-
haus des Lastwagens, mit
dem der Täter den Weih-
nachtsmarkt an der Kaiser-
Wilhelm-Gedächtniskirche
überrollt hatte.

Eigenwillige Namen Dem
Bundesanwalt beim Bundesgerichtshof,
Beck, hätte Amri so leicht nichts vorma-
chen können. Der Mann kennt sich aus
mit der gelegentlich eigenwilligen Na-
mensgebung der Islamisten. In seinen Ak-
ten wimmelt es von „al-Masris“, „al-Alma-
nis“, „al-Bagdadis“, „al-Tounsis“ und wie
sie zu heißen vorgeben. Seit Anfang 2014
steht der heute 64-jährige Beck an der Spit-
ze der Terrorismusabteilung der Bundesan-
waltschaft, ist seit Mitte 2018 ständiger Ver-
treter des Generalbundesanwalts. In dieser
Eigenschaft führte er nach dem von Amri
verübten Attentat am 19. Dezember 2016
die Oberaufsicht über die Ermittlungen.
Der Berliner Anschlag verschaffte dem
Bundesanwalt Beck, wie er in der vorigen

Woche im Untersuchungsausschuss erläu-
terte, freilich Gelegenheit, sich noch über
andere, im Ergebnis gravierendere behörd-
liche Wissenslücken zu wundern. Bei ei-
nem Krisentreffen von Justizvertretern aus
Bund und Ländern am 3. März 2017 habe
sich herausgestellt, dass außer in Berlin
keine Generalstaatsanwaltschaft über die
Zahl der islamistischen Gefährder in ihrem
Zuständigkeitsbereich im Bilde gewesen

sei. Es fehlte an Kommuni-
kation und Kooperation
zwischen den Justizbehör-
den der Länder und den je-
weiligen Landeskriminal-
ämtern, es fehlte an Trans-
parenz und Vernetzung. Vor
dem Ausschuss sprach Beck
von einem „Amri-Defizit
der Justiz“, das dringend
aufzuarbeiten gewesen sei.

Schnellreform Dies sei im
Frühjahr 2017 in relativ
kurzer Frist geschehen. Die

zwischen Februar und Mai beschlossenen
und umgesetzten Veränderungen seien „die
schnellsten und effektivsten Strukturmaß-
nahmen in der Justiz“ gewesen, „die ich in
meiner Dienstzeit bundesweit erlebt habe“.
Nach dem Sondertreffen Anfang März sei
auf einer regulären Konferenz der „AG Ex-
tremismus“ am 10. und 11. April 2017 eine
Vorlage entstanden, die mit den gemeinsa-
men „Weimarer Beschlüssen“ des General-
bundesanwalts und der Generalstaatsan-
waltschaften der Länder am 23. Mai in
Kraft getreten sei. Seither gebe es erstmals
ein auf Dauer etabliertes „justizielles Ge-
fährdermanagement“.
Die Frage, die sich nach dem Anschlag ge-
stellt habe, sei ja gewesen: Wie hätte es ge-
lingen können, den Attentäter zeitig zu

stoppen? Becks Antwort: Indem man die
diversen Ermittlungen wegen kleinerer De-
likte, die in mehreren Länder gegen Amri
anhängig waren, bei einer Staatsanwalt-
schaft vereinigt hätte, um mit dem Gewicht
eines gebündelten Verfahrens womöglich
einen Haftbefehl zu erwirken. Beck sprach
vom „Al-Capone-Prinzip“, nach dem le-
gendären Chicagoer Gangster der 1920er
Jahre, der nie wegen Mordes, Erpressung
und Bandenkriminalität, schließlich aber
wegen einer Steuersache hinter Gitter kam.
Im Fall Amri sei das unterblieben, „weil
niemand die Informationen zielgerichtet
zusammengeführt hat“. Ein „strukturelles
Defizit“, meinte Beck.
Nach dem Anschlag waren sich die Zustän-
digen schnell einig, dass als Konsequenz
nun auch bei den Justizbehörden der Län-
der „Staatsschutzzentren“ einzurichten sei-
en, die untereinander und mit den Polizei-
behörden sowie mit der Bundesanwalt-
schaft steten Kontakt halten sollten. Das in
den „Weimarer Beschlüssen“ festgezurrte
„Gefährdermanagement“ beruhe im Übri-
gen auf drei Säulen. Zum einen sei in je-
dem Einzelfall der Anfangsverdacht der
Mitgliedschaft in einer terroristischen Ver-
einigung oder der Vorbereitung einer
schweren staatsgefährdenden Straftat zu
prüfen. Lasse ein solcher Verdacht sich
nicht auf Anhieb erhärten, würden Ermitt-
lungen wegen geringfügigerer Delikte bei
einer Generalstaatsanwaltschaft gebündelt.
Drittens unterlägen Gefährder auch nach
einer Haftentlassung einer schärferen Auf-
sicht, bis hin zu der Verpflichtung, Fußfes-
seln zu tragen.
Eine große Lektion aus dem Fall Amri
mahnte Beck zu beherzigen: Die Behörden
dürften, auch „wenn repressive Instrumen-
te nicht greifen“, solche Leute nicht aus
den Augen lassen. Winfried Dolderer T

»Es fehlte an
Kommuni-
kation und
Kooperation
zwischen den
Behörden.«

Thomas Beck,
Bundesanwalt

Unbelastete Ministerin
BERATERAFFÄRE Ausschuss legt Abschlussbericht vor

Bei der Beauftragung externer Berater kam
es im Verteidigungsministerium zu Verstö-
ßen von führenden Soldaten und Beamten.
Dies ist dem Abschlussbericht des Untersu-
chungsausschusses des Verteidigungsaus-
schusses in der sogenannten Berater-Affäre
zu entnehmen, den der Ausschussvorsitzen-
de Wolfgang Hellmich (SPD) in der vergan-
genen Woche an Bundestagspräsident Wolf-
gang Schäuble (CDU) übergab. Vorwürfe
wegen Fehlverhaltens gegen die ehemalige
Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen (CDU) finden sich in dem 720 Sei-
ten starken Bericht nicht, über den das Par-
lament noch abschließend beraten wird.

Bundesrechnungshof Anlass für die Ein-
setzung des Untersuchungsausschusses im
Januar 2019 waren Berichte des Bundes-
rechnungshofs über Rechts- und Regelver-
stöße bei der Vergabe von Aufträgen an ex-
terne Unternehmen. Der Ausschuss hält es
sich nach Abschluss seiner Arbeit zugute,es
sei auch seinem Ermittlungseifer zu ver-
danken, dass sich die beanstandeten Sach-
verhalte so nicht wiederholen könnten.
In einem der untersuchten Komplexe – es
ging um die Entwicklung einer neuen IT-
Strategie– stellt der Bericht fest, Ministerin
von der Leyen habe kaum eine Entschei-
dungsgrundlage zu den untersuchten Vor-
gängen selbst gezeichnet. Zwar sei ihr Büro
von den entscheidenden Vorgängen stets in
Kenntnis gesetzt worden. Die Entscheidun-
gen selbst seien aber häufig auf Ebene der
Staatssekretäre getroffen worden. Offen sei
geblieben, über welche Vorgänge die da-
malige Ministerin durch ihr Büro konkret
informiert wurde.
Der Bundesrechnungshof hatte unter ande-
rem moniert, dass das Unternehmen Ac-
centure beim Projekt „Product Lifecycle
Management“ unter Verstoß gegen die Ver-

gaberichtlinien zwecks Beratung und Un-
terstützung beauftragt worden sei. Die Ge-
samtverantwortung dafür trägt nach Auffas-
sung des U-Ausschusses der damals zustän-
dige Abteilungsleiter General Erhard Büh-
ler, der sich inzwischen im Ruhestand be-
findet. Eine direkte Verantwortlichkeit der
damaligen Staatssekretärin Katrin Suder
machte der Ausschuss nicht aus. Allerdings
habe sie dazu beigetragen, dem zuständi-
gen Accenture-Manager einen Zugang zum
Ministerium zu verschaffen. Sie habe die
Vergabe-Entscheidung für das Unterneh-
men mitgetragen, hält der Ausschussbe-
richt fest. Bühler, so stellt der Bericht fest,
sei mit dem fraglichen Accenture-Ge-
schäftsführer befreundet und Taufpate von
dessen Kindern. Suder sei ebenfalls mit
dem Mann befreundet und Taufzeugin.
Das Aufspüren solcher persönlichen Bezie-
hungen gehörte zu den Aufgaben des
U-Ausschusses.

Sondervoten der Opposition In ihrem
Sondervotum stufen FDP, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen die Bewertung der
Vorkommnisse durch die Ausschussmehr-
heit zwar als teils zutreffend ein. Viele we-
sentliche Erkenntnisse der Untersuchung
würden aber ausgespart oder verharmlost.
Nicht nachvollziehbar sei, dass insbeson-
dere die SPD, die sich während der Beweis-
aufnahme engagiert und kritisch gezeigt
habe, die Vorgänge nun wie die CDU/CSU
bagatellisiere.
Die AfD stimmt in ihrem Sondervotum
dem von den Koalitionsabgeordneten ver-
fassten Bewertungsteil nicht zu. Die Verfeh-
lungen und Verantwortlichkeiten würden
darin nicht deutlich genug aufgezeigt. Ins-
besondere die Verantwortung von Ministe-
rin von der Leyen werde nur unzureichend
dargestellt. Franz Ludwig Averdunk T

F
ür die meisten Mediziner ist die
Sache klar: Eine Entwarnung in
der Coronakrise kann es derzeit
nicht geben. Zu groß sind die
Risiken einer zweiten Welle, die
das Gesundheitssystem womög-

lich doch noch an den Rand seiner Inten-
sivkapazitäten bringen würde. Zudem wird
es einen durchgetesteten Impfstoff voraus-
sichtlich erst im Laufe des kommenden
Jahres geben.
Die Neuinfektionen in Deutschland bewe-
gen sich in letzter Zeit auf einem höheren,
wenngleich nicht auf einem dramatisch
hohen Niveau, die Virologen verweisen je-
doch auf den nahenden Winter und die
Grippesaison. Das Coronavirus entfaltet
sich in kühler Umgebung besser als bei
warmen Temperaturen. Gesellt sich zu ei-
ner Covid-19-Erkrankung ein Grippevirus,
kann das für die betroffenen Patienten le-
bensbedrohlich sein. Anlass zur Sorge ge-
ben auch stark steigende Neuinfektionen
in diversen Nachbarländern, darunter Spa-
nien, die Niederlande und Frankreich.
Als der Bundestag am 25. März 2020 offi-
ziell eine epidemische Lage von nationaler
Tragweite feststellte, gab es im Parlament
kaum Widerspruch, die Fakten sprachen
für sich. Inzwischen ist das Lagebild etwas
differenzierter, zudem gelten die mit dem
Feststellungsbeschluss einhergehenden Be-
fugnisse für das Bundesgesundheitsminis-
terium (BMG), Rechtsverordnungen und
Anordnungen über das Infektionsschutzge-
setz (IfSG) eigenständig erlassen zu kön-
nen, unter Juristen als verfassungsrechtlich
bedenklich. Der Rechtsexperte Thorsten
Kingreen von der Universität Regensburg
sprach unlängst in einer Anhörung von ei-
ner „Blankovollmacht“, die mehr als 1.000
Vorschriften umfasse und die Parlaments-
rechte aushöhle.

Lokale Ausbrüche Im Bundestag gehen
die Meinungen zur aktuellen Gefahrenlage
ziemlich weit auseinander, wie sich vergan-
gene Woche bei einer Aussprache über ei-
nen Gesetzentwurf (19/20042) der FDP-
Fraktion zeigte. Die FDP wollte die Fest-
stellung einer epidemischen Lage aufhe-
ben, ohne dass die in der Folge erlassenen
Rechtsverordnungen und Anordnungen
außer Kraft gesetzt würden. Dem Vorschlag
schloss sich am Ende keiner an, Linke und
Grüne enthielten sich, Union, SPD und
AfD lehnten ab. Ein separater Antrag der
FDP (19/20046), die Feststellung der epi-
demischen Lage zu beenden, wurde eben-
falls abgewiesen. Auch ein Antrag der Grü-
nen-Fraktion (19/20565), einen wissen-
schaftlichen Pandemierat als Beratungsgre-
mium zu gründen, um differenziert auf die
Infektionszahlen reagieren zu können,
fand keine Mehrheit, wenngleich die Idee
durchaus Anhänger hat. Die AfD-Fraktion
verfolgt einen ähnlichen Plan.
Wie unberechenbar die Infektionslage ist
und wie schnell es vorbei sein kann mit
der relativen Sicherheit, zeigen etliche lo-
kale Ausbrüche, die es etwa in Schlachthö-
fen, Wohnblöcken, in Clubs oder nach pri-
vaten Feiern gegeben hat. In Garmisch-Par-
tenkirchen sorgte dieser Tage eine junge
US-Amerikanerin für Aufregung, die nach
einem Urlaub Krankheitssymptome be-
merkte, sich aber nicht davon abhalten
ließ, mehrere Clubs zu besuchen, statt in
Quarantäne zu gehen. Sie infizierte offen-

bar zahlreiche andere Leute und rief sogar
die Staatsanwaltschaft auf den Plan, die
nun gegen die „Superspreaderin“ ermittelt.
Bayerns Ministerpräsident Markus Söder
(CSU) sprach von einem „Musterfall für
Unvernunft“.
Mehrere Abgeordnete warnten davor, die
epidemische Lage zu unterschätzen und in
der Bevölkerung falsche Erwartungen zu
wecken. Erwin Rüddel (CDU) sagte, ehe
ein geeigneter Impfstoff zur Verfügung ste-
he, dürfe „nicht leichtfertig aufs Spiel ge-
setzt werden, was durch Disziplin und Be-
sonnenheit in den vergangenen Monaten
erreicht worden ist“. Er erinnerte daran,
dass die Einschränkungen, die der Bevölke-
rung auferlegt wurden, in Deutschland
deutlich geringer ausgefallen seien als in
anderen Ländern. Mit Blick auf die Grund-
rechte und die kritisierten Sonderbefugnis-
se des BMG fügte Rüddel hinzu, niemand
könne Interesse daran haben, „Rechte des
Parlaments einzuschränken oder auszuhe-
beln“. Genau das ist nach Ansicht der AfD

aber passiert. Detlev Spangenberg (AfD),
forderte analog einem Antrag der Fraktion,
die Feststellung der epidemischen Lage von
nationaler Tragweite aufzuheben, die par-
lamentarische Kontrolle sicherzustellen
und Verordnungsermächtigungen zu been-
den. Infolge der Beschränkungen seien
rund eine Million Operationen abgesagt
oder verschoben worden, wirtschaftliche
Existenzen seien zerstört, Grundrechte ein-
geschränkt worden, kritisierte Spangen-
berg. Dabei habe auch im März 2020 keine
epidemische Lage von nationaler Tragweite
vorgelegen, die Bedingungen für diese De-
finition seien nie vorhanden gewesen.

Parlamentsrechte Skepsis hält sich auch
in der Linksfraktion, die dafür plädierte,
den „verfassungsrechtlichen Ausnahmezu-
stand“ zu beenden, wie es Achim Kessler
(Linke) ausdrückte. Die nötigen Regelun-
gen könnten „in ordentlichen gesetzlichen
Verfahren beschlossen werden“. Gleich-
wohl sei die Coronakrise nicht vorbei.

Noch deutlicher fiel die Kritik von Christi-
ne Aschenberg-Dugnus (FDP) aus. Es sei
aus demokratischer Sicht inakzeptabel, die
Feststellung der epidemischen Lage von
nationaler Tragweite noch bis Ende März
2021 aufrechtzuerhalten, „denn dieser Ein-
griff in unsere Parlamentsrechte ist verfas-
sungsrechtlich unzulässig“. Im März habe
noch eine epidemische Notlage von natio-
naler Tragweite vorgelegen, heute sei die
Situation anders.
Kordula Schulz-Asche (Grüne) räumte ein,
die Verordnungsbefugnis des BMG sei
„rechtsstaatlich bedenklich“, daher müss-
ten die massiven Einschränkungen im All-
tag auf Basis wissenschaftlicher Erkenntnis-
se bewertet und fortlaufend auf Rechts-
staatlichkeit hin überprüft werden. Dirk
Heidenblut (SPD) stellte klar, die meisten
Pandemie-Gesetze seien im Bundestag ent-
standen. Der Bundestag, nicht die Regie-
rung entscheide über die Feststellung der
epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite. Claus Peter Kosfeld T

In Garmisch-Partenkirchen löste eine „Superspreaderin“ einen Corona-Ausbruch aus. Die 26-jährige US-Amerikanerin besuchte trotz
eindeutiger Symptome mehrere Clubs. Vor dem Testzentrum der Stadt (im Bild) bildeten sich Warteschlangen. © picture-alliance/dpa

Das Virus und
der Herbst

CORONAKRISE Streit über Feststellung der epidemischen
Lage von nationaler Tragweite und Parlamentsrechte

Bund erhofft sich
Modernisierungsschub
KRANKENHÄUSER Milliarden für Investitionen

Der Bund will mit einer Finanzspritze den
Investitionsstau bei Krankenhäusern ver-
ringern und einen Modernisierungsschub
bewirken. Das Krankenhauszukunftsgesetz
(19/22126; 19/22609), das am Freitag den
Bundestag passierte, sieht für 2021 Investi-
tionen des Bundes in Höhe von drei Milli-
arden Euro vor, die Länder sollen 1,3 Milli-
arden Euro zur Verfügung stellen.
Gefördert werden Investitionen in Notfall-
kapazitäten und die digitale Ausstattung
der Häuser, etwa Kommunikation, Teleme-
dizin, Robotik, High-Tech-Medizin und
Dokumentation. Investiert werden soll
auch in IT- und Cybersicherheit, was durch
den Hackerangriff auf die Universitätskli-
nik in Düsseldorf zusätzliche Aktualität er-
halten hat. Ferner wird der Krankenhaus-
strukturfonds im Umfang von einer Milli-
arde Euro pro Jahr, der paritätisch von
Bund und Ländern finanziert wird, um
zwei Jahre bis 2024 verlängert. Erlösrück-
gänge, die den Kliniken 2020 durch die
Corona-Pandemie entstanden sind, sollen
individuell ausgeglichen werden.

Bonus Für Pandemie-bedingte Mehrkos-
ten, etwa Schutzausrüstungen, können bis
Ende 2021 Zuschläge vereinbart werden.
Der Leistungszeitraum für das Kinderkran-
kengeld wird ausgedehnt, bleibt aber auf
das Jahr 2020 begrenzt. In der Pflege wer-
den mehrere befristete Regelungen zur Ent-
lastung und Unterstützung Betroffener bis
Ende 2020 verlängert.
Nach den Altenpflegern erhalten nun auch
Beschäftigte in Krankenhäusern, die in der
Coronakrise besonders belastet waren, eine
Prämie von bis zu 1.000 Euro. Dafür ste-
hen insgesamt 100 Millionen Euro zur Ver-
fügung. Für die Vorlage votierte neben Uni-
on und SPD auch die FDP, Linke und Grü-
ne enthielten sich, die AfD-Fraktion, die
mit eigenen Anträgen scheiterte, stimmte
dagegen.
In der Schlussberatung machte Bundesge-
sundheitsminister Jens Spahn (CDU) die
Dimension der Investitionshilfe durch den
Bund deutlich und erinnerte daran, dass in
der dualen Krankenhausfinanzierung ei-
gentlich die Länder für Investitionen zu-
ständig sind. Erstmals seit Jahrzehnten in-

vestiere der Bund aus Haushaltsmitteln
drei Milliarden Euro in die Kliniken. „2021
wird so viel in Krankenhäuser investiert
wie nie zuvor.“ Spahn fügte hinzu, auf die
Digitalisierung komme es besonders an.
Investitionen in die IT-Sicherheit seien not-
wendig, weil die Gesundheitsdaten sehr
sensibel seien und geschützt werden müss-
ten. Claudia Schmidtke (CDU) ergänzte:
„Die Digitalisierung unserer Krankenhäu-
ser ist nicht Kür, sie ist Pflicht.“ Der Bund
leiste eine Starthilfe, die Länder müssten
den Weg entschlossen weitergehen.
Sabine Dittmar (SPD) sprach von überfälli-
gen Investitionen zur Stärkung des Kran-
kenhaussektors. Das Zukunftsprogramm
entbinde die Länder aber nicht von der
Verpflichtung, Investitionskosten sicherzu-
stellen. Edgar Franke (SPD) sprach sich da-
für aus, das umstrittene Abrechnungssys-
tem der Fallpauschalen (DRG) weiterzu-
entwickeln und zielgenauer zu machen.

Fallpauschalen Nach Ansicht der AfD
sollte das DRG-System abgeschafft und
durch ein regionales Vergütungssystem er-
setzt werden. Robby Schlund (AfD) sagte,
die Fallpauschalen seien mit viel Kritik ein-
geführt worden und hätten die Erwartun-
gen nicht erfüllt. Zudem müsse die Kran-
kenhauslandschaft umstrukturiert werden.
Für die FDP-Fraktion lobte Andrew Ull-
mann die Investitionen, sprach sich aber
für grundlegende Reformen aus, denn viele
Probleme seien ungelöst. Denkbar wäre
ein Mix aus spezialisierten Häusern und
Maximalversorgern. Er forderte eine nach-
haltige Finanzierungs- und eine qualitative
Strukturreform der Kliniken.
Harald Weinberg (Linke) monierte, der
Name des Gesetzes sei ein Etikettenschwin-
del. Der Wettbewerb gefährde die Existenz
von Krankenhäusern und könne ihre Zu-
kunft nicht sichern. Die Investitionen seien
sinnvoll, eine Finanzierungsreform sei je-
doch bitter nötig. Maria Klein-Schmeink
(Grüne) kritisierte, die Investitionen seien
nicht eingepasst ist in einen vernünftigen
Rahmen. Es sei auch nicht sicher, dass Kli-
niken den nötigen Digitalisierungsschub
erhielten. Spielraum für eine grundlegende
Strukturreform werde jetzt vertan. pk T

Investitionen in Kliniktechnik sind kostspielig, im Bild ein Magnetresonanztomograph
(MRT), der mehr als drei Millionen Euro kosten kann. © picture alliance/APA/picturedesk.com
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Von Frauen, Quoten und Machos
FAMILIE AfD will Ende der Gleichstellungspolitik. Damit steht sie aber allein

Die AfD-Fraktion mach Front gegen die
Gleichstellungspolitik. Die Förderung von
Frauen, Quoten oder die Wahl der Gleich-
stellungsbeauftragten – all das ist ihr uner-
träglich. Am vergangenen Freitag debattier-
te der Bundestag gleich über drei entspre-
chende Vorlagen der Frakti-
on. Und erteilte dem Ansin-
nen der AfD mehrheitlich ei-
ne Abfuhr.
Mit den Stimmen aller ande-
ren Fraktionen lehnte der
Bundestag den Antrag der
AfD-Fraktion (19/22603),
dass künftig auch Männer
bei der Wahl von Gleichstel-
lungsbeauftragten in der
Bundesverwaltung sowie in
Unternehmen und Gerichten
des Bundes nach dem Bun-
desgleichstellungsgesetz über
das aktive und passive Wahlrecht einge-
räumt wird, ab.
In der Debatte wurde schnell deutlich, dass
auch der von der AfD vorgelegte Gesetzent-
wurf (19/22462) zur Änderung des Aktien-
gesetzes, über den der Bundestag in Erster
Lesung beriet und zur weiteren Beratung in
die Ausschüsse überwies, mehrheitlich auf
Ablehnung stößt. Mit der Gesetzesinitiative
will die AfD die im Aktiengesetz vorgese-

henen Zielvorgaben für Frauenquoten in
Führungspositionen börsennotierter Ak-
tiengesellschaften ersatzlos streichen. In
solchen Quoten erkennt die AfD ebenso
wie im Ausschluss von Männern bei den
Wahlen der Gleichstellungsbeauftragten ei-

nen Verstoß gegen Artikel
3 des Grundgesetzes, der
eine Benachteiligung auf-
grund des Geschlechts
untersagt.
In einem weiteren Antrag
(19/22467) fordert die
AfD schließlich einen
prinzipiellen Kurswechsel
in der Gleichstellungspo-
litik. Es müsse zum Prin-
zip der Gleichberechti-
gung der Geschlechter zu-
rückgekehrt werden, die
auf gleichen formalen

Rechten und Chancen beruht, und nicht
wie bei der Gleichstellungspolitik auf der
Annahme, die Geschlechter müssten in al-
len Bereichen zu 50 Prozent vertreten sein.
In der Folge würden Männer immer wieder
trotz höherer Qualifikation benachteiligt,
um solche Quoten zu erfüllen argumen-
tierte Marc Jongen. Deshalb widerspreche
diese Gleichstellungspolitik dem Prinzip
der Gleichberechtigung. Das Geschlecht

dürfe nur noch in jenen Fällen eine unter-
scheidende Kategorie sein, in denen eine
unterschiedliche Behandlung von Mann
und Frau aufgrund der funktionalen und
biologischen Unterschiede nach der Natur
notwendig erscheint oder wenn dadurch
faktische Nachteile beseitigt werden kön-
nen, heißt es im AfD-Antrag.
Von der Unions- bis zur Linksfraktion war-
fen alle anderen Fraktionen der AfD Un-
ehrlichkeit vor. Es gehe ihr in Wirklichkeit
nicht um Gleichberechtigung, sondern da-
rum, Frauen in ihre traditionellen Rollen
zurückzudrängen, befand Melanie Bern-
stein (CDU). Die AfD beweise lediglich,
dass sie den Verfassungsauftrag nach Arti-
kel 3, bestehende Benachteiligungen von
Frauen zu beseitigen, nicht verstanden ha-
be. Die AfD wolle das Rad zurückdrehen,
befand Ulle Schauws (Grüne). Ihr Feind-
bild sei das der selbstbestimmten Frau.
Und Nicole Bauer (FDP) forderte die AfD
auf, sich zukünftig ihr „Macho-Gehabe“ zu
verkneifen.“ Alexander Weinlein T

Weiterführende Links zu den

Themen dieser Seite finden

Sie in unserem E-Paper

»Wir erleben
den plumpen
Versuch,
das Rad
zurückzu-
drehen.«

Ulle Schauws (Grüne)

KURZ NOTIERT

AfD für mehr Kontrollrechte
des Bundestages

In erster Lesung hat sich der Bundestag
vergangene Woche mit einem AfD-Ge-
setzentwurf „zur Stärkung der Kontroll-
rechte“ der Mitglieder von Bundestag
und Bundesrat gegenüber Regierungs-
mitgliedern und dem Bundespräsidenten
(19/22548) befasst. Danach soll eine
Möglichkeit der Anklage gegen Regie-
rungsmitglieder bei vorsätzlicher Verlet-
zung des Grundgesetzes oder eines Bun-
desgesetzes eingeführt und die Antrags-
voraussetzungen bei der Bundespräsi-
dentenanklage gesenkt werden.

Deutsche Staatsangehörigkeit
von Regierungsmitgliedern

Die AfD-Fraktion will gesetzlich fest-
schrieben sehen, dass Bundeskanzler
und -minister die deutsche Staatsange-
hörigkeit haben müssen. Dieses Erforder-
nis sei gesetzlich nicht geregelt, begrün-
det die Fraktion einen Gesetzentwurf zu
einer Grundgesetzänderung (19/22544),
den der Bundestag vergangene Woche
in erster Lesung behandelte.

Rechtsschutz vorWahlen zum
Bundestag gefordert

Für die „Einführung eines effektiven vor-
beugenden Rechtsschutzes vor Bundes-
tagswahlen“ macht sich die AfD-Fraktion
in einem Antrag (19/22540) stark, der am
Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung
des Bundestages stand. Darin plädiert die
Fraktion für eine Grundgesetz-Änderung
zur „Einführung eines Rechtsschutzes vor
einer Wahl“. Auch fordert sie ein Wahlprü-
fungsverfahren für Wahlen auf Bundesebe-
ne, mit dem „ein Wahlprüfungsgericht aus
Berufsrichtern in der ersten Instanz einge-
führt, und das Bundesverfassungsgericht
als zweite Instanz erhalten bleibt“.

AfD dringt auf Ende der
Vereinbarung zum Kirchenasyl

Das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) soll nach dem Willen
der AfD-Fraktion „die mit den Vertretern
der katholischen und evangelischen Kir-
che am 24. Februar 2015 getroffene Ver-
einbarung zum Kirchenasyl“ mit soforti-
ger Wirkung beenden. In einem Antrag
(19/22546), den der Bundestag vergan-
gene Woche an die Ausschüsse über-
wies, fordert sie Bundesinnenminister
Horst Seehofer (CSU) zu einer entspre-
chenden Weisung gegenüber dem Bamf
auf. In der Begründung schreibt sie, das
Bamf trete auf Grundlage der genannten
Vereinbarung in eine erneute Einzelfall-
prüfung ein und erzeuge dadurch ein
rechtliches Abschiebungshindernis.

AfDwill gegen Kinder-
delinquenz vorgehen

Die AfD will die Rechtslage zur Bekämp-
fung der Kinderdelinquenz verschärfen.
Mit einem Gesetzentwurf der Fraktion
(19/22549), den der Bundestag vergan-
gene Woche an die Ausschüsse über-
wies, soll der Staatsanwaltschaft ermög-
licht werden, beim zuständigen Famili-
engericht die Unterbringung eines delin-
quenten Kindes zu beantragen. Auch soll
laut Vorlage eine vorläufige Festnahme
durch die Staatsanwaltschaft und Beam-
te des Polizeidienstes zu diesem Zweck
ermöglicht werden. sto T

Großer oder kleiner Wurf?
WAHLRECHT Opposition findet Koalitionsvorschlag zur Begrenzung der Abgeordnetenzahl untauglich

E
s hat lange gedauert, bis sich
im Bundestag eine mehrheits-
fähige Wahlrechtsreform zur
Begrenzung der Abgeordneten-
zahl bei künftigen Wahlen ab-
zeichnete; schon bevor das

Parlament 2017 auf 709 Mitglieder und da-
mit 111 über der gesetzlichen Sollstärke
von 598 anschwoll, waren entsprechende
Mahnungen nicht zu überhören. Doch am
Freitag debattierte der Bundestag nun in
erster Lesung über einen entsprechenden
Gesetzentwurf von CDU/CSU und SPD
(19/22504), auf den sich zuvor die Spitzen
der großen Koalition geeinigt hatten.
Dass dabei „Parteivorsitzende, die nicht
mal dem Parlament angehören, dann die
Entscheidung verkünden“, entspreche auch
nicht gerade seinem Verständnis von parla-
mentarischer Demokratie, hatte anschlie-
ßend Bundestagspräsident Wolfgang
Schäuble (CDU) mit Blick auf die Partei-
chefs Annegret Kramp-Karrenbauer
(CDU), Norbert Walter-Borjans (SPD) und
Markus Söder (CSU) bemängelt und wird
damit nicht allein gestanden haben. In der
Debatte konzentrierte sich die Kritik der
Opposition dann auf die Reformschritte,
auf die sich CDU, CSU und SPD im Koali-
tionsausschuss verständigt haben.
Danach will die Koalition an der „persona-
lisierten Verhältniswahl“ festhalten, bei der
„die Personenwahl von Wahlkreisbewer-
bern nach den Grundsätzen der Mehrheits-

wahl mit der Verhältniswahl von Landeslis-
ten der Parteien kombiniert ist“. Festgehal-
ten werden soll auch an den 2013 einge-
führten Ausgleichsmandaten zur Kompen-
sation sogenannter Überhangmandate, die
entstehen, wenn in den Wahlkreisen mehr
Bewerber einer Partei direkt gewählt wer-
den als ihr nach dem Listenergebnis zuste-
hen; zudem soll eine „föderal ausgewogene
Verteilung“ der Mandate
gewährleistet werden.
Zur „Verminderung der
Bundestagsvergrößerung“
soll daher nach dem Wil-
len der Koalition „mit
dem Ausgleich von Über-
hangmandaten erst nach
dem dritten Überhang-
mandat begonnen“ und
ein weiterer Aufwuchs
„auch durch Anrechnung
von Wahlkreismandaten
auf Listenmandate der
gleichen Partei in anderen
Ländern“ vermieden werden. Ferner soll
die Zahl der Wahlkreise mit Wirkung zum
1. Januar 2024 – also nach der nächsten
Bundestagswahl – von 299 auf künftig 280
reduziert werden, womit zwangsläufig die
Zahl direkt gewählter Abgeordneter sinkt
und Überhangmandate weniger wahr-
scheinlich werden.
Zudem soll der Bundestag dem Gesetzent-
wurf zufolge „unverzüglich“ die Einsetzung

einer Reformkommission zu Wahlrechts-
fragen beschließen, die Maßnahmen emp-
fehlen soll für eine „gleichberechtigte Re-
präsentanz von Frauen und Männern auf
den Kandidatenlisten und im Bundestag“.
Dass 2017 nur knapp 31 Prozent aller ge-
wählten Abgeordneten Frauen waren und
deren Anteil im Bundestag damit deutlich
zurückging, lässt nicht nur die Koalition

nach Gegenmaßnahmen ru-
fen; die ursprünglich eben-
falls für vergangenen Freitag
vorgesehene Schlussdebatte
über Anträge von Linken-
und Grünen-Abgeordneten
(19/16485) und der FDP-
Fraktion (19/16486) zur
Einsetzung einer entspre-
chenden Reformkommissi-
on wurde indes von der Ta-
gesordnung abgesetzt.
Albrecht Glaser (AfD) nann-
te den Koalitionsentwurf ein
„zusammengenageltes

Stückwerk“, bei dem von Reform „über-
haupt nicht die Rede sein“ könne“. „Das
Hemd der Besitzstandswahrung war ihnen
näher als der Rock des Gemeinwohls“, füg-
te Glaser an die Adresse der Koalitionsfrak-
tionen hinzu.
Marco Buschmann (FDP) kritisierte, der
Gesetzentwurf erfülle nicht den Auftrag, ei-
nen „XXL-Bundestag“ für die nächste Wahl
zu verhindern. Eine Reduzierung der Zahl

der Wahlkreise auf 280 zur Begrenzung
von Überhangmandaten sei „viel zu we-
nig“. Die Koalition habe nur ein „Feigen-
blatt“ vorgelegt, um zu verdecken, dass sie
das Thema erst ignoriert, dann verzögert
und nun „verstolpert“ habe.
Friedrich Straetmanns (Linke) beklagte,
dass die Koalition mit dem Grundsatz ge-
brochen habe, alle Parteien in die Ände-
rung des Wahlrechts einzubinden. „Am En-

de entscheidet der Koalitionsausschuss als
Klüngelrunde über das Wahlrecht“ mit der
„Zielsetzung einer klaren Bevorzugung der
Unionsparteien“.
Wie Straetmanns bemängelte Britta Haßel-
mann (Grüne), der Koalitionsentwurf sei
ungeeignet, das Parlament zu verkleinern.
„Der Vorschlag wird keine Dämpfungswir-
kung haben“, sagte sie.
Ansgar Heveling (CDU) prognostizierte
dagegen, dank der drei sich ergänzenden
Maßnahmen könne „trotz moderater Ein-
griffe in das System der personalisierten
Verhältniswahl insgesamt eine merkliche
Wirkung erzielt werden“. Die von FDP, Lin-
ken und Grünen in ihrem gemeinsamen
Gesetzentwurf (19/14672) vorgeschlagene
„radikale Reduzierung von 49 Wahlkrei-
sen“ sei dagegen nicht in Betracht gekom-
men. Heveling griff zugleich den Vorwurf
auf, dass der Koalitionsvorschlag „nicht der
große Wurf“ sei. Auch diese Reform müsse
sich „erst beweisen“, und man werde nach
der nächsten Bundestagswahl „sehen, wie
groß der Wurf tatsächlich geworden ist“.
Mahmut Özdemir (SPD) betonte, dass mit
dem Koalitionsentwurf deren „eifriges Rin-
gen“ um eine Lösung nun „kurz vor dem
Ende“ stehe. Er hob zugleich hervor, dass
der SPD bei der von der Koalition vorge-
schlagenen Kommission die Parität von
Frauen und Männern im Parlament sowie
das „Wahlalter ab 16“ die wichtigsten
Punkte seien. Helmut Stoltenberg T

Die Parteichefs (v.l.) Markus Söder (CSU), Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU), Norbert Walter-Borjans und Saskia Esken (beide SPD) verkünden nach einem Treffen der Koalitionsspitzen Ende August den Kompromiss zur Wahl-
rechtsreform. © picture-alliance/dpa / Markus Schreiber

»Der Vorschlag
wird
keine

Dämpfungs-
wirkung
haben.«

Britta Haßelmann (Grüne)

>KOMPAKT

Vorschläge zur Begrenzung

> CDU/CSU und SPD sehen in ihrem Ge-
setzentwurf (19/22504) vor, ab der Wahl
2021 eine teilweise Verrechnung von
Überhang- mit Listenmandaten der glei-
chen Partei zu ermöglichen sowie bis zu
drei Überhangmandate nicht auszuglei-
chen. Zur Wahl 2025 soll die Zahl der
Wahlkreise von 299 auf 280 sinken.

> FDP, Linke und Grüne schlagen in ih-
rem Entwurf (19/14672) vor, die Zahl der
Wahlkreise auf 250 zu senken und die
Gesamtsitzzahl auf 630 zu erhöhen.

> Die AfD will eine Begrenzung der Di-
rektmandate pro Partei entsprechend
dem Listenergebnis (19/20602).

Den einen zu viel, den anderen zu wenig
FLÜCHTLINGE Seehofer verteidigt Aufnahme weiterer Migranten aus Griechenland

Die Entscheidung der Koalition, nach dem
Brand im Flüchtlingslager Moria auf Les-
bos 1.553 zusätzliche Migranten von fünf
griechischen Inseln aufzunehmen, ist bei
den Oppositionsfraktionen im Bundestag
vergangene Woche auf ein gegensätzliches
Echo gestoßen. Während
Gottfried Curio (AfD) der
Bundesregierung vorwarf,
damit würden „im deut-
schen Alleingang Anreiz-
signale für weitere illegale
Migration“ gesendet, kriti-
sierte Heike Hänsel (Lin-
ke), Bundesinnenminister
Horst Seehofer (CSU) blo-
ckiere „bei der Aufnahme
der Menschen von Lesbos“.
Der Ressortchef verteidigte
den Koalitionsbeschluss
am Mittwoch als „humane
Entscheidung“ und zeigte sich „stolz, dass
die Koalition in der Lage war, ein entspre-
chendes Signal zu senden“. .Bei den 1.553
Flüchtlingen handelt es sich um 408 Fami-
lien mit Kindern, die in Griechenland be-
reits als schutzbedürftig anerkannt wurden.
Ihre Aufnahme soll ein zweiter Schritt sein,
nachdem Seehofer bereits zuvor angekün-
digt hatte, dass Deutschland bis zu 150 un-
begleitete Minderjährige aufnehmen wird.

Der Minister verwies darauf, dass Deutsch-
land mit hoher Wahrscheinlichkeit 2020
die Grenze von 100.000 Asylbewerbern
nicht überschreiten werde und „humanitä-
re Aktionen setzen“ könne, weil man durch
„Steuerung und Begrenzung eine größere

Zuwanderung verhindert“
habe. Ohne ein gemeinsa-
mes europäisches Asylrecht
werde es indes keine „zu-
kunftsweisende Lösung“ ge-
ben. Was die EU bisher ab-
geliefert habe, sei „für die
europäische Idee armselig
– absolut armselig“.
Luise Amtsberg (Grüne) be-
klagte, die Überfüllung und
menschenunwürdigen Zu-
stände auf den Inseln gebe
es, weil ein Mechanismus
fehle, „der die Menschen

nach einer gewissen Zeit von den Inseln
herunterholt“. Christoph Hoffmann (FDP)
sah in der Dauer der Asylverfahren den
„Kern des Problems“. Sie dauerten auf den
griechischen Inseln „sehr, sehr lange“, wo-
durch sich „Rückstaus entwickeln“. Helge
Lindh (SPD) konstatierte Probleme „bei
der „Dauer des Aufenthalts aufgrund des
Staus im griechischen Asylsystems“ als
auch bei einer menschenwürdigen Unter-

bringung auf den Inseln. Marian Wendt
(CDU) betonte, neben der Entscheidung
zur Aufnahme von Menschen sei es richtig
und wichtig, „dass wir direkt vor Ort Hilfe
leisten, um die Unterbringungsbedingun-
gen zu verbessern“. Deswegen seien das
Deutsche Rote Kreuz und das Technische
Hilfswerk dort im Einsatz.

Antrag abgelehnt Curio sagte, die „Not-
hilfe auf Lesbos“ werde von den meisten
Betroffenen abgelehnt, denn „Ziel der
Brandstifter“ sei die „Erpressung der Fahr-
karte nach Deutschland“. Deshalb wolle
Athen „sie nicht von dort fortlassen“.
Hänsel wies das „Gerede davon, hier keine
Brandstifter aufzunehmen“, zurück, da bis-
her „nichts bewiesen“ sei. Sie warf die Fra-
ge auf, „wieso es nicht möglich ist, die
Menschen, die jetzt auf Lesbos sind, aufzu-
nehmen“, obwohl die Obergrenze von
200.000 Flüchtlingen noch nicht erreicht
sei. Den Antrag ihrer Fraktion (19/22264),
„die rund 13.000 Menschen, die durch die
Brände in Moria obdachlos geworden sind,
aufzunehmen“, lehnte der Bundestag am
Freitag mit 476 von 596 Stimmen ab;
ebenso mit 472 von 597 Stimmen einen
Grünen-Vorstoß (19/22679) zur Verteilung
aller „über 12.000 Geflüchteten aus Moria“
auf europäische Länder. sto T

»Jetzt 1.553
Geflüchtete
aufzunehmen,
war wieder
eine humane
Entscheidung.«

Horst Seehofer (CSU),
Bundesinnenminister
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D
as Bild hatte eine deutli-
che Sprache. Wladimir
Putin saß breitbeinig in
seinem Sessel, während
Alexander Lukaschenko
sich seinem Gegenüber

entgegen lehnte. Im Internet wurden die
Fotos des Treffens, das in der vergangenen
Woche im russischen Sotschi stattfand, fo-
totechnisch verballhornt: ein winziger Lu-
kaschenko auf den Knien Putins, ein Luka-
schenko in Strapsen, der sich Putin an-
dient, und so weiter. Dies zeigt, in welch
prekärer Situation sich der belarussische
Machthaber befindet, der durch eine Pro-
testwelle von historischem Ausmaß (siehe
„Stichwort“) unter Druck gesetzt wird. Der
Kreml, der Belarus als Pufferzone zwischen
der EU und den Nato-Ländern nicht verlie-
ren will, hat Lukaschenko offenbar dort,
wo er ihn immer haben wollte: an der aus-
gestreckten Hand.
Allerdings ist nicht wirklich klar, ob Russ-
land Lukaschenko um jeden Preis unter-
stützen wird. Putin und sein Außenminis-
ter Sergej Lawrov haben die Unterstützung
zwar mehrmals in starke Worte gepackt
und die altbekannte Erzählung einer von
außen „lancierten“ Revolte in Belarus be-
dient; man hat dem Nachbarn Mitarbeiter
aus dem eigenen Propagandaapparat ge-
schickt und einen Kredit von rund 1,5 Mil-
liarden US-Dollar gewährt. Das klingt nach
viel Geld, ist de facto aber eher ein Tropfen
auf dem heißen Stein. „Bis Ende des Jahres
müssen die belarussischen Behörden ihre
Zahlungen für andere Kredite für mehr als
eine Milliarde US-Dollar, hauptsächlich an
Moskau, refinanzieren und mehr als 300
Millionen US-Dollar Schulden an Gaz-
prom zahlen,“ schreibt der Analyst Artjom
Schraibman. Höchstwahrscheinlich werde
„echtes Geld“ Minsk gar nicht oder kaum
erreichen. Ein Zeichen, das das Überleben
Lukaschenkos sichert, sieht anders aus.

Heftige Konflikte Ohnehin: Die Bezie-
hung der beiden Autokraten als „schwie-
rig“ zu bezeichnen, wäre noch untertrie-
ben. Zwar unterstützt der Kreml Luka-
schenko mit billigem Öl und Gas und
günstigen Krediten, allerdings verbat sich
der belarussische Präsident immer wieder
„Einmischungen in die inneren Angelegen-
heiten“ durch Russland. Es kam zu hefti-
gen Konflikten, die mit allen Waffen der
Diffamierung ausgetragen wurden. Luka-
schenko verstand es trotz seiner offensicht-
lich schwächeren Position immer, die geo-
politische Lage von Belarus taktisch auszu-
nutzen. Die Einreise für EU-Bürger wurde
massiv erleichtert. In den vergangenen Jah-
ren normalisierten sich auch die außenpo-
litischen Beziehungen zur EU. Noch bei
den Präsidentschaftswahlen im Jahr 2015
präsentierte sich Lukaschenko als Garant
der belarussischen Unabhängigkeit, was
selbst die Opposition goutierte. Das Ein-
greifen des Kremls in der Ukraine hatte
dem Präsidenten und den Belarussen Sor-
gen gemacht.
Danach versuchte Putin, das Projekt des
„Unionsstaates“ wieder aufleben zu lassen
und den widerspenstigen Lukaschenko in
die eigenen Arme zu treiben. Ohne Erfolg.
Eine militärische Intervention scheint nun
die heikelste Option: Sie würde die Bela-
russen ohne Grund gegen Russland auf-
bringen. Denn im Kern handelt es sich um
einen internen Konflikt zwischen den Bela-
russen und Lukaschenko, der in den Augen
der bis dato braven Untertanen ausgedient
hat. Die Oppositionsführerin Svetlana Ti-
chanowskaja, die sich erzwungenermaßen
im litauischen Exil befindet, sagte an die
Adresse des EU-Parlaments: „Die Revoluti-
on in Belarus ist nicht geopolitisch. Sie ist
nicht prorussisch und nicht antirussisch.“
Dies wird auch von anderen Mitgliedern
des von der Opposition gebildeten Koordi-
nationsrates betont, sicher auch, um den

Eindruck eines heraufziehenden Maidan
einzudämmen, der sich wie damals in der
Ukraine dezidiert anti-russisch gerieren
könnte.
Tatsächlich sind die Belarussen in dieser
Hinsicht pragmatisch orientiert. Die Um-
fragen der vergangenen Jahre zeigen, dass
sich die geopolitische Lage zwischen Ost
und West auch in der Haltung der Bevölke-
rung widerspiegelt: Die Hälfte zieht es eher
in Richtung Russland, die andere in Rich-
tung EU. Eine sehr große Mehrheit aller-
dings unterstützt die Unabhängigkeit ihres
Landes.

EU als Advokat Die Revolte gegen den
langjährigen Autokraten geht nun durch
alle Bevölkerungsschichten und soziale
Klassen. Getragen wird sie insgesamt von
Werten wie Partizipation und Selbstbe-
stimmung, was klassische demokratische
Werte sind und unweigerlich die EU auf als
Advokaten auf den Plan ruft. Sie hat be-
reits signalisiert, dass sie 53 Millionen
Euro für die Unterstützung der Zivilgesell-

schaft bereitstellen werde. Gegen das Re-
gime wurden Sanktionen verhängt.
Bevor sich der Konflikt aber tatsächlich zu
einem geopolitischen Konflikt ausweitet,
wäre es ratsam, ihn im belarussischen Inte-
ressensraum zu halten. Dazu machen Jörg
Forbrig vom German Marshall Fund of the
United States (GMF) und Jakob Wöllen-
stein von der Konrad Adenauer-Stiftung in
der „Zeit“ einen wichtigen Vorschlag: „Wo-
möglich ist es noch nicht zu spät, eine Ver-
ständigung zu erzielen, die dem Willen des
belarussischen Volkes entspricht und die
„Interessen der Nachbarn“ berücksichtigt
– etwa eine verbriefte außenpolitische
Neutralität unter Beibehaltung der beste-
henden Bündnisverpflichtungen gegenüber
Russland.“
Andernfalls könnte es wohl einen großen
Verlierer geben: die Belarussen selbst. Ihr
dann gescheiterter Kampf für demokrati-
sche Werte würde auch die EU massiv be-
lasten. Ingo Petz T

Der Autor ist freier Journalist in Berlin.

Treffen von Alexander Lukaschenko (links) mit Russlands Präsident Wladimir Putin in Sotschi: Kredite für den Erhalt der „brüderlichen
Beziehungen“. © picture-alliance/dpa

Nicht um
jeden Preis

BELARUS I Dass Autokrat Lukaschenko in der Krise
Hilfe beim russischen Nachbarn sucht, macht ihn bei
der Opposition noch unbeliebter. Die Protestbewegung

kämpft jenseits geopolitischer Interessen für Menschenrechte
und mehr Selbstbestimmung

> STICHWORT

Hintergründe des Machtkampfes

> Umstrittene Wahl In der Ex-Sowjetre-
publik kommt es seit der Präsidenten-
wahl am 9. August täglich zu Protesten.
Amtsinhaber Alexander Lukaschenko
hatte sich zum sechsten Mal in Folge
zum Wahlsieger erklären lassen – mit
mehr als 80 Prozent der Stimmen. Die
Demokratiebewegung sieht Swetlana Ti-
chanowskaja als Siegerin der Wahl.

> Reaktionen Die EU hat die Wahl wie
die meisten anderen Länder nicht aner-
kannt. Derzeit bereitet sie Sanktionen
gegen das Umfeld Lukaschenkos vor.

> Gewalt Die Sicherheitskräfte in Belarus
gehen rabiat gegen die Demokratiebe-
wegung vor. Hunderte wurden festge-
nommen, die Oppositionspolitikerin Ma-
ria Kolesnikowa entführt und inhaftiert.

»Gefahr ist nicht gebannt«
BUNDESWEHR Einsatz gegen Terrormiliz IS in Syrien und Irak soll mit weniger Soldaten fortgesetzt werden

Der Einsatz der Bundeswehr gegen die Ter-
rormiliz „Islamischer Staat“ im Irak und in
Syrien soll nach dem Willen der Bundesre-
gierung fortgesetzt werden, allerdings mit
weniger Soldaten als bisher. Über einen
entsprechenden Antrag (19/22207) beriet
der Bundestag erstmals am vergangenen
Freitag; die Opposition signalisierte – mit
Ausnahme der FDP–, dass sie dem Mandat
nicht zustimmen wird.
Dem Antrag zufolge sollen bis zum 31. Ja-
nuar 2021 statt 700 Soldaten nur noch 500
Soldaten mithelfen, ein Wiedererstarken
des IS in der Region zu verhindern. Die
Truppenstärke kann verringert werden, weil
die Bundesregierung im März die luftge-
stützte Aufklärung durch Tornado-Flugzeu-
ge aus Jordanien heraus beendet hat.
Die übrigen Soldaten sollen weiterhin Sol-
daten der kurdischen Perschmerga sowie
der irakische Armee ausbilden. Außerdem
unterstützen sie die Luftbetankung, den
Lufttransport und die Luftraumüberwa-
chung mittels eines Luftraumradars.

Laut Bundesaußenminister Heiko Maas
(SPD) habe der IS die Corona-Pandemie
genutzt, um seinen Aktionsradius wieder
auszuweiten. „Er bleibt eine Bedrohung für
die Sicherheit der Region und damit auch
der Sicherheit für uns in Europa“.
Bundesverteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer (CDU) betonte, die
Aufgaben der Bundeswehr seien noch nicht
beendet, außerdem sei es der ausdrückliche
Wunsch der Iraker, „dass wir unser Engage-
ment fortführen“. Sie bedauerte, dass die
Ausbildung der Sicherheitskräfte im Irak
wegen Corona vorläufig ausgesetzt sei.
„Wir werden sie aber nach sorgfältiger
Überprüfung der Pandemiebedingungen
zu gegebener Zeit wieder aufnehmen.“
Nach Ansicht von Bijan Djir-Sarai (FDP)
hat die Mission einen wichtigen Beitrag zur
Zurückdrängung des IS geleistet, die Gefahr
sei aber noch nicht gebannt. Nachdem die
USA ihren Beitrag im Nahen Osten redu-
ziert hätten, müsse Europa dort umso
mehr Verantwortung für die eigene Sicher-
heit übernehmen.
Für Roland Hartwig (AfD) indes macht
sich der Westen mit seinen Aktivitäten im
Nahen Osten „die Hände schmutzig“. Ihm
gehe es darum, „koste es, was es wolle“, ei-
nen Regimewechsel herbeizuführen. Statt
die „brutale militärische Neuordnung des

Nahen Ostens“ fortzusetzen, solle sich die
Bundesregierung unter Einbeziehung aller
Akteure in der Region für eine politische
Lösung der Konflikte einsetzen.
Alexander S. Neu (Die Linke) forderte ein
Ende der Sanktionen gegen Syrien und den
Abzug aller militärischen Präsenzen aus
dem Land. Der Einsatz sei völkerrechtswid-
rig und die Sanktionen verhinderten den
Wiederaufbau des Landes. Wie Omid Nou-
ripour (Grüne) wies er darauf hin, dass ira-

kische Sicherheitskräfte im Dezember Pro-
teste brutal niedergeschlagen hätten,w wo-
bei es mehr als 500 Tote gegeben habe.
Nouripour, der dem Mandat ebenfalls eine
„fehlende Rechtsgrundlage“ attestierte und
den Einfluss Irans auf die irakischen Volks-
mobilisierungseinheiten betonte, fragte vor
diesem Hintergrund, ob es sinnvoll sei, im
Irak auszubilden, „ohne zu wissen, wofür
und auf welcher Seite die Leute am Ende
stehen“. Johanna Metz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Anzeige

Deutsche Soldaten 2019 bei der Ausbildung der kurdischen Peschmerga. Wegen der Co-
rona-Pandemie sind die Trainings derzeit ausgesetzt. © picture alliance/Michael Kappeler/dpa

Ruf nach Sanktionen
gegen Lukaschenko
BELARUS II Signal gegen Gewalt des Regimes

Die Fraktionen im Bundestag verurteilen die
seit Wochen andauernde Gewalt des Regimes
in Belarus (siehe Beitrag links) gegen die
friedlichen Proteste gegen Präsident Alexan-
der Lukaschenko. In einer Aktuellen Stunde
warben vergangene Woche mit Ausnahme
der AfD und der Linken alle anderen Fraktio-
nen für EU-Sanktionen als
Antwort, die auch Luka-
schenko selbst nicht aus-
schließen sollten.
Außenminister Heiko Maas
(SPD) stellte sich an die Sei-
te der Demonstranten: „Statt
mit den Menschen in sei-
nem Land zu reden, sperrt
Lukaschenko sie weg.“ Paral-
lelen zum Maidan in der
Ukraine 2014 wies Maas zu-
rück. Es gehe nicht darum,
„Belarus von Russland loszu-
lösen und der EU einzuver-
leiben“, sondern darum, dass die Belarussen
selbst darüber entschieden, welchen Weg sie
nehmen.
Waldemar Herdt (AfD) sagte, dass das bela-
russische Volk in der Lage sei, ohne Einmi-
schung von außen seine Probleme zu regeln.
„Der politische Wandel in Weißrussland ist
nicht mehr abzuwenden, das wissen wir alle.“
Wenn aber EU-Kommissionschefin Ursula
von der Leyen (CDU) einem Regime Change
das Wort rede, dann gieße dies Öl ins Feuer.
Paul Ziemiak (CDU) unterbreitete seinem
Vorredner den Vorschlag, „Hand in Hand“
mit der Linksfraktion nach Moskau zu rei-
sen, um den „Sonderpreis für die beste Aus-
landspropaganda für den Kreml“ abzuholen.

Ziemiak forderte EU-Sanktionen gegen Luka-
schenko und sein engstes Umfeld als Ant-
wort auf die Gewalt des Regimes. „Wahlfäl-
scher dürfen keine Wahlsieger sein.“
Auch Gyde Jensen (FDP) forderte, Luka-
schenko „ganz oben“ auf die Sanktionsliste
zu setzen. Er verweigere sich jeglichen Ver-

mittlungsangeboten und
stütze sich auf Gewalt und
Folter seiner Schergen. Die
Menschenrechtsverletzungen
seines Regimes seien zu do-
kumentieren, Täter zur Ver-
antwortung zu ziehen. Jen-
sen warb dafür, unabhängige
OSZE-Beobachter nach Bela-
rus zu schicken.
Thomas Lutze (Die Linke)
sprach von „brutaler Gewalt“
des Sicherheitsapparates Lu-
kaschenkos: „Diese Gewalt
ist strikt abzulehnen und

durch nichts zu rechtfertigen.“ Er zog aber in
Zweifel, dass man mit dem Regime in den
Dialog treten könne, wenn man von vornhe-
rein Bedingungen diktiere. Minimalvoraus-
setzung für einen Dialog sei die Freilassung
aller politischen Gefangenen.
Manuel Sarrazin (Grüne) forderte hingegen,
sich klar auf die Seite des oppositionellen
Koordinierungsrates zu stellen. „Das verhin-
dert keinen Dialog, es ermöglicht ihn erst.“
Sarrazin warb zudem für Visa-Erleichterun-
gen und „humanitäre Korridore“ für be-
drängte Oppositionelle und eine klare „Bot-
schaft nach Minsk und Moskau, dass wir wis-
sen und auch laut sagen, wer für die Verbre-
chen verantwortlich ist“. ahe T

»Der Wahl-
fälscher
darf

nicht der
Wahlsieger

sein.«
Paul Ziemiak

(CDU)

Breite Kritik an
»Signal der Mullahs«
IRAN Bundestag verurteilt Hinrichtung Navid Afkaris

Außen- und Menschenrechtspolitiker im
Bundestag verurteilen die Hinrichtung des
iranischen Sportlers Navid Afkari. In einer
Aktuellen Stunde auf Verlangen der AfD-
Fraktion wandten sich am vergangenen Frei-
tag Vertreter aller Fraktionen gegen Men-
schenrechtsverletzungen im Iran.
Trotz internationaler Proteste war das Todes-
urteil gegen Afkari nach Behördenangaben
am vorvergangenen Samstag vollstreckt wor-
den. Der 27-jährige Ringer hatte nach Anga-
ben der iranischen Justiz bei einer Demons-
tration 2018 in der südiranischen Stadt Schi-
ras einen Sicherheitsbeamten getötet. Er
selbst, seine Familie und Menschenrechtsor-
ganisationen führten indes an, sein Geständ-
nis sei durch Folter erzwungen worden.
Jürgen Braun (AfD) warf der Bundesregie-
rung vor, „nahezu untätig geblieben“ zu
sein. „Die deutsche Iranpolitik ist zutiefst
verlogen.“ Im Falle des russischen Opposi-
tionellen Alexej Nawalny erwäge die Regie-
rung Sanktionen, während die iranische Op-
position ignoriert werde. „Hier wird mit
zweierlei Maß gemessen.“
Frank Heinrich (CDU) widersprach und ver-
wies auf Wortmeldungen der Menschen-
rechtsbeauftragten, des Auswärtigen Amtes
und einzelner Abgeordneter. Afkari habe
„beispielhaft erleben müssen, was der Iran
wirklich tut“. Sein Fall sei eines von unzähli-
gen Beispielen dafür, wie in der islamischen

Republik „inflationär Menschenrechte ver-
letzt werden.“
Bijan Djir-Sarai (FDP) sagte, dass das Re-
gime ein Exempel habe statuieren wollen:
„Niemand soll es wagen, seine Stimme ge-
gen das System zu erheben.“ Es brauche eine
andere Iran-Strategie der EU. Statt die irani-
schen Unterdrücker im Ausland zu hofieren,
gelte es, ihre Vermögen einzufrieren.
Daniela De Ridder (SPD) sprach von einem
„Signal der Mullahs, dass jeder, der den Pro-
test auf die Straße bringt, um sein Leben
fürchten muss“. Der AfD warf sie vor, Afkaris
Tod für populistischen Zwecke zu missbrau-
chen. „Ihr rechthaberischer Duktus hilft kei-
nem einzigen Menschen.“
Niema Movassat (Die Linke) forderte einen
Abschiebestopp für Flüchtlinge aus dem Iran.
„Schützen wir erst einmal jene, die dem Re-
gime entflohen sind.“ Er wandte sich gegen
„Doppelstandards“ der AfD, „die sich mit
dem Assad-Regime trifft“ und jene der Bun-
desregierung, die über Menschenrechtsverlet-
zungen in Saudi-Arabien hinweg blicke.
Omid Nouripour (Grüne) sprach von einer
alten „Kette des Unrechts“ im Iran: „Folter,
Geständnis, Strafe.“ Scharf kritisierte der die
AfD, die nicht doppelte Maßstäbe anlege,
sondern eigentlich gar keine habe. Ihre Ver-
treter führen zu Syriens Präsident Assad, dem
„Schlächter von Damaskus“. Das sei nicht
nur unredlich, „das ist Heuchelei“. ahe T
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Die letzte Provokation
BREXIT Großbritannien stößt die EU in der letzten Verhandlungsphase einmal mehr vor den Kopf

B
is auf die andere Seite des At-
lantiks ist das Narrativ vorge-
drungen, die Europäer wür-
den in der Causa Brexit nicht
„nach Treu und Glauben“
handeln und damit gegen ih-

ren eigenen Vertrag verstoßen. „Die Bedro-
hung des Karfreitagsabkommens ist durch
die Europäische Union entstanden, die das
Ganze politisiert“, erklärte der britische
Außenminister Dominic Raab vergangene
Woche in Washington, als er dort seinen
Amtskollegen Mike Pompeo traf.
Das umstrittene Binnen-
marktgesetz, das Großbri-
tanniens Premierminister
Boris Johnson vorgelegt
hat, sei eine „vorbauende
und angemessene“ Maß-
nahme, sagte Raab dort.
„Denn was wir nicht akzep-
tieren können, ist, dass die
EU versucht, eine Grenze
zwischen Nordirland und
Großbritannien in der Iri-
schen See zu errichten.“
In Brüssel müssen sich Po-
litiker und Beamte die Au-
gen reiben angesichts der Unverfrorenheit,
mit der die britische Regierung nun ihre
ganz eigene Version der laufenden Ver-
handlungen über eine künftige Partner-
schaft verkaufen. Johnson scheute bei der
Vorstellung seines „Internal Market
Bill“-Entwurfs (siehe „Stichwort“) nicht da-
vor zurück, den Brexit-Chefunterhändler
der EU, Michel Barnier, der Erpressung zu
bezichtigen. Der Franzose plane gar, die
Lebensmittelversorgung von Nordirland
von Großbritannien aus zu blockieren.

Teil des Spiels Die Parallele zum Drama
vor dem Abschluss des Ausstiegsabkom-
mens im Oktober 2019 macht klar, dass
solche Provokationen Teil des Spiels sind.
Johnson spekuliert darauf, dass er mit sei-
ner „Wer zuckt zuerst“-Taktik am Ende
doch noch die Zugeständnisse bekommt,
die er will.
Die Berater um Johnson, allen voran sein
Chefstratege Dominic Cummings, wollen
den radikalen Bruch mit dem Kontinent.
Aus ihrer Sicht ergibt es keinen Sinn, Bin-
dungen an die Partner zum Preis einge-
schränkten Handelns zu machen. Cum-
mings will etwa Staatsbeihilfen ganz nach
dem Gusto von Downing Street an briti-
sche Unternehmen vergeben und lehnt ei-
nen durch Brüssel „aufoktroyierten“ fairen
Wettbewerb ab.
Bis zum Europäischen Rat Mitte Oktober
sind es nur noch wenige Wochen. Beide
Seiten sehen diesen Termin als die Frist,

um einen möglichen Deal auszuloten.
Johnson erklärte den 15. Oktober gar als
letztes Datum, bis zu dem eine Einigung in
den feststeckenden Verhandlungen gefun-
den sein müsse.
Intern geht die EU-Kommission davon aus,
dass spätestens Anfang November der Vor-
hang fällt, weil der Vertrag noch durch das
britische Parlament und das EU-Parlament
muss. Je nach dessen Inhalt könnte es so-
gar ein „gemischtes Abkommen“ werden,
falls nicht alle Fragen in die Zuständigkeit
der EU-Kommission fallen. Dann müssten

sogar noch nationale Parla-
mente der EU-Mitgliedslän-
der abstimmen.
An Johnsons selbst verkün-
deter Deadline wird auch
gezweifelt, weil der Pre-
mier wohl gern den Aus-
gang der US-Wahl am 3.
November abwarten will.
„Erst danach entscheidet er
womöglich, ob er sich so
radikal von der EU abwen-
det, wie Johnson es gerade
vorgibt zu tun“, sagt ein
Downing-Street-Insider.

Denn Donald Trumps Herausforderer Joe
Biden ist der EU wesentlich mehr zugetan
als der Amtsinhaber. Er wird die Bezie-
hungen zur Alten Welt zumindest glätten
wollen – im Gegensatz zu Trump, der
Johnson stets „als wirklich guten Freund“
bezeichnet und ihm einen „großartigen
Deal“ verspricht.
Letzteres könnte einer der Gründe sein, wa-
rum die jüngste Konfrontation Londons
mit der EU überhaupt ihren Lauf nahm.
Barnier fordert die britische Seite seit Mo-
naten auf, zur Umsetzung des Ausstiegsver-
trags ihre genauen Pläne für sanitäre und

phytosanitäre Maßnahmen vorzulegen
– wie es von jedem Drittstaat erwartet
wird, der Lebensmittel oder Vieh in die EU
exportiert. Doch die Briten haben dies bis-
her nicht getan, weshalb die EU-Seite dem
Vereinigten Königreich bisher nicht den
Stempel eines „vertrauenswürdigen Dritt-
staats“ gegeben hat.
Das könnte in der äußersten Konsequenz
bedeuten, dass keine Agrarprodukte oder
Lebensmittel von Großbritannien nach
Nordirland, mithin im britischen Territo-
rium, verschifft werden dürften. Denn
Nordirland hat auf Grundlage des ge-
meinsam vereinbarten Ausstiegsabkom-
mens einen besonderen Status. Es hat wei-
ter eine offene Grenze in die Republik Ir-
land, an der es aus historischen Gründen
keine Kontrollen geben soll. Somit gibt es
keine Barrieren für Produkte aus Nordir-
land, die in die EU und damit in den Bin-
nenmarkt kommen.
Johnson hat mit seiner Unterschrift unter
das Ausstiegsabkommen im Oktober 2019
eine Grenze durch die Irische See selbst be-
fürwortet. Dort sollen dem Vertrag zufolge
Kontrollen stattfinden, wenn auch nur im
möglichst kleinen Rahmen. Außerdem
müssen Unternehmen aus Großbritannien
online Ausfuhrpapiere ausfüllen.

Eigene Version Von dieser Zusage will
Johnson nun nichts mehr wissen. Er nutzt
den Streit um die „Drittstaatenliste“ als
Vorlage, um eine ganz eigene Version der
Verhandlungen an die britische und globa-
le Öffentlichkeit zu bringen. Dass Barnier
mit einer Blockade der Lebensmittelversor-
gung von Nordirland von Großbritannien
gedroht habe, hat Johnson bisher nicht be-
legt. Aber in gewohnter Manier nimmt es
der Premier mit Details nicht ganz genau
und geht auf Frontalangriff gegen Brüssel.
In den eigenen Reihen hat er wieder größ-
tenteils Erfolg. Die Mehrzahl seiner Minis-
ter verbog sich nach Bekanntwerden des
Gesetzentwurfs auffallend, um den offen
eingestanden „limitierten und spezifischen
Bruch internationalen Rechts“ (Nordir-
land-Minister Brandon Lewis) zu rechtfer-
tigen. Allerdings zeugt der Rücktritt von
höchsten Beamten im Justizministerium
und die offene Rebellion einiger profilier-
ter Tory-Parlamentarier von dem Unmut,
den der Premier ausgelöst hat.
Auch Johnsons Vorgänger aus der eigenen
Partei greifen den Amtsinhaber offen an.
Theresa May und John Major bezichtigten
ihn, den Ruf des Königreichs in der Welt
aufs Spiel zu setzen. Michael Howard, ehe-
maliger Parteivorsitzender und nun Lord
im Oberhaus, wütete: „Wie können wir
Russland oder China oder Iran verurteilen,

wenn sie international akzeptierte Stan-
dards nicht einhalten, wenn wir selbst so
wenig Achtung haben vor unseren vertrag-
lichen Pflichten?“
Möglicherweise wird Johnson im Laufe der
Woche ein wenig zurückrudern und einen
Änderungsantrag aufnehmen, der von sei-
nem Fraktionskollegen Robert Neill
stammt. Danach müsste die Regierung erst
das Unterhaus um Zustimmung bitten,
wenn es dem mit der EU getroffenen Vertrag
nicht folgt. „Das ist kaum überzeugend für
uns“, hält ein Brüsseler Insider entgegen. In
einem von EU-Kritikern dominierten Unter-
haus könne die Regierung wohl sehr vieles
durchbekommen. So läuft es nun auf einen

ersten Showdown Ende September hinaus.
Das ist die Frist, bis zu der die EU eine
Rücknahme des britischen Binnenmarktge-
setzes sehen will. Dass das nicht passieren
wird, hat Minister Michael Gove bereits
nach dem eilig anberaumten Krisentreffen
mit Maros Sefcovic, dem Vize-Chef der EU-
Kommission, mitgeteilt.
Parallel wird weiter über ein Abkommen
über die künftigen Beziehungen verhan-
delt. Die nächste Runde findet in Brüssel
statt, die strittigen Punkte sind Fischerei
und fairer Wettbewerb. In beiden Fragen
liegen die Positionen weit auseinander. In
Johnsons Amtssitz räumt man nach Berich-
ten britischer Medien nur noch eine „30

bis 40-prozentige Chance“ auf einen Deal
ein. Ob die Corona-Krise, die das König-
reich mit Tausenden Toten und einer har-
ten Wirtschaftskrise trifft, ein Einlenken
Johnsons bewirkt? Beobachter rechnen mit
dem Gegenteil. Die Bürger würden ohne-
hin nicht merken, welchen Anteil an der
Krise ein EU-Ausstieg ohne Abkommen
hat. Zugleich bietet dieser Ausgang John-
son das Narrativ, dass die vermeintlichen
„Freunde und Partner in Europa“ in ihrer
Uneinsichtigkeit das schlimme Ende ver-
antworten. Stefanie BolzenT

Die Autorin ist Korrespondentin der

Zeitung „Die Welt“ in London.

Der britische Premier Boris Johnson kalkuliert offen mit einem Bruch des Ausstiegsabkommens seines Landes mit der EU. © picture-alliance/empics

Eine Frage des Vertrauens
EUROPA Kommissionschefin von der Leyen sieht Chancen auf Einigung schwinden

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von
der Leyen sieht mit jedem Tag die Chancen
schwinden, noch rechtzeitig vor Ablauf der
Übergangsfrist ein Abkommen über die
künftigen Beziehungen mit dem Vereinig-
ten Königreich zu schließen. Die Europäi-
sche Union wolle „einen neuen Anfang
zwischen alten Freunden – auf beiden Sei-
ten des Atlantiks wie auch auf beiden Sei-
ten des Ärmelkanals“, betonte sie vergange-
ne Woche in ihrer ersten Rede zu Lage der
EU vor dem Europäischen Parlament, die
sie wegen der Corona-Pandemie in Brüssel
statt in Straßburg hielt. Die von Premier
Boris Johnson geplante, einseitige Ände-
rung des bereits geschlossenen Austrittsver-
trags mit der EU ist aus ihrer Sicht aber
nicht akzeptabel: „Wir werden niemals da-
von abrücken“, stellte von der Leyen klar.
Die Vereinbarung sei durch das Europapar-
lament und durch das britische Unterhaus
ratifiziert worden. „Ob einem das gefällt
oder nicht, das kann nicht einseitig geän-
dert werden. Es ist eine Frage von Recht,
Vertrauen und Verlässlichkeit.“

Großer Zeitdruck Die laufenden Verhand-
lungen über die künftigen Beziehungen
und ein Handelsabkommen zwischen der
EU und dem Vereinigten Königreich müs-
sen bis spätestens Mitte November abge-
schlossen werden, damit bis Jahresende,
wenn Großbritannien auch den Binnen-

markt und die Zollunion verlässt, ein Ab-
kommen steht. Ohne Deal gehen im bei-
derseitigen Handel wieder die Zollschran-
ken herunter. Wegen des Zeitdrucks hat die
Kommission London aufgefordert, bis En-
de September einzulenken. Und auch das
Europäische Parlament, das dem neuen
Abkommen zustimmen muss, drohte
Johnson bereits mit der roten Karte. In ei-
ner am 11. September veröffentlichten Er-
klärung stellten die Fraktionsspitzen klar:
„Sollten die britischen Behörden das Aus-
trittsabkommen durch das britische Bin-
nenmarktgesetz verletzen oder drohen, es
zu verletzen, ob nun in jetziger Form oder
anderer Form, wird das Europaparlament
eine Vereinbarung zwischen der EU und
dem Vereinigten Königreich unter keinen

Umständen ratifizieren.“
Der Vorsitzende der EVP-Fraktion im Euro-
paparlament, Manfred Weber (CSU), be-
kräftigte diese Haltung nach der Rede von
der Leyens. Großbritannien verspiele der-
zeit seine Glaubwürdigkeit, urteilte er. Oh-
ne Vertrauen in die Regierung Großbritan-
niens könne es keine Zustimmung zu ei-
nem Handelsabkommen geben.
Die EU ist in Sachen Brexit einmal mehr in
einer verzwickten Lage. Den Verstoß gegen
internationales Recht, einen Vertragsbruch
durch London, kann sie nicht hinnehmen.
Einen harten Brexit fürchtet sie aber auch.
Um beides abzuwenden, bleiben noch vier
Wochen. Das Szenario einer „No
Deal“-Scheidung zum Jahresende wirkt im-
mer realer. Johanna Metz T

»Das
Gesetz ist
eine vor-

bauende und
angemessene
Maßnahme.«
Dominic Raab, britischer

Außenminister

Ursula von der Leyen (CDU) vergangene Woche im Europaparlament. Ihre erste Rede zur
Lage der EU trug sie in Deutsch, Englisch und Französisch vor. © picture alliance/Xinhua

> STICHWORT

Johnsons Binnenmarktgesetz

> Inhalt Die Johnson-Regierung will die
im Brexit-Vertrag vereinbarten Sonderre-
geln für das britische Nordirland aushe-
beln. Ihre Sorge ist, es könnte vom Rest
des Landes abgekoppelt und der Willkür
der EU ausgesetzt werden.

> Ausstiegsvertrag Ihm zufolge sollen
in Nordirland auch künftig EU-Zoll-Re-
geln gelten, um Kontrollen an der Gren-
ze zum EU-Mitglied Irland zu vermeiden.
Damit sollen Gefahren für den nach dem
Karfreitagsabkommen brüchigen Frieden
auf der Insel vermieden werden.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Ein Aufholen
seit 30 Jahren
JUBILÄUMSBERICHT Der Bundestag hat
am Freitag über den Stand der deutschen
Einheit diskutiert. Grundlage dafür war der
entsprechende Jahresbericht – ein Beleg,
für das, was man gemeinsam nach drei
Jahrzehnten intensiver Arbeit erreicht hat,
wie der Ostbeauftragte der Bundesregie-
rung, Marco Wanderwitz (CDU), erklärte.
Aus dem Bericht geht hervor, dass der Os-
ten zwar wirtschaftlich aufholt, allerdings
weiter dem Westen hinterher hinkt: Die
durchschnittliche Wirtschaftskraft der neu-
en Bundesländer gemessen am Bruttoin-
landsprodukt (BIP) je Einwohner hat 2019
ein Niveau von knapp 73 Prozent erreicht,
mit Berlin seien es 79,1 Prozent des ge-
samtdeutschen Durchschnitts. Seit der
Wiedervereinigung hat sich das BIP je Ein-
wohner in den neuen Ländern (ohne Ber-
lin) vervierfacht. Gleichwohl liege die Wirt-
schaftskraft noch erheblich unter dem ge-
samtdeutschen Niveau und dem der hoch-
entwickelten europäischen Regionen, heißt
es in dem Bericht weiter: Auch
30 Jahre nach dem Fall der Mauer habe
noch kein ostdeutsches Flächenland das
Niveau des westdeutschen Landes mit der
niedrigsten Wirtschaftskraft erreicht.
Den Jahresbericht (19/22580) sowie einen
Antrag der Fraktion Die Linke mit dem Ti-
tel „30 Jahre Deutsche Wiedervereinigung
– Einheit vollenden, Fehler korrigieren und
ostdeutsche Interessen anerkennen“ (19/
22489) überwies der Bundestag im An-
schluss an den Ausschuss für Wirtschaft
und Energie zur weiteren Beratung. pez T

Aus für Einwegplastik
UMWELT III Verbot gilt ab Mitte 2021

Bestecke, Trinkhalme, Getränkebehälter,
Wattestäbchen, Styropor-Becher und -Le-
bensmittelbehälter sowie weitere Produkte
aus Einwegkunststoff dürfen ab Mitte 2021
nicht mehr in den Verkehr gebracht werden.
Gleiches gilt für sämtliche Produkte aus oxo-
abbaubarem Kunststoff. Das sieht die Ein-
wegkunststoffrichtlinie der EU vor. Einer
entsprechenden Verordnung der Bundesre-
gierung zur Umsetzung des Artikels 5 einer
EU-Richtlinie ((EU) 2019/904) stimmten
vergangenen Donnerstag die Koalitionsfrak-
tionen von CDU/CSU und SPD sowie die
Fraktionen von FDP und Grünen zu. Die
Linksfraktion enthielt sich, die AfD-Fraktion
stimmte dagegen.
Zur Begründung führte die Bundesregierung
an, dass die zunehmende Verwendung von
Kunststoffen in kurzlebigen Produkten dazu

führe, „dass die damit einhergehenden Ver-
brauchsgewohnheiten immer weniger res-
sourceneffizient sind“. Hinzu komme, dass
die Produkte in besonderem Maße für die
Verschmutzung der Umwelt und für einen
erheblichen Teil der Meeresvermüllung ver-
antwortlich seien.
Ebenfalls beschlossen wurde eine Änderung
der Altfahrzeug-Verordnung. In der Begrün-
dung des Entwurfs (19/2035) verweist die
Regierung auf neue EU-Vorgaben und das
„Regime der erweiterten Herstellerverant-
wortung“. Der Entwurf sieht unter anderem
Regelungen zur Bevollmächtigung vor. Da-
mit soll es Herstellern ohne Niederlassung
in Deutschland ermöglicht werden, einen in
Deutschland niedergelassenen Bevollmächti-
gen mit der Wahrnehmung der Hersteller-
Pflichten zu beauftragen. lbr T

Obhutspflicht kommt
UMWELT I Abfallrahmenrichtlinie wird umgesetzt

Der Bundestag hat am vergangenen Don-
nerstag den Weg für die Umsetzung der
EU-Abfallrahmenrichtlinie bereitet. Dem
Regierungsentwurf (19/19373) in der Aus-
schussfassung stimmten die Koalitionsfrak-
tionen gegen die Stimmen von Linken,
Grünen und AfD bei Enthaltung der FDP
zu. Anträge der Linksfraktion zu einer län-
geren Lebensdauer für Elektrogeräte
(19/19643) und den Grünen zum Stopp
der Vernichtung von Waren (19/16411)
fanden keine Mehrheit.
Mit dem Gesetzentwurf sollen das Kreis-
laufwirtschaftsgesetz (KrWG) sowie das
Elektro- und Elektronikgerätegesetz geän-
dert werden, um insbesondere die Vorga-
ben des EU-Legislativpakets zur Kreislauf-
wirtschaft umzusetzen. Zudem sollen mit
dem Entwurf Verordnungsermächtigungen
erlassen werden, um die Einwegkunststoff-

Richtlinie umzusetzen. Eingeführt wird un-
ter anderem auch eine Obhutspflicht für
Produktverantwortliche, die künftig dafür
sorgen soll, dass retournierte Waren nicht
mehr aus wirtschaftlichen Gründen ver-
nichtet werden dürfen.
Die Koalitionsfraktionen hatten Änderun-
gen durchgesetzt, nach denen unter ande-
rem festgelegt wird, dass durch von gewerb-
licher Sammlung betroffene öffentlich-
rechtliche Entsorgungsträger einen An-
spruch darauf haben, dass die für gewerbli-
che Sammlungen geltenden Bestimmungen
des Anzeigeverfahrens eingehalten werden.
Weiter sollen die Hersteller und Vertreiber,
die Abfälle freiwillig zurücknehmen, die
Rücknahme und Verwertung mindestens
genauso hochwertig ausgestalten wie etwa
die eines öffentlich-rechtlichen Versorgers
im jeweiligen Entsorgungsgebiet. lbr T

V
erbesserungen für Woh-
nungseigentümer sieht die
Modernisierung des Woh-
nungseigentumsgesetzes
(WEG) vor, die der Bun-
destag in der vergangenen

Woche mit den Stimmen der Fraktionen
von Union und SPD sowie den Grünen be-
schloss. Das Gesetz wurde 1951 erlassen,
um den Wohnungsbau zu stärken und
breiten Bevölkerungsschichten den Erwerb
einer Eigentumswohnung zu ermöglichen.
Heute werde es den umweltpolitischen He-
rausforderungen, dem demographischen
Wandel und der Digitalisierung nicht mehr
gerecht, heißt es zur Begründung, und
müsse grundlegend reformiert werden. Die
FDP-Fraktion, die einen Antrag für weiter-
gehende Schritte gestellt hatte, enthielt sich
bei der Abstimmung. Die Fraktionen der
AfD und der Linken stimmten dagegen.
Mit dem Wohneigentumsmodernisierungs-
Gesetz (19/18791), dessen Erarbeitung
zwei Jahre in Anspruch nahm und das
rund vier Millionen Eigentümer und zehn
Millionen Wohnungen betrifft, sollen die
Elektromobilität, der barrierefreie Aus- und
Umbau sowie die energetische Sanierung
gefördert werden. So sieht es vor, dass
Wohnungseigentümer und Mieter An-
spruch auf den Einbau einer Lademöglich-
keit für ein Elektrofahrzeug auf eigene Kos-
ten haben. Dies gelte auch für die Schaf-
fung von Barrierefreiheit und Maßnahmen
des Einbruchsschutzes.
Bauliche Veränderungen, zum Beispiel für
mehr Klimaschutz, sollen künftig einfacher
möglich sein. Statt Einstimmigkeit reicht
zukünftig ein Mehrheitsbeschluss der Ei-
gentümerversammlung aus. Dem Gesetz
zufolge haben künftig alle Wohnungsei-
gentümer die Kosten einer baulichen Ver-
änderung zu tragen, die mit mehr als zwei
Dritteln der abgegebenen Stimmen und
der Hälfte aller Miteigentumsanteile be-
schlossen wurde, es sei denn, die bauliche
Veränderung ist mit unverhältnismäßigen
Kosten verbunden.
Die Verwaltung des gemeinschaftlichen Ei-
gentums soll effizienter gestaltet werden.
So wird die Beschlussfassung der Woh-
nungseigentümer erleichtert, und die Teil-
nahme an der Eigentümerversammlung ist
auch online möglich. Gleichzeitig wird die
Kontrolle der Eigentumsverwaltung erwei-
tert, und Streitbeilegungsmechanismen
werden effizienter gestaltet.

Weniger Streit erwartet Das Gesetz wer-
de für weniger Zoff und mehr Klimaschutz
in Wohnungseigentümergemeinschaften
sorgen, sagte Johannes Fechner (SPD). Be-
schlüsse zu Investitionen würden verein-
facht, ohne dabei finanzschwache Eigentü-
mer zu überfordern. Weil die Eigentums-
wohnung oft die günstigste Möglichkeit für
den Immobilienerwerb sei, müsse Wohnei-
gentum auf Dauer attraktiv bleiben. Fech-
ner zufolge verzögern die schwarz-grün re-
gierten Bundesländer die Verabschiedung
des Gesetzes im Bundesrat. So verschiebe
sich das Inkrafttreten auf Dezember.
Aus Sicht der Union schafft die Reform
den Rahmen dafür, dass der massive Mo-
dernisierungsstau aufgelöst und mehr in
den altersgerechten Umbau oder den Ein-
bau von Ladeinfrastruktur für Elektroautos
investiert werden kann. Jan-Marco Luczak
(CDU) betonte, mit der Reform würden

auch die Rechte der Eigentümer gestärkt.
Sie behielten bei allen wichtigen Entschei-
dungen den Hut auf. Die in das Gesetz auf-
genommene Verpflichtung der Verwalter
zur Qualifizierung und Zertifizierung sei
ein wichtiger Beitrag zu mehr Verbraucher-
schutz.
Die Grünen begründeten ihre Zustimmung
zu dem Entwurf mit den nach der öffentli-
chen Anhörung im Rechtsausschuss im
Mai vorgenommenen Korrekturen. Der bei
dieser Gelegenheit deutlich gewordene
Handlungsbedarf habe gezeigt, dass der
Status quo im Wohneigentumsrecht nicht
beibehalten werden dürfe, sagte Canan
Bayram. Allerdings würden umweltpoliti-
sche Belange nicht ausreichend berücksich-
tigt, es gebe unklare Begriffe bei den Kos-
ten der baulichen Veränderungen, und

auch bei der Transparenz müsse nachge-
bessert werden, um die Mieter in Eigen-
tumswohnungen zu schützen.
Die FDP hält eine Reform des WEG für ab-
solut notwendig. Ihre Partei habe dazu
Vorschläge gemacht, die im nachgebesser-
ten Gesetzentwurf im Großen und Ganzen
enthalten seien, sagte Katharina Will-
komm. Es sei jedoch ein Fehler, dass die
Befugnisse des Verwalters im Gesetz nicht
explizit aufgelistet würden. Zudem berge
der Kompromiss bei der Kostenverteilung
Nachteile für Geringverdiener und Rentner.
Deshalb könne die FDP dem Entwurf nicht
zustimmen.
Friedrich Straetmanns (Die Linke) erklärte,
die Kritik der Sachverständigen in der An-
hörung sei zwar teilweise berücksichtigt
und die größten Schieflagen seien abgemil-

dert worden. Es blieben aber noch eklatan-
te Lücken. Das Gesetz führe zu einem Sys-
temwechsel bei der Verwaltung von Woh-
nungen und beschneide die Rechte kleiner
Eigentümer. Dazu kämen Einschnitte im
Mietrecht. Es sei bezeichnend, dass die Kri-
tik des Deutschen Mieterbundes im Ent-
wurf nicht aufgegriffen worden sei.
Für die AfD-Fraktion ist das Gesetz ein
Arbeitsbeschaffungsprogramm für die oh-
nehin überlasteten Gerichte. Ihr Abgeord-
neter Jens Maier sagte, die geplante um-
fassende prokuraähnliche Vollmacht des
Verwalters berge für die Eigentümerge-
meinschaft unkalkulierbare Risiken. Die
Stellung des Wohnungseigentümers wer-
de entwertet. Auch die AfD kritisierte
Nachteile für finanzschwache Eigentü-
mer. Michael Wojtek T

Die Koalition hofft, mit der Novelle des in die Jahre gekommenen Gesetzes unter anderem neue Impulse für die energetische Gebäu-
desanierung auszulösen. © picture-alliance/dpa

Modernisiert
RECHT Sanierungshürden beim Wohnungseigentum

werden abgeräumt. Künftig reicht ein Mehrheitsbeschluss
der Eigentümergemeinschaft

KfZ-Steuer ökologischer
FINANZEN CO2-Ausstoß wird wichtiges Kriterium

Die Kraftfahrzeugsteuer wird in Zukunft
stärker auf ökologische Aspekte ausgerich-
tet sein. Der Bundestag beschloss am ver-
gangenen Donnerstag mit der Mehrheit
der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der AfD, der FDP und der Grünen bei
Enthaltung der Linken den von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurf des
Siebten Gesetzes zur Änderung des Kraft-
fahrzeugsteuergesetzes (19/20978) in der
vom Finanzausschuss geänderten Fassung
(19/22596, 19/22615). Einen Entschlie-
ßungsantrag der Grünen (19/22613), die
sich für ein Bonus-Malus-System für erst-
mals zugelassene Pkw einsetzten, lehnte
der Bundestag ab.
Zur Förderung des Umstiegs auf elektri-
sche Antriebe sieht der Gesetzentwurf eine
Verlängerung der zehnjährigen Kraftfahr-
zeugsteuerbefreiung für bis Ende 2025
erstmals zugelassene reine Elektrofahrzeu-
ge vor. Die Steuerbefreiung soll längstens

bis 31. Dezember 2030 gelten. Die Förde-
rung der Elektromobilität sei ein wesentli-
ches Element, um die Pariser Klimaschutz-
ziele im Verkehrssektor zu erreichen, heißt
es in dem Entwurf.

Deutliche Veränderung Außerdem sollen
Autos mit hohem Ausstoß von Kohlendi-
oxid stärker besteuert werden. Um die
Nachfrage deutlicher auf Fahrzeuge mit re-
duziertem Emissionspotenzial zu lenken,
ist eine noch stärkere Berücksichtigung der
CO2-Komponenten durch Einführung ei-
nes progressiven CO2-Tarifs bei der Kraft-
fahrzeugsteuer für Pkw mit Verbrennungs-
motor beabsichtigt.
Um zusätzlich auch besonders emissions-
reduzierte Fahrzeuge zu fördern, wird die
Kraftfahrzeugsteuer für zwischen dem Tag
des Kabinettsbeschlusses und dem 31. De-
zember 2024 für erstmals zugelassene Pkw
mit einem CO2-Wert bis 95 g/km in Höhe
von 30 Euro im Jahr für fünf Jahre, längs-
tens bis zum 31. Dezember 2025, nicht er-
hoben. Innerhalb der ersten CO2-Stufe
von 96 bis 115 g/km beträgt der Eingangs-
steuersatz zwei Euro je g/km.
In den folgenden Stufen von 116 bis
195 g/km steigen die Steuersätze von
2,20 Euro bis auf 3,40 Euro und sollen
signalisieren, „dass höherer Kraftstoffver-
brauch künftig nicht erst an der Tankstelle
finanziell spürbar wird“. Der Spitzensteu-
ersatz von vier Euro je g/km betreffe Fahr-
zeuge mit besonders hohem Emissionspo-
tenzial von mehr als 195 g/km. „Die Steu-
er wird sich im Vergleich zu bisher ge-
wohnten Höhe deutlich verändern“, heißt
es in dem Entwurf.
Mit der Abschaffung einer Sonderregelung
für bestimmte leichte Nutzfahrzeuge sol-
len insbesondere mittelständische Betriebe
entlastet werden. hle TFährt steuerfrei: E-Auto von Tesla
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Sammelziel erhöht
UMWELT II Änderungen am Batteriegesetz beschlossen

Eine Änderung des Batteriegesetzes hat der
Bundestag am vergangenen Donnerstag be-
schlossen. Den Regierungsentwurf in der
Ausschussfassung (19/19930) nahm das
Parlament mit den Stimmen der Koalition
und der FDP bei Ablehnung von Linken,
Grünen und der AfD an. Anträge der Lin-
ken zu einem Pfand auf Elektrogeräte und
Batterien (19/19642) und der Grünen zum
Schließen von Wertkreisläufen (19/20562)
fanden keine Mehrheit.
Künftig soll dem Batteriegesetz „ein reines
Wettbewerbssystem zwischen herstellerei-
genem Rücknahmesystemen“ zugrunde lie-
gen, heißt es in der Begründung. Um auch
bei den neuen Marktgegebenheiten einen
reibungslosen Ablauf der Sammlung und
Entsorgung von Geräte-Altbatterien sicher-
zustellen, werde das BattG an die neuen

Gegebenheiten angepasst. Ziel sei es, faire
Wettbewerbsbedingungen für alle herstel-
lereigenen Rücknahmesysteme und „ein-
heitliche Anforderungen an die Systeme
selbst sowie an die Rücknahme durch die
Systeme“ festzulegen.
Die Parlamentarier beschlossen neben re-
daktionellen Änderungen auch die Mög-
lichkeit für öffentlich-rechtliche Versorger,
sich an der Rücknahme von Fahrzeug-Alt-
batterien zu beteiligen. Um möglichst voll-
ständige Informationen über die Rücknah-
me und Verwertung von Fahrzeug-Altbatte-
rien zu bekommen, sei es erforderlich, dass
die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-
ger die Daten an das Umweltbundesamt
meldeten. Zudem soll das vorgegebene
Sammelziel von 45 auf 50 Prozent erhöht
werden. lbr T

Wieder ein Virus im Anmarsch
LANDWIRTSCHAFT Ausbruch der Schweinepest macht den Betrieben zu schaffen

Lange haben Landwirte und Fleischwirt-
schaft mit Sorge auf die Ausbreitung der
Afrikanischen Schweinepest (ASP) in
Europa geblickt. Erste Fälle in Belgien,
Tschechien und Polen ließen die für
Schweine tödliche Viruserkrankung immer
näher an die Bundesrepublik heranrücken.
Seit Anfang September herrscht nun Ge-
wissheit darüber, dass die Seuche auch in
Deutschland ausgebrochen ist. Mittlerweile
wurden mehrere Fälle der ASP bei Wild-
schweinen in den Landkreisen Oder-Spree
und Spree-Neiße nachgewiesen. Das war
Anlass für die Agrarpolitiker des Bundesta-
ges am vergangenen Donnerstag, auf Ver-
langen der FDP-Fraktion in einer Aktuellen
Stunde über die „Auswirkungen der Afrika-
nischen Schweinepest auf die Agrar- und
Ernährungswirtschaft“ zu beraten. Denn
der Nachweis des Virus hat erhebliche
Konsequenzen für den Export von Schwei-
nefleisch bis hin zu Ernteverboten in den
betroffenen Zonen.
„Der Ernstfall ist eingetreten“, eröffnete
Karlheinz Busen (FDP) die Debatte. Der
Liberale übte Kritik an „dilettantisch aufge-
stellten Zäunen“, die hüfthoch ohne Strom
die betroffene Kernzone absperren sollen.
Außerdem seien keine Desinfektionswan-
nen und keine Warnschilder aufgestellt
worden. Zu allem Überfluss hätten sich
Wanderer und Radfahrer im Sperrbezirk
aufgehalten, berichtete Busen von selbst
gesammelten Eindrücken im Süden Bran-
denburgs. „Das Warnsystem der Bundesre-
gierung funktioniert nicht“, sagte der Abge-
ordnete.
Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner
(CDU) wies die Kritik ihres Vorredners als
nicht richtig informiert zurück. Bereits
nach dem ersten Fund sei schnell reagiert
worden. „Es muss verhindert werden, dass
das Virus den Weg in die Ställe findet,

denn Deutschland ist bei Hausschweinen
ASP-frei.“ Klöckner erklärte, dass das Virus
für Menschen ungefährlich, aber für
Schweine tödlich ist. Gegen das Virus gebe
es bisher keinen Impfstoff. Der Erreger
stammt aus Afrika und wird durch den di-
rekten Kontakt mit infizierten Tieren über-
tragen. In Deutschland habe man in den
vergangenen Jahren auf die intensive Beja-
gung der Wildschweine gesetzt, um das
Ausbreitungsrisiko zu verringern.
Der Export von Schweinefleisch in Dritt-
staaten wie China, Südkorea und Japan
fällt weg. Mögliche Marktstützungsmaß-
nahmen sollen laut Klöckner nun geprüft
und die Landwirte nicht allein gelassen
werden.
Wilhelm von Gottberg (AfD) blickte auf
die Einnahmeausfälle der Landwirte. Der
Abgeordnete fragte, warum Schweine-
fleisch aus Bayern nicht weiterhin expor-

tiert werden könne, wenn nur in Branden-
burg ein Fall auftrete. Der Abgeordnete
stellte fest, dass die Bundesregierung nun
in der Pflicht sei, den Markt zu stützen.
Die Landwirte seien bereits durch die Co-
rona-Pandemie wirtschaftlich getroffen.

Kritik am Maisanbau „Hoffnungslos ist
die Lage noch nicht“, meinte Kirsten Tack-
mann (Linke). Aber leider seien zu lange
unnötige Risiken in Kauf genommen wor-
den. Historisch viel zu hohe Schwarzwild-
bestände würden die Situation nicht ver-
einfachen. Viel Maisanbau führe zudem zu
viel Futter und Deckung für die Wildbe-
stände und mache die Arbeit der Jäger
nicht leichter.
„Das Land Brandenburg hat schnell und
umfassend reagiert“, sagte Harald Ebner
(Grüne), der sein Unverständnis darüber
ausdrückte, dass bereits aufgestellte Zäune
durch Vandalismus niedergedrückt worden
seien. Was aber nun nicht passieren dürfe,
warnte der Abgeordnete, dass nach dem
Ausbruch die kleinen Mastbetriebe ver-
schwinden und die großen übrig bleiben
würden, weil nur diese sich die Einnahme-
ausfälle leisten können.
Albert Stegemann (CDU) widmete sich der
schwierigen finanziellen Situation der Mäs-
ter. Die Kosten seien für die Betriebe hoch
und die Erlöse zu niedrig. Die Landwirte
bräuchten eine Perspektive: Stegemann for-
derte ein „Zukunftspaket Landwirtschaft“.
Susanne Mittag (SPD) störte sich daran,
dass die Debatte nur aus wirtschaftlicher
Sicht geführt werde. Die Seuche einzudäm-
men, sei auch wichtig, um die Tiere zu
schützen. Mittag kritisierte, dass es keinen
Impfstoff gebe, weil sich die Entwicklung
wirtschaftlich nicht lohne. Dabei sei es
besser, das Virus statt die Wildscheine
durch Bejagung auszurotten. Jan Eisel T

Wildschweine können Viren übertragen.
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Geldsegen für Kämmerer
HAUSHALT Bundestag und Bundesrat beschließen milliardenschwere Unterstützung für Kommunen

D
ie Kommunen in
Deutschland werden in
diesem und in den kom-
menden Jahren mit Milli-
ardenbeträgen unter-
stützt. Damit sollen ins-

besondere die Folgen der Corona-Pande-
mie abgefedert werden. Den Gesetzentwür-
fen der Koalition (19/20595, 19/20598)
stimmte vergangene Woche im Bundestag
eine große Mehrheit der Abgeordneten zu.
Am Freitag passierten die Vorlagen ohne
Problem den Bundesrat. Zuvor hatte es in
den Kreisen der Haushaltspolitiker im
Bundestag die Sorge gegeben, die Länder
könnten wegen verschärfter Berichtspflich-
ten den Vermittlungsausschuss anrufen.
Die Entwürfe enthalten drei Maßnahmen,
von denen zwei für alle Städte und Ge-
meinden relevant sind. Erstens sollen den
Kommunen in diesem Jahr Mindereinnah-
men bei der Gewerbesteuer pauschal aus-
geglichen werden. Die Gewerbesteuer ist
grundsätzlich die wichtigste kommunale
Einnahmequelle. Die coronabedingte
Wirtschaftskrise schlägt entsprechend land-
auf, landab in die Bilanzen der Kämmerer
ein. Nach der jüngsten Steuerschätzung
fällt das Gewerbesteueraufkommen in die-
sem Jahr mit 42,25 Milliarden Euro um
rund 13 Milliarden Euro geringer aus als
im Vorjahr. Bund sowie Länder, die eigent-
lich für die Finanzausstattung der Kommu-
nen zuständig sind, teilen sich die Kosten
der Ausgleichzahlungen. Laut Gesetzent-
wurf fließen rund elf Milliarden Euro an

Städte und Gemeinden, von denen der
Bund 6,1 Milliarden übernimmt.
Zweitens will der Bund Kommunen bezie-
hungsweise Kreise und kreisfreie Städte bei
den Sozialausgaben unterstützen. Die Bun-
desbeteiligung an den Kosten der Unter-
kunft und Heizung (KdU) in der Grundsi-
cherung für Arbeitssuchende wird von
49 auf 74 Prozent steigen – und zwar dau-
erhaft. Wie hoch die Entlastung bezie-
hungsweise die Belastung
des Bundes in diesem Jahr
ausfällt, ist laut Bundesre-
gierung aktuell nicht be-
lastbar zu schätzen – zu un-
klar ist die Entwicklung auf
dem Arbeitsmarkt und da-
mit die Zahl der möglichen
Leistungsempfänger. Mittel-
fristig rechnet die Bundes-
regierung mit einer Entlas-
tung der Kommunen bezie-
hungsweise Belastung des
Bundes in Höhe von 3,4
Milliarden Euro pro Jahr.

Entlastung im Osten Der dritte Punkt ist
für die ostdeutschen Länder relevant. Sie
werden ab 2021 bei den Aufwendungen
der Rentenversicherung aus den Zusatzver-
sorgungssystemen der DDR entlastet wer-
den. Die Entlastung der Länder soll im
kommenden Jahr 343 Millionen Euro be-
tragen, 2024 dann 366 Millionen Euro.
Die kommunalen Spitzenverbände hatten
diese Maßnahmen im Grundsatz begrüßt.

In der Anhörung zu den Entwürfen in der
vorvergangenen Woche hatte auch Eise-
nachs Oberbürgermeisterin Katja Wolf
(Die Linke) die Pläne gelobt. Gerade für
Kommunen wie Eisenach mit angespann-
ter Finanzlage und hohen Sozialausgaben
sei die Entlastung bei den KdU wichtig. In
der Anhörung ging es zudem um die vor-
geschlagenen Grundgesetzänderungen. Ei-
nige der Sachverständigen bezweifelten, ob

es diese überhaupt braucht
beziehungsweise ob sie
sinnvoll sind.
Die Koalition sieht das so
– und hat dafür auch die
Unterstützung von FDP,
Linken und Grünen im
Bundestag erhalten. Mit
dem neuen Artikel 143h
Grundgesetz soll der ein-
malige Ausgleich der Ge-
werbesteuereinnahmen
zielgerichtet in der Verfas-
sung geregelt werden – um
dann am 31. Dezember

wieder außer Kraft zu treten. Dafür werde
man „keinen Preis für Verfassungsästhetik
gewinnen“, räumte Dennis Rohde (SPD)
in der Debatte ein.

Keine Auftragsverwaltung Mit der zwei-
ten Änderung – eine Ergänzung im Absatz
3 des Artikels 104a – wird festgelegt, dass
trotz der erhöhten Bundesbeteiligung bei
den KdU keine Bundesauftragsverwaltung
eintritt, sondern der aktuelle Zustand bei-

behalten wird. Hierzu gibt es eine grund-
sätzliche Fachdebatte, die sich beispiels-
weise um die Effizienz von sogenannten
Mischfinanzierungen dreht.
Durch Änderungen im parlamentarischen
Verfahren legten die Bundestagsabgeordne-
ten den Ländern schärfere Berichtspflich-
ten auf. Hatte der Koalitionsentwurf noch
vorgesehen, dass die Länder dem Bundesfi-
nanzministerium „über ihr Vorgehen bei
der Aufteilung der Mittel auf ihre Gemein-
den“ zu berichten haben, ist nun ein länge-
rer Bericht fällig. Zu berichten ist nunmehr
„über die erfolgte Weitergabe des Bundes-
und Landesmittel an die Gemeinden, ihr
Vorgehen bei der Verteilung der Mittel und
insbesondere über die jeweilige Höhe der
ihnen bekannten Gewerbesteuereinnah-
men und die jeweilige Höhe der ihnen be-
kannten Gewerbesteuerstundungen ge-
meindescharf für 2020“. Zudem stellten die
Abgeordneten klar, dass die Zahlungen bis
Ende des Jahren zu erfolgen haben, und
präzisierten, welche von den Ländern be-
reits geleisteten Unterstützungen an die
Kommunen anrechnungsfähig auf die
noch zu zahlenden Beträge sind.
In der Debatte im Bundestag richtete Sozi-
aldemokrat Rohde einen Appell an die
Kommunen: „Stellt eure Investitionstätig-
keit nicht ein! Investiert weiter in eure In-
frastruktur! Wir helfen euch in dieser fi-
nanziellen Not.“ Mit der Übernahme der
KdU werde insbesondere den Kommunen
dauerhaft geholfen, „die es in Deutschland
am schwersten haben“.

Für die AfD-Fraktion kritisierte Albrecht
Glaser unter anderem, dass eine Bundes-
auftragsverwaltung im Zusammenhang mit
der erhöhten KdU-Bundesbeteiligung aus-
geschlossen wird. Das provoziere eine un-
wirtschaftliche Mittelverwendung.
Eckhardt Rehberg (CDU) wies für die Uni-
on darauf hin, dass die kommunalen Min-
dereinnahmen in diesem Jahr tatsächlich
sogar überkompensiert werden – „obwohl
der Bund dieses Jahr Steuermindereinnah-
men in einer Größenordnung von rund
80 Milliarden Euro hat“.
Otto Fricke (FDP) betonte, es handle sich
um einen Kompromiss, es sei keine „super
Lösung“. Wichtig sei den Liberalen die
Transparenz bei der Verteilung gewesen.
Gesine Lötzsch (Die Linke) hob hervor,
dass den Kommunen nicht nur Gewerbe-
steuereinnahmen wegbrechen. Für diese
Steuern gebe es keine Kompensationen. Sie
forderte zudem eine Altschuldenregelung.
Anja Hajduk (Bündnis 90/Die Grünen)
lobte die erhöhte KdU-Bundesbeteiligung
als „überfällig“. Auch Hajduk verwies auf
eine notwendige Altschuldenregelung.
Den Grundgesetzänderungen stimmten
in namentlicher Abstimmung sämtliche
Abgeordnete von Union, SPD, FDP,
Linken und Grünen und ein AfD-Abge-
ordneter zu bei Gegenstimmen der üb-
rigen AfD-Parlamentarier. Den einfach-
gesetzlichen Regelungen stimmten bei
Enthaltung der Linken und Nein-Stim-
men der AfD die übrigen Fraktionen
zu. Sören Christian Reimer T

Die Wartburgstadt Eisenach steht aufgrund angespannter Finanzen seit Jahren unter Haushaltssicherung. Die Entlastung bei den Sozialausgaben soll ihr Spielräume verschaffen. © picture-alliance/Harald Biebel/Shotshop

»Stellt eure
Investitionen
nicht ein! In-
vestiert weiter

in eure
Infrastruktur!«

Dennis Rohde
(SPD)

Warum der Telekom-Chef verärgert war
PKW-MAUT Untersuchungsausschuss befragt die ausgeschiedenen Bieter

Im Sommer 2018 stellte T-Systems, einer
der Bieter im Vergabeverfahren Erhebung
für die Pkw-Maut, eine Frage, die in den
Sitzungen des 2. Untersuchungsausschus-
ses immer wieder zu reden gibt. Ob es
möglich sei, die Zahlstellen des Lkw-Maut-
Betreibers Toll Collect für die Erhebung der
Pkw-Maut zu nutzen, wollte die Tochter
der Deutsche Telekom AG auf der allen
Bietern zugänglichen Plattform wissen.
Und erhielt vom Bundesverkehrsministeri-
um die Antwort, an den Zahlstellen dürfe
ausschließlich die Infrastrukturabgabe, wie
die Pkw-Maut hieß, erhoben werden.
Eigenartig nur, dass das Verkehrsministeri-
um später dem einzigen Bieter, der im Ok-
tober 2018 ein finales Angebot abgab,
dann doch die Möglichkeit einräumte, auf
das Zahlstellennetz von Toll Collect zugrei-
fen zu dürfen. Dies trug wesentlich dazu
bei, dass das Konsortium aus CTS Eventim
und Kapsch TrafficCom sein Angebot auf
den vom Bundestag genehmigten Kosten-
rahmen drücken konnte.
Wie die drei zuvor ausgeschiedenen Bieter
darauf reagierten und warum sie kein fina-
les Angebot abgaben, beleuchtete der Aus-
schuss in seiner jüngsten Sitzung. „Wenn
man in einer Ausschreibung absagt, dann
sagt man ab“, erklärte dabei Anne Grün-
korn von der LogPay Financial Services

GmbH. Die VW-Tochter hatte sich zusam-
men mit mehreren Partnern an der Aus-
schreibung beteiligt, war aber am 31. Juli
2018 aus dem Verfahren ausgeschieden.
Damit sei für sie die Angelegenheit been-
det gewesen, machte die Zeugin vor dem
Ausschuss deutlich. Den Verzicht auf die
Abgabe eines finales Angebots begründete
sie damit, dass die im Vertrag vorgesehene
gesamtschuldnerische Haftung für das
Konsortium nicht akzeptabel gewesen sei.
Haftungsfragen gaben auch für die zum
Bertelsmann-Konzern gehörende Arvato
infoscore GmbH und ihren Partner, den IT-
Konzern IBM, den Ausschlag, sich aus dem
Rennen zurückzuziehen. Im Falle einer
Verzögerung hätte eine Vertragsstrafe in
dreistelliger Millionenhöhe gedroht, wie
Arvato-Vertreter Kay Dallmann den Abge-
ordneten schilderte.
Anders als LogPay hielt sich Arvato aber
ein Hintertürchen offen. Am 17. Septem-
ber 2018 schrieb das Unternehmen dem
Verkehrsministerium, es bitte um Mittei-
lung, falls es zu „signifikanten Änderun-
gen“ der Ausschreibungsbedingungen
kommen sollte. Tatsächlich trat das Minis-
terium in Verhandlungen mit CTS Even-
tim/Kapsch TrafficCom ein, in deren Ver-
lauf es zu Änderungen kam: Das Konsorti-
um erhielt nicht nur Zugang zum Zahlstel-

lennetz von Toll Collect, sondern auch
mehr Unterstützung bei den Portokosten.
Diese stellten einen erheblichen Kosten-
punkt dar, weil geplant war, sämtliche Au-
tobesitzer in Deutschland anzuschreiben.
Aufmerksam verfolgt wurde diese Entwick-
lung bei der Deutsche Telekom AG. Denn
laut dem Telekom-Vorstandsvorsitzenden
Timotheus Höttges war es genau diese „ex-
trem hohe Aufbaukostenstruktur“, die den
Ausschlag dafür gab, dass der Vorstand des
Konzerns am 7. August 2018 beschloss,
kein finales Angebot abzugeben. Höttges
sprach vor dem Ausschuss von Anlaufkos-
ten von 250 Millionen Euro, von denen
der Bund ursprünglich nur 50 Millionen
Euro tragen wollte.
Allerdings war der Telekom-Chef von der
Bewerbung ohnehin nicht überzeugt. Es
habe hohe Haftungsrisiken gegeben, und
die Pkw-Maut habe auch nicht zum strate-
gischen Ziel der Telekom gepasst, sich als
Anbieter digitaler Plattformen zu profilie-
ren, sagte Höttges. Priorität habe zudem
die gleichzeitig laufende Ausschreibung
um die Toll Collect GmbH gehabt. Diese
Bewerbung blieb erfolglos, weil der Bund
entschied, die für die Lkw-Maut zuständige
Gesellschaft selbst zu behalten.
Am 13. August 2018 informierte Höttges
nach eigenen Angaben Bundesverkehrsmi-

nister Andreas Scheuer über die Entschei-
dung, nicht um die Erhebung der Pkw-
Maut zu bieten. Dies sei „aus Höflichkeit“
gegenüber dem größten Aktionär des Kon-
zerns erfolgt, sagte Höttges. Seine Aussage
widerspricht der bisherigen Darstellung
des Ministeriums, wonach Scheuer mit
Höttges nicht über die Pkw-Maut sprach.

Aufklärungsbitte Erledigt war die Angele-
genheit für die Telekom damit noch nicht.
Denn als Anfang 2019 deutlich geworden
sei, dass die Anforderungen tatsächlich ver-
ändert worden seien, „haben wir im Vor-
stand sehr verärgert über diese Situation
diskutiert“, berichtete Höttges. Dennoch
habe das Gremium darauf verzichtet, eine
Klage einzureichen oder Schadenersatz zu
fordern. Stattdessen habe T-Systems einen
Brief an das Ministerium mit der Bitte um
Aufklärung geschrieben und dabei er-
wähnt, dass sich der Konzern juristische
Schritte vorbehalte – eingeleitet wurden
diese jedoch nicht. Christian Hunziker T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

KURZ NOTIERT

Schlagabtausch über Zukunft
von Nord Stream 2

Der Bundestag hat sich am Freitag einen
Schlagabtausch über die Zukunft von
Nord Stream 2 geliefert. Anstoß gaben
zwei Anträge: Die Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen (19/22499) fordert einen
Baustopp der umstrittenen Pipeline, die
AfD-Fraktion plädiert in ihrem Antrag
(19/22552) für das Gegenteil, nämlich
die Pipeline zügig fertigzustellen. Nach
einer hitzigen Debatte, bei der es auch
um grundsätzliche Positionen gegenüber
Russland ging, wurden die Vorlagen an
den Wirtschaftsausschuss zur weiteren
Beratung überwiesen. pez T

Steuerprüfer sollen öfter bei
Reichen aktiv werden

In der Abgabenordnung soll ein Min-
destprüfungsintervall für Steuerpflichtige
mit Einkünften über 500.000 Euro im
Jahr festgeschrieben werden. In einem
Gesetzentwurf der Linksfraktion (19/
10751) wird der Vorstoß mit der sinken-
den Prüfquote begründet. Dabei seien
die Außenprüfungen in dieser Einkom-
mensgruppe überdurchschnittlich erfolg-
reich und würden zu deutlich höheren
Steuer- und Zinseinnahmen führten.
heißt es in dem Entwurf, der am Freitag
vom Bundestag an die zuständigen Aus-
schüsse überwiesen wurde. Konkret will
die Linksfraktion in einem neuen Para-
grafen 194a ein gesetzliches Mindest-
prüfungsintervall für steuerliche Außen-
prüfungen von drei Kalenderjahren für
Steuerpflichtige nach Paragraf 193 der
Abgabenordnung festlegen.Danach ist
eine Außenprüfung bei Steuerpflichtigen
zulässig, die einen gewerblichen oder
land- und forstwirtschaftlichen Betrieb
unterhalten, die freiberuflich tätig sind
und bei Steuerpflichtigen, deren Einkünf-
te im Kalenderjahr mehr als 500.000
Euro betragen. scr T

Umsetzung von EU-Vorgaben
zu Berufskraftfahrern

Die Bundesregierung plant Änderungen
im Berufskraftfahrerqualifikationsrecht.
Ihr Gesetzentwurf (19/21983) soll die
EU-Richtlinie 2018/645 vom 18. April
2018 „zur Änderung der Richtlinie 2003/
59/EG über die Grundqualifikation und
Weiterbildung der Fahrer bestimmter
Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Per-
sonenkraftverkehr und der Richtlinie
2006/126/EG über den Führerschein“ in
deutsches Recht umsetzen. Die Vorlage
soll im Verkehrsausschuss federführend
beraten werden. hau T

AfD und FDP sehen Lärmregeln
für Motorradfahrer kritisch

Die FDP-Fraktion stellt sich gegen die
Entschließung des Bundesrates zum Um-
gang mit Motorradlärm. Zwar nehme die
Fraktion die Lärmbelastung der Anwoh-
ner an beliebten Motorradrouten ernst.
Die Vorschläge der Länderkammer beur-
teilen die Liberalen aber durchweg kri-
tisch. In einem Antrag (19/20778) for-
dern sie daher die Bundesregierung auf,
sich die Entschließung nicht zu eigen zu
machen. Auch die AfD-Fraktion stellt sich
gegen unverhältnismäßige Vorgaben für
Motorräder und deren Fahrer. Beide An-
träge sind an den Verkehrsausschuss
überwiesen worden. scr T
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AUFGEKEHRT

Siegen lernen
von Karl

A
rmin Laschet gilt als Bewunde-
rer Karl des Großen. Das ge-
hört sich auch so für einen Po-
litiker, der am Rhein residiert

und der in Aachen, der ehemaligen Kai-
serpfalz des fränkischen Herrschers, ge-
boren wurde. Vor allem dann, wenn
man sich zu höheren Ämtern berufen
fühlt. In der Staatskanzlei in Düsseldorf
hat der nordrhein-westfälische Landes-
vater sogar eine goldene Karls-Büste auf-
stellen lassen. Da trifft es sich gut, dass
Laschets Bruder Patrick einen detaillier-
ten Stammbaum erstellt hat, der über
40 Schritte von den Laschet-Brüdern bis
zum großen Frankenkönig reicht.
Bei einem so berühmten Vorfahren in
der Ahnengalerie sollte Laschets Bewer-
bung um den CDU-Vorsitz eigentlich
ein Selbstläufer sein. Zumindest de-
monstrierte Karl der Große recht ein-
drucksvoll – wenn auch recht brachial –,
wie man mit den renitenten Sachsen
umzuspringen hat. Dieser germanische
Stamm siedelte damals nicht etwa zwi-
schen Dresden und Leipzig, sondern im
heutigen Niedersachsen und jenen Tei-
len Nordrhein-Westfalens, zu denen
auch das Sauerland gehört, das Laschets
Mitbewerber Friedrich Merz seine Hei-
mat nennt.
In Acht nehmen vor dem Aachener soll-
te sich auch Markus Söder. Sonst könnte
es ihm ergehen wie einst Tassilo III.. Als
dieser bayerische Herzog sich perma-
nent weigerte, Karl bei seinen Erobe-
rungsfeldzügen zu unterstützen, und
schließlich gar mit dem Feind gemeinsa-
me Sache machte, rückte der Franke kur-
zerhand in Bayern ein, steckte Tassilo ins
Kloster und gliederte das Herzogtum in
sein Reich ein. Vorbei war es mit der
bayerischen Eigenständigkeit. Von Karl
dem Großen lernen, heißt eben siegen
lernen. Alexander Weinlein T

VOR 30 JAHREN...

Gemeinsamer
SPD-Kurs
27.9.1990: Zusammenschluss von Ost-
und West-SPD „Ich werde nie vergessen,
wie Willy Brandt mich als Vorsitzender
der Ost-SPD umarmte, um die Vereini-
gung auch emotional zu vollziehen, und
ihm dabei die Tränen kamen.“ So erin-
nerte sich Wolfgang Thierse vor einigen
Jahren an den 27. September 1990. Da-
mals – sechs Tage vor der Wiedervereini-
gung Deutschlands am 3. Oktober – be-

schlossen Ost- und West-SPD bei einem
gemeinsamen Parteitag in Magdeburg
ihren Zusammenschluss. Für Thierse, der
zum Stellvertreter von Parteichef Hans-
Jochen Vogel gewählt wurde, eine „schie-
re politische Selbstverständlichkeit“,
nachdem die Sozialdemokratie 43 Jahre
lang in der DDR verboten war.
In ihrem „Manifest zur Wiederherstel-
lung der Einheit der Sozialdemokrati-
schen Partei Deutschlands“, das die De-
legierten einstimmig verabschiedeten,
hieß es: „Die SPD ist vom heutigen Tage
an wieder, was sie seit ihrer Gründung
vor weit über einhundert Jahren hat sein
wollen: Die Partei der sozialen Demo-
kratie für das ganze Deutschland.“
Doch nicht alle ließen sich von der Auf-
bruchsstimmung anstecken. Willi Polte
etwa, damals SPD-Vorsitzender in Mag-
deburg, beschrieb die Stimmung in Tei-
len der SPD so: „Die Euphorie in der
West-SPD ist nicht in dem Maße zu spü-
ren gewesen, wie ich sie mir gewünscht
hätte.“ Insbesondere Oskar Lafontaine,
der vom Parteitag mit 470 von 476
Stimmen als Kanzlerkandidat bestätigt
wurde, habe die Wiedervereinigung im-
mer kritisch gesehen – und daraus kei-
nen Hehl gemacht. Das habe die Ost-
SPD nicht kalt gelassen.Benjamin Stahl T

Willy Brandt (links) und Wolfgang Thier-
se auf dem SPD-Vereinigungsparteitag
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LESERPOST

Zur Ausgabe 38 vom 14. September
2020, „Blicke in die Röhre“ auf Seite 1:
Wie vordergründig ist denn das: Der Fall
Nawalny wird von einigen deutschen
und europäischen Politikern benutzt, um
mit einer möglichen Sanktion gegen
Russland die Fertigstellung des Projekts
„Pipeline Nord Stream 2“ zu verhindern.
In Wirklichkeit wollen diese Politiker da-
mit verschleiern, dass sie handelspoli-
tisch von den USA erpressbar sind und
das auch hinnehmen. Entweder das teu-
rere Fracking-Gas (LNG) von den USA
abnehmen oder einen möglichen Han-
delskrieg riskieren? Die USA wollen mit
dieser Drohung unbedingt ihr Flüssig-
Erdgas auf dem europäischen Markt ver-
kaufen und die deutsch-russische Ener-
giepartnerschaft nachhaltig stören.
Wie weit das bereits geschehen ist, zeigt
sich an den im Bau befindlichen LNG-
Terminals in Brunsbüttel, Stade und Wil-

helmshaven. Auch wenn heute wirt-
schaftliche Interessen und politische Po-
sitionierungen immer mehr der interna-
tionalen Verflechtung unterliegen, so wä-
re es unklug, Nord Stream 2 als Wirt-
schaftsprojekt zu stoppen. Uns geht es,
genau wie den USA, lediglich um ge-
schäftliche Interessen, denn Nord
Stream 2 wurde erst verhältnismäßig spät
von bestimmten Kreisen zu einem Politi-
kum gemacht. Für Deutschland ist trotz
aller Differenzen ein vertrauensvolles Ver-
hältnis zu den USA wichtig, aber genauso
wichtig ist ein gutes Nachbarschaftsver-
hältnis mit Russland, und darum muss
auch die EU bemüht sein.

Hans-Dieter Seul,

Berlin-Lichterfelde

Zum selben Artikel und auf der glei-
chen Seite „Spur der Gewalt“:
Berlin zeigt nach Moskau und Moskau

zeigt nach Berlin, alles wie immer, trotz
Corona! Einer behauptet etwas, der an-
dere blockt ab oder stellt sich gar stroh-
dumm, dann geht das Ganze wieder mit
einem kalten Schulterzucken erstmal
wieder zurück und dann hin und her
und hin und her!
Die Politik betreibt ein perfides, polemi-
sches, abschreckendes Spielchen. Wo
denn nun der Hund, beziehungsweise
die Wahrheit bereits begraben liegen
könnte, wissen wahrscheinlich nicht mal
die Götter, oder die blocken sicherheits-
halber auch voll ab!

Klaus P. Jaworek,

Büchenbach

Zur Diskussion um eine Beschränkung
des Demonstrationsrechts am 29. Au-
gust 2020 in Berlin:
In der Tat, ein notwendiger Tatbestand
wegen steigender Fallzahlen in einer

schweren Krise. Die Wirtschaft befindet
sich auch in der größten Rezession nach
dem Zweiten Weltkrieg! Hier war klares
Handeln mit Vernunft, Augenmaß und
Besonnenheit angesagt. Danke! Im Falle
dieser schweren Pandemie weltweit
muss das Demonstrationsrecht ausge-
setzt werden: Für mehr Mitmenschlich-
keit, Solidarität, Respekt und Toleranz.
Ich appelliere hier an die Vernunft eines
jeden Menschen für mehr solidarische
Souveränität! Man sollte einmal über
den Tellerrand in unsere komplexe Welt
blicken, wie streng dort oft die
A-H-A-Regeln durchgesetzt und auch
eingehalten werden – und wie hoch
dort die Strafen gegen Leugner und Ver-
schwörungstheoretiker sind: „Leben
und leben lassen!“. Wir sind ein Rechts-
staat!

Ursula Reichert,

Hanau
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>Horst Jungmann

Bundestagsabgeordneter 1976-1994,
SPD
Am 24. September vollendet Horst Jung-
mann sein 80. Lebensjahr. Der Regierungs-
inspektor der Bundeswehrverwaltung aus
Wittmoldt/Kreis Plön trat 1966 der SPD bei
und war von 1970 bis 1976 Vorsitzender
des Ortsvereins Ratjensdorf-Wittmoldt.
1970/71 sowie von 1974 bis 1976 gehörte
er dem Kreistag in Plön an. Im Bundestag
arbeitete der langjährige Verteidigungsex-
perte seiner Fraktion überwiegend im Ver-
teidigungsausschuss mit.

>Klaus-Dieter Feige

Bundestagsabgeordneter 1990-1994,
Bündnis 90/Die Grünen
Klaus-Dieter Feige wird am 30. September
70 Jahre alt. Der promovierte Mathematiker
aus Parchim gehörte im November 1989
zum Gründerkreis der Grünen Partei in der
DDR und war deren Landessprecher in
Mecklenburg-Vorpommern. Von 1996 bis
1998 war er Mitglied des Bundesvorstands
von Bündnis 90/Die Grünen. 2012 verließ er
seine Partei. Von 2004 bis 2014 engagierte
sich Feige kommunalpolitisch, unter ande-
rem als Mitglied des Kreistags in Parchim-
Ludwigslust. Im Bundestag wirkte der um-
weltpolitische Sprecher und von 1992 bis
1994 amtierende stellvertretende Vorsitzen-
de seiner Bundestagsfraktion im Verkehrs-
sowie im Umweltausschuss mit.

>Hedi Wegener

Bundestagsabgeordnete 1998-2009,
SPD
Hedi Wegener begeht am 1. Oktober ihren
75. Geburtstag. Die Diplom-Sozialpädago-
gin aus Kirchgellersen/Kreis Lüneburg trat
1975 der SPD bei und war von 2007 bis
2009 Vorsitzende des dortigen SPD-Unter-
bezirks. Von 1995 bis 2007 gehörte sie dem
niedersächsischen Landesvorstand der Ar-
beitsgemeinschaft Sozialdemokratischer
Frauen und von 2000 bis 2007 dem Bun-
desvorstand an. Von 1986 bis 2002 war sie
Ratsfrau der Samtgemeinde Gellersen und
amtierte dort 1994 bis 1996 als Bürger-
meisterin. Wegener engagierte sich im Bun-
destag im Rechts-, im Verteidigungs- sowie
im EU-Ausschuss. Von 2006 bis 2009 gehör-
te sie der Parlamentarischen Versammlung
der OSZE an.

>Werner Dörflinger
Bundestagsabgeordneter 1980-1998,
CDU
Am 2. Oktober vollendet Werner Dörflinger
sein 80. Lebensjahr. Der Redakteur aus
Waldshut-Tiengen schloss sich 1961 der
CDU an, war von 1967 bis 1991 stellvertre-
tender Vorsitzender des CDU-Kreisverbands
Waldshut sowie von 1991 bis 1993 Vorsit-
zender. 2020 zog er sich aus der lokalen
Parteiarbeit zurück. Dörflinger, von 1975 bis
1983 Erster Beigeordneter und Bürgermeis-
ter seiner Heimatstadt und dort seit 1965
auch kommunalpolitisch aktiv, war von
1989 bis 1994 zudem Mitglied des Wald-
shuter Kreistags und gehörte seit 1989 zu-
dem der Regionalverbandsversammlung
Hochrhein-Bodensee an. Der Direktkandidat
des Wahlkreises Waldshut arbeitete im Aus-
schuss für Raumordnung; Bauwesen und
Städtebau mit, dessen Vorsitz er von 1992
bis 1998 inne hatte. Sein Sohn Thomas war
von 1998 bis 2017 CDU-Bundestagsabge-
ordneter und vertrat gleichfalls den Wahl-
kreis Waldshut. bmh T

ORTSTERMIN: DER VERHÜLLTE REICHSTAG AUF DER EINHEITSEXPO

»Für unsere Demokratie, für unser Land, für alle«
Etwa fünf Millionen Menschen sollen im Sommer 1995
den „Verhüllten Reichstag“ in Berlin gesehen haben, eine
der längst legendären Projekte des Künstlerpaars Christo
und Jeanne-Claude. 25 Jahr danach faszinieren Großfotos
des eingepackten Bauwerks vergangene Woche Berliner
Jugendliche einer Wilmersdorfer Sekundarschule, die auf
dem Luisenplatz in der Potsdamer Innenstadt vor dem
Beitrag des Bundestags zur „EinheitsEXPO“ stehen.
In dieser „weiträumigen Ausstellung unter freiem Him-
mel“ präsentieren sich in Brandenburgs Landeshauptstadt
seit dem 5. September neben den 16 Bundesländern auch
mit Bundespräsident, Bundestag, Bundesrat, Bundesregie-
rung und Bundesverfassungsgericht die Verfassungsorgane
sowie weitere Partner mit Installationen, Exponaten oder
sogenannten City-Cubes. Damit begeht das Land Bran-
denburg als Gastgeber der diesjährigen Feierlichkeiten
zum Tag der Deutschen Einheit am 3. Oktober den
30. Jahrestag der Wiedervereinigung an Stelle des traditio-
nellen Bürgerfestes, auf das pandemiebedingt verzichtet
werden musste.

Der Bundestag zeigt an seinem „City-Cube“ in einer
Lichtprojektion großflächige Aufnahmen des von Christo
und Jeanne-Claude eingepackten Reichstagsgebäudes
– Bilder des Fotografen Wolfgang Volz, die es den Wil-
mersdorfer Schülern sichtlich angetan haben. Sie sollen
ein Video über einen der Ausstellungsbeiträge drehen;
entschieden haben sie sich für die Bundestagspräsentati-
on, die die 15-jährige Kathy „voll interessant“ findet. Der
ein Jahr jüngere Felix ergänzt: „Dass es möglich war, das
so einzupacken!“. Naturgemäß konnte er das Werk vor ei-
nem Vierteljahrhundert nicht selbst bewundern, aber sei-
ne Oma habe ihm davon erzählt: „Die war dort.“
Nicht vor Ort dabei waren damals auch die drei älteren
Damen aus Süddeutschland, die die Aufnahmen vom ver-
hüllten Reichstag vor 25 Jahren „leider nur aus der Ferne“
sehen konnten. Aber selbst die Bilder von der Verhüllung
findet die 62 Jahre alte Maria Tripolt „so eindrucksvoll“
und ihre Präsentation „heute wichtiger denn je“. Schließ-
lich sei das Reichstagsgebäude „so geschichtsträchtig“ und
„vor kurzem fast gestürmt worden“. Für umso dringlicher

hält sie es, „die Bedeutung des Bauwerks für unsere De-
mokratie herauszustellen, für unser Land, für alle“.
Damit dürfte sie nahe bei Bundestagspräsident Wolfgang
Schäuble (CDU) sein, der in seinem Grußwort daran er-
innert, dass die „Verhüllung des geschichtsträchtigen
Reichstagsgebäudes“ fünf Jahre nach der Wiedervereini-
gung „den Deutschen Wochen unbeschwerter Freude ge-
schenkt und aller Welt ein friedliches, fröhlich und unge-
zwungen feierndes Deutschland gezeigt“ habe. Christo,
der Ende Mai im Alter von 84 Jahren gestorben ist, habe
zusammen mit seiner 2009 verstorbenen Frau Jeanne-
Claude ein „Ausnahmekunstwerk für unser Land“ ge-
schaffen: „Das Erlebnis des silbern schimmernden Reichs-
tagsgebäudes ist Teil der Geschichte unseres Landes und
unseres Parlaments geworden“.
Der Bundestags-Cube, an dem auch ein kurzer Zusam-
menschnitt eines Dokumentarfilms von 1996 über den
„Verhüllten Reichstag“ gezeigt wird, ist wie die gesamte
Ausstellung unter dem Motto „30 Jahre – 30 Tage –

30 x Deutschland“ bis zum 4. Oktober zu sehen. sto T

Der „City-Cube“ des Bundestages mit Fotografien des „Verhüllten Reichstags“ bei der Freiluft-Ausstellung zum Tag der Deutschen Einheit in Potsdam. © Julia Nowak

Lammert-Porträt
in Kunstgalerie
KUNST Die Gemäldegalerie mit Porträts
einstiger Bundestagspräsidenten ist wieder
komplett: Den jüngsten Neuzugang ver-
zeichnete die Sammlung im Paul-Löbe-
Haus des Bundestages vergangene Woche
mit einem Porträt des ehemaligen Parla-

mentspräsi-
denten Nor-
bert Lammert
(CDU) aus
der Hand des
in Essen ge-
borenen
Künstlers
Oliver Jor-
dan. Er habe
Lammert als
„zugängli-
chen Politi-
ker und Men-
schen“ dar-
stellen wol-

len, „der für die Demokratie brennt, der
auf Augenhöhe seinen Mitmenschen be-
gegnen will“, sagte Jordan bei der Aufnah-
me des Gemäldes in die Galerie. Lammert,
der von 2005 bis 2017 Präsident des Bun-
destages war, betonte, gute Fotos „zeigen
einen Menschen, wie er aussieht, und gute
Porträts zeigen ihn, wie er ist – jedenfalls,
wie er wahrgenommen wird“ und „jeden-
falls anders, als man das von einem Foto
erwartet“. Sein Amtsnachfolger, der amtie-
rende Parlamentspräsident Wolfgang
Schäuble (CDU), unterstrich, nichts spie-
gele „besser die Persönlichkeit wider als ein
Porträt“. Die Galerie umfasst Porträts aller
zwölf früheren Bundestagspräsidentinnen
und -präsidenten seit 1949. sto T

Norbert Lammert; Por-
trät von Oliver Jordan
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DEBATTENDOKUMENTATION
Einführende Generaldebatte zur Nachhaltigkeit / 175. Sitzung des 19. Deutschen Bundestages am 16. September 2020

Ralph Brinkhaus, CDU:

Es tut uns allen gut, auch ein
wenig langfristiger zu denken

Ralph Brinkhaus (*1968)
Wahlkreis Gütersloh I

Es ist in der Tat eine unge-
wöhnliche Debatte, die wir
jetzt führen. Es sind unge-

wöhnliche anderthalb Tage. Nor-
malerweise sprechen wir, wenn
wir hier sitzen, über Gesetze, über
den Haushalt, manchmal auch
über aktuelle Ereignisse. Aber dass
wir uns jetzt vorgenommen ha-
ben, anderthalb Tage über die Zu-
kunft, über die weite Zukunft zu
sprechen, über Dinge zu sprechen,
die uns selbst vielleicht gar nicht
mehr betreffen, sondern kom-
mende Generation betreffen, das
ist mehr als bemerkenswert. Ich
glaube, in einer Zeit des seriellen
Alarmismus, wo man jede Woche
ein Thema hat, dazu drei Talk-
shows, fünf Leitartikel und in der
nächsten Woche wieder ein neues
Thema, ist es gut und richtig, dass
der Deutsche Bundestag auch ein-
fach mal die langen Linien zieht.
Und wenn ich mir die Bemerkung
erlauben darf: Ich glaube, wenn
wir bei dem einen oder anderen
Thema die langen Linien früher
gezogen hätten, dann hätten wir
jetzt nicht Alarmentscheidungen
treffen müssen, egal ob im Bereich
Migration oder Klima. Ich denke,
es tut uns allen gut, auch einmal
ein wenig langfristiger zu denken.
Es wurde im Vorfeld der Debatte
geschrieben: Ja, jetzt treffen die
sich, und dann reden die dann
einfach mal. Was soll das über-
haupt? – Also, erstens ist das nicht
richtig; darauf werde ich gleich
noch kommen. Und zweitens:
Wo, wenn nicht hier im freige-
wählten deutschen Parlament und
im Deutschen Bundestag, ist denn
eigentlich der Ort für langfristig

ausgerichtete gesellschaftliche De-
batten? Natürlich müssen wir vor
jeder demokratischen Entschei-
dung hier diskutieren und viel-
leicht auch mal fernab von kon-
kreten Gesetzen diskutieren, mei-
ne Damen und Herren. Ich denke,
das ist sehr, sehr wichtig. Deswe-
gen ist es gut, dass wir diese lan-
gen Linien ziehen; deswegen ist es
gut, dass wir jetzt über Nachhal-
tigkeit sprechen. Ich möchte das
verbinden mit einem ganz dicken
Dankeschön an unseren Koaliti-
onspartner, Kollege Miersch. Wir
haben uns ganz, ganz schnell geei-
nigt, dass das wichtig ist und wir
das zusammen auf den Weg brin-
gen wollen. Wir mussten da aber
auch Überzeugungsarbeit leisten.
Ich möchte mich aber auch aus-
drücklich bei der Opposition be-
danken; denn Sie haben das The-
ma wirklich angenommen. Sie ha-
ben eine Vielzahl von Anträgen
gestellt. Sie werden verstehen, dass
ich die notwendigerweise nicht al-
le gut finde. Aber das macht die
Debatte ja aus, dass man intensiv
versucht, mit Anträgen irgendwel-
che neuen Entwicklungen anzu-
stoßen. Deswegen ganz, ganz
herzlichen Dank an die Oppositi-
on und an unseren Koalitionspart-
ner, dass es möglich ist, jetzt an-
derthalb Tage lang diese Debatte
zu führen.
Wir haben ganz bewusst das The-
ma Nachhaltigkeit gewählt, das
weiter gegriffen ist – zumindest
analog den Nachhaltigkeitszielen
der Vereinten Nationen – als das
Thema Klima. Das soll das Thema
Klima, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, überhaupt nicht kleinma-
chen; denn ich glaube, es ist ein
entscheidendes und wichtiges
Thema. Ich glaube, wir haben dort
mehr gemacht, als das manchmal
in der Öffentlichkeit wahrgenom-
men wird. Aber wir haben – und
da beißt die Maus keinen Faden
ab – auch noch nicht genug ge-
macht, und wir waren nicht
schnell genug. Deswegen wird das
Thema Klima natürlich eine zen-
trale Rolle spielen.
Aber ich habe mal gesagt: Klima-
politik ist mehr als Dekarbonisie-
rung, Umweltpolitik ist mehr als
Klimapolitik, und Nachhaltig-

keitspolitik ist mehr als Umwelt-
politik. Ich glaube, diesen breiten
Fokus, den sollten wir
auch haben, und wir sollten ganz
klar sagen: Klar ist Dekarbonisie-
rung wichtig. Überhaupt kein Wi-
derspruch! Aber wenn wir über
Klima reden, müssen wir auch
über Resilienz reden, über neue
städtebauliche Konzepte, über ei-
ne neue Wasserwirtschaft oder
– wie wir das in dieser Woche
sehr, sehr intensiv tun – über den
Wald. Das heißt, da gibt es ganz,
ganz viele Punkte. Wenn wir über
Umweltpolitik reden, dann geht
es natürlich nicht nur um Klima,
sondern da geht es um Biodiversi-
tät, da geht es um Effizienz und
Kreislaufwirtschaft und auch da-
rum, was unsere Umwelt mit ih-
ren Veränderungen für die Ge-
sundheit des Menschen macht;
denn der Mensch
muss immer im
Mittelpunkt unse-
rer Politik stehen.
Nachhaltigkeit
sind so unendlich
viel mehr Themen
als Umwelt; das
zeigen ja die Nach-
haltigkeitsziele. Es
geht um Armut, es
geht um Gerechtig-
keit, es geht um Teilhabe, es geht
um Bildung, es geht um neue
Technologien, ja, und es geht auch
um finanzielle Solidität. Es hört
nicht jeder so ganz gerne, dass das
auch was mit Nachhaltigkeit zu
tun hat; aber das ist in der Union
unser entsprechender Ansatz auch
in der Haushaltspolitik. Also:
Nachhaltigkeit ist ein ganz, ganz
weites Thema, ein ganz, ganz wei-
tes Feld.
Wir haben politische Instrumente,
mit denen wir dieses Feld bearbei-
ten können. Ich möchte das am
Beispiel Klima deutlich machen.
Wir haben natürlich Verbote und
Regulierungen; gefällt uns als Uni-
on nicht ganz so gut. Wir wissen
aber auch, dass es Situationen
gibt, wo nur Verbote und Regulie-
rungen helfen. Was wir als Partei
der sozialen Marktwirtschaft viel,
viel besser finden, sind natürlich
Marktinstrumente, ist Wettbewerb;
das ist richtig gut. Deswegen ha-

ben wir uns ja auch beim Klima-
paket dafür eingesetzt, dass wir
den Zertifikatehandel auf weitere
Bereiche ausdehnen. Wir würden
uns wirklich wünschen, dass die
Europäische Union diesem Weg
folgt, weil wir glauben: Markt ist
das effizienteste Mittel, um hier
etwas zu erreichen.
Im Schlepptau des Marktes gibt es
Technologie und Innovation. Ich
glaube, gerade im Bereich „Kampf
gegen den Klimawandel“ können
wir unglaublich viel erreichen,
wenn wir uns nicht einengen, son-
dern technologieoffen sind, wenn
wir auch über Wasserstoff und vie-
le, viele andere Sachen reden.
Um die Debatte jetzt nicht alleine
aufs Klima zu fokussieren: Tech-
nologie ist eine Lösung auch für
viele Bildungsfragen. Wir haben
jetzt in der Pandemie eins gelernt:
dass Bildung digitaler werden
muss. Das verschafft ganz neuen
Schichten Zugang zu Bildung. Das
gibt uns übrigens auch die Mög-
lichkeit, dass wir viel individueller
auf das einzelne Kind, auf den
einzelnen Menschen eingehen
können. Deswegen sollten wir we-
niger über Regulierung sprechen,

sondern wir sollten
mehr über Techno-
logie und Innovati-
on sprechen.
Jetzt muss man aber
in der ganzen Nach-
haltigkeitspolitik
natürlich eins im
Blick behalten, und
auch das möchte ich
am Beispiel Klima
erläutern: Wir müs-

sen aufpassen, dass aus Nachhal-
tigkeit, dass aus Klimapolitik kein
Elitenprojekt wird. Wir haben als
Union den Anspruch, dass wir
Nachhaltigkeits-, Umwelt- und
Klimapolitik machen, die genauso
getragen wird vom Autoarbeiter
im Saarland, der am Verbren-
nungsmotor arbeitet, wie vom
Lehrer, der in Prenzlauer Berg
wohnt. Das ist das Entscheidende:
dass wir alle irgendwo mit einbin-
den, meine Damen und Herren.
Warum ist das entscheidend? Das
kann ich genau sagen: weil wir
aufpassen müssen, dass wir über
dieses Thema nicht Verlierer pro-
duzieren und die Gesellschaft
spalten. Wir müssen aufpassen,
dass wir über eine Spaltung der
Gesellschaft nicht in eine Situati-
on hineinlaufen, wo bei eventuel-
len Regierungswechseln das Nach-
haltigkeitskonzept, das langfristig
ist, wieder komplett infrage ge-
stellt wird. „Rein und raus“ funk-

tioniert bei Nachhaltigkeit nicht,
meine Damen und Herren. Wir
müssen da die lange Linie ziehen.
Dafür brauchen wir eine breite ge-
sellschaftliche Mehrheit.
Und wir müssen vor allen Dingen
auch auf eins achten: Nachhaltig-
keit fängt nicht in der Politik an,
sondern bei jedem Einzelnen. Das
hat was mit Eigenverantwortung
zu tun; im Englischen würde man
sagen „ownership“. Aber dafür
müssen wir die Breite der Bevölke-
rung mitnehmen. Wir können
nicht sagen: Diejenigen, die das
momentan nicht wollen, die sol-
len das mal irgendwann lernen,
und wir werden es ihnen beibrin-
gen. – Deswegen sind wir als Uni-
on vielleicht manchmal etwas
langsamer als andere. Aber wir
sind sehr inklusiv bei der Sache.
Wenn wir irgendwo einen Weg ge-
hen, dann sehen wir zu, dass wir
die meisten in der Bevölkerung
hinter uns haben, meine Damen
und Herren.
Strich drunter. Was soll von diesen
anderthalb Tagen bleiben? Abge-
sehen von den Anträgen, die wir
gestellt haben – auch hier noch
mal herzlichen Dank an unseren
Koalitionspartner –, die Sie ge-
stellt haben, abgesehen davon,
dass wir viele, viele Anregungen
mitnehmen für unsere Ausschuss-
arbeit in den nächsten zwölf Mo-
naten, ist mir wichtig, dass Fol-
gendes bleibt:
Erstens denke ich mal, dass wir
auf Sicht – das werden wir nicht
sofort schaffen – alle Gesetze da-
raufhin überprüfen sollten, wel-
chen Nachhaltigkeitseffekt sie ha-
ben. Wir sollten diese Legislatur-
periode dazu nutzen, die entspre-
chenden Verfahren festzulegen,
und wir sollten in der nächsten
Legislaturperiode damit anfangen,
den Generationengerechtigkeit-
scheck für jedes Gesetz vorzuneh-
men, das wir auf den Weg brin-
gen, meine Damen und Herren.
Zweitens bin ich der Meinung, wir
als Parlament müssen uns mehr
als Controlling-Instanz verstehen,
als das in der Vergangenheit viel-
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leicht der Fall war. Wir haben
Nachhaltigkeitsziele, und wir ha-
ben Gesetze auf den Weg ge-
bracht; jetzt müssen wir auch
überwachen, was aus diesen Nach-
haltigkeitszielen wird. Deswegen
möchten wir, dass die Bundesre-
gierung mindestens einmal – bes-
ser wäre noch öfter – in einer Le-

gislaturperiode einen Bericht vor-
legt, wie es um die Nachhaltig-
keitsziele steht, wie weit wir ge-
kommen sind, damit wir als Parla-
ment dann auch entsprechend ge-
gensteuern können.
Der dritte Wunsch ist: Wenn wir
uns mit diesem Thema beschäfti-
gen, sollten wir das nicht donners-

tagabends um 22.30 Uhr ma-
chen.Vielmehr sollten wir das
wirklich ins Zentrum unserer De-
batten stellen und versuchen, ei-
nen Mechanismus zu etablieren
und analog zu den Haushaltswo-
chen, für die wir uns zwei Wochen
im Jahr Zeit nehmen, auch Nach-
haltigkeitswochen hier im Deut-

schen Bundestag einzuführen.
Jetzt sind es anderthalb Tage; das
hat ein bisschen was mit der Pan-
demie zu tun, das hat ein bisschen
was damit zu tun, dass wir noch
am Anfang sind und lernen, wie
so was geht. Aber ich möchte, dass
aus diesem Lernen etwas Großes
wird und dass für kommende Le-

gislaturperioden absolut klar ist:
Einmal im Jahr beschäftigt sich
der Deutsche Bundestag intensiv
und nachhaltig mit Nachhaltig-
keit.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des

Abg. Carsten Träger [SPD])

Dr. Alice Weidel, AfD:

Sie ruinieren das Rückgrat
unserer Volkswirtschaft

Alice Weidel (*1979)
Landesliste Baden-Württemberg

Nachhaltigkeit, das ist ei-
ner der am meisten miss-
brauchten Begriffe unse-

rer Zeit. Nachhaltigkeit ist eine
konservative Idee, die im Kern be-
sagt: verantwortungsvoll handeln,
in Generationen denken, Lebens-
und Wirtschaftsgrundlagen erhal-
ten und keinen Raubbau an der

Substanz betreiben. Deshalb ist
Umwelt- und Naturschutz ein zu-
tiefst konservatives Anliegen. Um-
so verhängnisvoller ist es, dass die-
ses Anliegen von
grünen und linken
Ökomarxisten ge-
kapert und in sein
Gegenteil verkehrt
wurde und dass
die Union einfach
mitmacht.
Die Folge ist ei-

ne dialektische
Umwertung und
Begriffsverdre-
hung, die aus jeder Zeile dieser
UN-Resolution trieft. Nachhaltig-
keit muss nun als Vorwand für
Öko-, Klima- und Umweltsozialis-
mus herhalten, für globale Umver-
teilung und Planwirtschaft im
Weltmaßstab. Ihre Politik betreibt
systematischen Raubbau an den
Grundlagen unseres Wohlstands,

unserer kulturellen Identität und
damit letztlich unserer Existenz.
Sündenfall Nummer eins: Kli-

maschutz und Energiewende. Sie
vergeuden Aber mil-
liarden Euro für die
Illusion, Deutsch-
land könnte durch
die Schleifung seines
industriellen Kerns
das Klima beeinflus-
sen. Das Ergebnis ist
eine gigantische Ver-
schwendung und
Fehlallokation von
Ressourcen und die

Lähmung produktiver wirtschaftli-
cher Kräfte, die für die Herausfor-
derungen der Zukunft fehlen. Sie
verschandeln unsere Wälder und
Landschaften mit Windrädern, die
unzählige Greifvögel und Insekten
töten, und wissen doch nicht, wo
in Zukunft sicherer und bezahlba-
rer Strom für Haushalte und Un-

ternehmen herkommen soll, vom
enormen Zusatzbedarf für E-Mo-
bilität ganz zu schweigen.
Sie ruinieren unsere Autoindus-

trie, das Rückgrat unserer Volks-
wirtschaft, mit absurden EU-
Grenzwerten für Verbrenner und
der planwirtschaftlichen Förde-
rung von nicht wettbewerbsfähi-
gen Elektroautos. Über 50 000
weitere Jobs stehen aktuell in der
Automobilbranche auf der Kippe:
bei Schaeffler, Daimler, MAN und
weiteren Unternehmen. Hundert-
tausende Arbeitslose werden fol-
gen, und daran ist Corona nicht
schuld.
Der zweite große ordnungspoli-

tische Sündenfall: die Euro-Ret-
tung und der Umgang mit der Co-
ronakrise. Schuldenberge, Ret-
tungspakete und Rekordsteuern
sind das genaue Gegenteil von
Nachhaltigkeit. Es sind Aber milli-
arden Euro, die Sie per Federstrich
verschenken, die aber hierzulande
fehlen. Der als Krisenbewältigung
getarnte Geldsozialismus der EZB
bedeutet die Verarmung von Mit-
telstand und Mittelschicht durch
Inflation und finanzielle Repressi-
on, schleichende Verstaatlichung,
vernichtete selbstständige Existen-
zen. Und Sie lernen nicht aus Ih-

ren Fehlern. Sie missbrauchen die
Bilder aus Moria, um den eigenen
Bürgern ein zweites 2015 aufzu-
zwingen.
Die Kosten der faktisch unbe-

grenzten Migration sprengen die
Sozialsysteme und zerstören die
Grundlage unserer wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Pros-
perität. Der damit verbundene
Verlust von Meinungsfreiheit und
Sicherheit unterhöhlt die Funda-
mente der demokratischen Repu-
blik. Eine hypermoralische Migra-
tionspolitik, die Recht und Gesetz
aushebelt und die Fakten und die
Grenzen der Belastbarkeit igno-
riert, spaltet die Gesellschaft, und
sie spaltet Europa.
Wer unbegrenzt die Armut die-

ser Welt importiert, hilft den Ar-
men nicht, sondern verarmt selbst
und kann am Ende keinem mehr
helfen. Nur ein Land, das seine ei-
genen Interessen kennt und ver-
tritt, das seinen Wohlstand be-
wahrt und mehrt, kann seinen
Platz in der Welt behaupten und
Verantwortung für andere wahr-
nehmen. Sie aber tun das genaue
Gegenteil, und das ist gerade nicht
nachhaltig.

(Beifall bei der AfD)
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Dr. Matthias Miersch, SPD:

Nachhaltig kann alles
und nichts sein

Matthias Miersch (*1968)
Wahlkreis Hannover-Land II

Es ist gut, dass wir hier im
Deutschen Bundestag dieses
Thema ganz exponiert dis-

kutieren. Ich will Ihnen sagen,
Frau Weidel – Sie reden von Nach-
haltigkeit und Energie- Politik –:
Gerade Ihre Fraktion ist doch ein

Beispiel dafür, wie es nicht geht.
Sie sind diejenigen, die weiter auf
Atomkraft setzen wollen, durch
die wir 30 000 Generationen nach
uns Müll hinterlassen. Alles ande-
re als nachhaltig, liebe Kollegin-
nen und Kollegen!
Herr Kollege Brinkhaus, ich bin

Ihnen dankbar für die Initiative,
die wir gemeinsam ergriffen ha-
ben. Ich finde, wir müssen lernen
– da ich bin voll bei Ihnen; wir als
Parlamentarier müssen das konti-
nuierlich machen; ich freue mich
auch immer, das von Ihnen zu hö-
ren –, dass wir selbstbewusste Par-
lamentarier sind; deswegen will
ich hier vielleicht etwas unange-
nehm für die Koalition werden.
Ich finde, wir als frei gewählte Ab-
geordnete haben die volle Verant-
wortung, eine solche Debatte
dann auch konkret zu führen.

Wir haben bei Nachhaltigkeit
ein Problem: Nachhaltig kann al-
les und nichts sein. Die Frage, wie
es konkret werden kann, ist eine,
die im politischen Raum eigent-
lich die entscheidende ist. Selbst
die globalen Nachhaltigkeitsziele
– Stichwort „Bekämpfung des
Hungers in der Welt“ – kann man
locker unterschreiben. Die Frage
ist: Wie komme ich da hin? Ich
kann leidenschaftlich über Ziele
2030, 2040, 2050 streiten und da-
mit den Versuch unternehmen,
von meinen eigenen Unzuläng-
lichkeiten abzulenken.
Deswegen ein paar sehr konkre-

te Punkte vonseiten der SPD-Bun-
destagsfraktion zum Auftakt dieser
Debatte. Ich will Ihnen am An-
fang sagen, dass ich merke, dass
wir, CDU/CSU und SPD, bezüg-
lich einer Gewichtung, welchen

Stand Ökonomie, Ökologie und
soziale Gerechtigkeit haben, mit-
einander ringen müssen.
Wenn ich beispielsweise höre,

dass die schnelle Inkraftsetzung
der Schuldenbremse ein Hauptziel
der nachhaltigen Entwicklung ist,
dann sage ich: Wir als Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokra-
ten definieren als Erstes: Was soll
dieser Staat leisten? Wir brauchen
in dieser Phase Investitionen in
Digitalisierung, in Bildung, in In-
frastruktur. Und
dann können wir
gerne darüber re-
den, wie wir die
Einnahmeseite ge-
stalten, ob Schul-
den notwendig
sind, ja oder nein.
Aber als Erstes
brauchen wir einen
starken, hand-
lungsfähigen Staat.
Das ist sozialer Zusammenhalt,
das ist nachhaltige Entwicklung
auch für künftige Generationen.
Herr Kollege Brinkhaus, ich ha-

be gelesen, wie Sie in der „Welt“
gesagt haben: Wenn wir eine rich-
tige Nachhaltigkeitsprüfung ge-

habt hätten, dann wäre die
Grundrente nicht gekommen.
– Ich habe mich darüber ehrli-
cherweise gefreut, weil wir daran
ja gesehen haben, was das für eine
Leistung war, dass wir es in dieser
Großen Koalition geschafft haben,
das auf den Weg zu bringen. Dazu
sage ich Ihnen: Nachhaltigkeit
hängt, glaube ich, ganz viel mit
dem gesellschaftlichen Zusam-
menhalt zusammen, dass die Ge-
meinschaft, wenn es darum geht,

die Lebensleistung
von jemandem an-
zuerkennen, der
sein ganzes Leben
gearbeitet hat, es
aber trotzdem nicht
zur Alterssicherung
reicht, sagt: Wir sor-
gen für Würde.
– Dann überlegen
wir meinetwegen
auch gemeinsam

noch mal, wie wir die Finanzie-
rung sicherstellen; aber Nachhal-
tigkeit und Grundrente sind kein
Widerspruch, sondern ein not-
wendiges Paar im Hinblick auf die
wichtige Frage der Alterssicherung,
liebe Kolleginnen und Kollegen.
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Sie missbrauchen
die Bilder aus
Moria, um den
eigenen Bürgern
ein zweites 2015
aufzuzwingen.

Wir haben bei-
spielsweise noch
nicht über Land-

wirtschaft,
Nitratbelastung
etc. geredet.
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Wenn ich über die nationalen
Nachhaltigkeitsziele rede, dann
bin ich auch bei den globalen Fra-
gen. Hier sehen wir doch: Der
Markt ist nicht per se nachhaltig.
Der Markt braucht Regeln. Ich
kann Ihnen nur sagen: Wenn wir
den Hunger, die Armut in der
Welt bekämpfen wollen, dann ha-
ben verdammt noch mal auch
deutsche und europäische Unter-
nehmen eine Verantwortung. Wir
brauchen ein Lieferkettengesetz
noch in dieser Legislaturperiode!
Der Auftakt – das ist ja belächelt

worden von einigen hier in die-
sem Haus – für die nächste Debat-
te ist mit Sicherheit das Klima-
schutzgesetz; denn es enthält ei-
nen jährlichen Überprüfungsme-
chanismus, mit dem wir die Regie-
rung kontrollieren können. Die
Philosophie, man müsse eine
Charta für Energie schaffen, ist

wieder so eine Nebelkerze von Pe-
ter Altmaier; leider ist er heute
nicht da, ich hätte ihn gerne direkt
darauf angesprochen. Vielleicht
hat er es noch nicht ganz verinner-
licht, aber das Klimaschutzgesetz
legt jährliche Ziele fest. Und da
hat er zu liefern.
Wenn er jetzt vom Ausbau der

erneuerbaren Energien spricht,
dann sage ich: Wir haben im Koh-
leausstiegsgesetz einen Anteil von
65 Prozent an erneuerbaren Ener-
gien festgeschrieben. Und es war
Peter Altmaier, der noch vor weni-
gen Wochen den Solardeckel for-
derte, also den Ausbau von Photo-
voltaikanlagen behindert hat. Ich
hätte mir gewünscht, dass er statt
in seine Charta etwas mehr Ar-
beitskraft in die wirklich wichti-
gen Felder gesteckt hätte. Jetzt
muss er es jedenfalls tun, liebe
Kolleginnen und Kollegen.

Meine Überlegung für den
Kanzleramtsminister – er spricht
noch –: Wenn diese Debatte dazu
genutzt werden soll, Nachhaltig-
keit sichtbar zu machen, dann
nehmen Sie mal den Vorschlag
mit, ob wir vielleicht an jedem
Ministerium eine große Tafel an-
bringen, die über das Jahr hinweg
anzeigt, ob diese Häuser tatsäch-
lich ihre CO2-Minderungsziele er-
reichen. Das macht Druck. Dann
kann ich nicht über 2030 philoso-
phieren, sondern ich muss mich
jetzt der Frage stellen, ob meine
Maßnahmen tatsächlich wirken.
Eine solche Tafel an jedem Haus
anzubringen, fände ich ein gutes
Signal, nachhaltige Entwicklung
transparent zu machen.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, lassen Sie mich an einem
weiteren Punkt die Regierung an-
sprechen. Wir haben das größte

Konjunkturprogramm in der
Nachkriegsgeschichte auf den Weg
gebracht: 130 Milliarden Euro.
Das ist Geld, mit dem wir nach-
haltige Entwicklung sehr schnell
realisieren können. Aber wenn ich
höre, dass beispielsweise bei dem
großen Thema „Mobilität der Zu-
kunft“ – Stichwort „Ausbau Lad-
einfrastruktur“,
„ÖPNV“ – das Verkehrsministe-

rium sagt: „Davon kann dieses
Jahr noch nichts abfließen, weil
wir erst an Förderrichtlinien arbei-
ten“, dann kann ich nur sagen:
Das stellt mich als Abgeordneten
des Bundestages nicht zufrieden.
– Wir haben dieses Konjunkturpa-
ket hier beschlossen, damit es ei-
nen konjunkturellen Anreiz
schafft. Deswegen muss hier rich-
tig Dampf drauf. Ich bitte die Re-
gierung, wirklich im Sinne dieser
Beschlusslage zu handeln und

nicht an neuen Plänen zu arbei-
ten. Unterm Strich muss man sa-
gen: Ich glaube, dass das Thema
nachhaltige Entwicklung immer
wieder konkret auf die Tagespoli-
tik zurückgeführt werden muss.
Wir haben beispielsweise noch
nicht über Landwirtschaft, Nitrat-
belastung etc. geredet. Das alles
steht auch auf dieser Agenda. Wir
müssen als Parlamentarier diese
Debatten nutzen, um glaubwürdig
darzulegen, dass wir auf Worte Ta-
ten folgen lassen. Dazu ist die De-
batte heute ein guter Auftakt. Ich
bin mir sehr sicher: Weitere Parla-
mente werden diesen Gedanken
aufgreifen, um dieses Land in eine
gute Zukunft zu führen.
Ich danke Ihnen für Ihre Auf-

merksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Christian Lindner, FDP:

Diese Politik treibt einen Keil
zwischen die Generationen

Christian Lindner (*1979)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Der Vorredner sprach da-
von, man müsse Worten
Taten folgen lassen. In

dieser Debatte ist viel von Nach-
haltigkeit im Zusammenhang mit
ökologischen Fragen des Klima-
schutzes die Rede gewesen, und da
ist jeder gefordert, seinen Beitrag
zu leisten. Wir haben als Fraktion
unseren bescheidenen Beitrag da-
zu geleistet, indem wir als erste
Fraktion dieses Hauses klimaneu-
tral sind.
Unser Fraktionsgeschäftsführer

Marco Buschmann und ich selbst
haben unsere privaten CO2-Fuß-
abdrücke durch die Löschung von
CO2-Zertifikaten neutralisiert.
Wer von Nachhaltigkeit spricht,
sollte eben auch bei sich selber
anfangen. Ich fände gut, wenn
diese Debatte hier für uns alle ein
Anlass wäre, darüber nachzuden-
ken, ob der Deutsche Bundestag
insgesamt nicht das erste
CO2-neutrale Parlament der Welt
sein sollte.
Lassen Sie uns bitte unterstrei-

chen, dass Nachhaltigkeit nicht
nur in ökologischer Hinsicht be-
deutsam ist, sondern uns auch in
ökonomischer Hinsicht in die Ver-
antwortung nimmt. Um es plaka-
tiv in einem Satz zu sagen: Es
schmelzen die Eisberge, und die
Schuldenberge wachsen. Und bei-
des müssen wir mit gleicher Auf-
merksamkeit bekämpfen.
Lassen Sie mich bei der ökologi-

schen Frage beginnen: Was ist ei-
gentlich aus der Klimakanzlerin
geworden? Was ist aus dem Klima-
kabinett geworden? Es gab die Bil-
der aus Grönland mit dem dama-
ligen Umweltminister. Was ist da-
raus geworden? Nun legt Peter Alt-
maier den Finger in die Wunde
und beschreit, wir bräuchten ei-
nen nationalen Klimakonsens. Für
mich ist das nichts anderes als das
Eingeständnis, dass die bisherige
Klimapolitik, die seit 2005 betrie-
ben worden ist, offensichtlich
nicht wirksam war. Das belegen ja
auch die Demonstrationen der
Fridays-for-Future-Bewegung. Sie
demonstrieren ja nicht gegen uns
oder gegen mich, weil sie Formu-
lierungen blöd finden, sondern
sie demonstrieren gegen Union
und SPD, weil Sie offensichtlich
keine Glaubwürdigkeit in der Kli-
mafrage haben.
Die Denkfabrik Agora, die jetzt

nicht regelmäßig von liberalen
Politikern zitiert wird, hatte klar
nachgewiesen, dass der CO2-Zerti-
fikatehandel unmittelbar dazu
beigetragen hat, den CO2-Ausstoß
zu reduzieren. Kollege Brinkhaus,
von Ihnen hören wir zwar, es solle
der Markt regeln, die operative Po-

litik im Tagesgeschäft hört sich
aber eher nach Herrn Miersch an:
Tafeln, die Auskunft geben über
die jährlich erreichten CO2-Ein-
sparziele, an jedem Ministerium
anzubringen. Diese Legion von
Einzelmaßnahmen und Verboten,
Geboten und Subventionen haben
auch Sie als Unionsfraktion mit
auf den Weg gebracht. Frau von
der Leyen hat heute in ihrer Rede
noch zusätzliche Einzelmaßnah-
men angekündigt. Das wird uns
nicht weiterbringen.
Wenn Frau von der
Leyen für die Euro-
päische Union heu-
te das Einsparziel 55
Prozent vorgibt,
dann brauchen wir
morgen auch bei
der politischen Me-
thodik eine Trend-
wende: Markt und
Wettbewerb sind die
besten Klimaschützer, und des-
halb sollten wir auf sie systema-
tisch vertrauen.
Im Übrigen wäre ein solcher In-

novationswettbewerb für uns auch
eine wirtschaftliche Chance, die
Spitzentechnologien im Clean-
tech-Bereich hervorzubringen, die
wir auf den Weltmärkten auch
rentabel verkaufen können, ein
doppelter Nutzen zur Sicherung
unseres Wirtschaftsstandorts sowie
ein Beitrag zur Überlebensfrage
der Menschheit. Das scheint aber
nicht überall angekommen zu
sein, auch nicht im Umfeld der
Bundesregierung. Wenn ich sehe,
dass das Umweltbundesamt noch
im November 2019 eine Studie

vorgelegt hat, nach der sozusagen
der Goldstandard, um die Klima-
neutralität 2050 zu erreichen, sei,
dass wir uns ab 2030 – ich zitiere
– vom Wirtschaftswachstum be-
freien, dann kann ich darin kein
gangbares Szenario für die Indus-
trienation Deutschland erkennen.
Im Gegenteil: Wenn das Um-

weltbundesamt davon spricht,
dass wir uns vom Wirtschafts-
wachstum über einen Zeitraum
von 20 Jahren, 2030 bis 2050, be-
freien sollten, dann kann ich das
angesichts von Kurzarbeit und von
Menschen, die um ihre wirtschaft-
liche Existenz in der Coronazeit
fürchten, nur als blanken Zynis-
mus begreifen.
Wir brauchen beides: ökonomi-

sche und ökologische Nachhaltig-
keit sowie eine prosperierende

Wirtschaft. Denn,
Herr Miersch, wie
soll das eigentlich
gehen? Wie funk-
tioniert denn Ihr
handlungsfähiger
Staat, von dem Sie
hier gesprochen
haben, in einer al-
ternden Gesell-
schaft, die auf-
grund von Migrati-

on zusätzlich sozialen Integrati-
onsbedarf hat? Wie soll das, wenn
weniger Menschen erwerbstätig
sind, anders gehen als dadurch,
dass wir wirtschaftliche Prosperität
haben? Schnellstmöglich müssen
wir deshalb zur Politik der ausge-
glichenen Haushalte, wie sie unser
Land seit 2011 ja verfolgt, zurück.
Das macht jeder Kaufmann im

Mittelstand: Während der Krise
löst er Reserven und Rücklagen
auf, nutzt das, was er an Eigenka-
pital hat, um über die Krise zu
kommen. Aber wenn er einen Tag
weniger lange solide wirtschaftet
als notwendig, dann ist es die
nächste Krise, die ihn aus der Kur-
ve wirft und in die Leitplanke

führt.
Insofern: Natürlich müssen die

öffentlichen Haushalte wiederresi-
lient werden, und das gelingt
durch die Haushaltsneutralität.
Dann müssen wir hinsichtlich der
Nachhaltigkeit fragen, wie und
wofür wir öffentliche Aufwendun-
gen eigentlich einsetzen.
Herr Brinkhaus, dass Sie hier al-

len Ernstes einen Generationen-
check verlangen, ist doch nun
wirklich angesichts der Politik der
vergangenen Jahre, die Sie zu ver-
antworten haben, Ausdruck von
Humor. Sie haben ein Rentenpa-
ket beschlossen, bei dem die Zu-
schüsse aus dem Bundeshaushalt
auf 80 Milliarden Euro anwach-
sen.
Die Sozialversicherungsbeiträge

werden in den 20er-Jahren auf
über 40 Prozent steigen. Da brau-
che ich keinen Generationen-
check, um Ihnen zu sagen: Diese
Politik treibt einen Keil zwischen
die Generationen.
Deshalb: Verehrte Anwesende,

liebe Kolleginnen und Kollegen,
unser Staat hatte im vergangenen
Jahr 1 Billion Euro an Sozialaus-
gaben – bei niedrigster Arbeitslo-
sigkeit und höchstem Beschäfti-
gungsstand erstmals mehr als 1
Billion Euro! –, und deshalb, Herr
Miersch, ist die Frage nicht: Wie
bekommen wir zusätzliches Geld
ins System, über Schulden oder
über Steuererhöhungen? Nein, das
ist nicht die Alternativsituation;
das ist eine Scheinalternative. Es
muss die Frage gestellt werden,
wie wir die bisherigen Staatsaus-
gaben so neu verteilen, dass sie
nicht nur in den Gegenwartskon-
sum gehen, sondern beispielswei-
se durch die Stärkung von Bil-
dung, Forschung, Innovation und
Infrastruktur auch künftigen Ge-
nerationen zugutekommen. Das
ist die entscheidende Frage.

(Beifall bei der FDP)
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Wie bekommen
wir zusätzliches
Geld ins System,
über Schulden
oder über Steu-
ererhöhungen?
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Amira Mohamed Ali, Die Linke:

Echte Nachhaltigkeit
braucht soziale Sicherheit

Amira Mohamed Ali (*1980)
Landesliste Niedersachsen

Ja, wir reden diese Woche über
Nachhaltigkeit. Das Thema ist
wirklich nicht neu. Seit Jahr-

zehnten wird darüber geredet
– auch hier im Hause. Aber wie
viel hat das bisher gebracht? Auf
jeden Fall zu wenig! Denn trotz
der vielen Debatten und Erklärun-
gen geht die Entwicklung seit Jahr-
zehnten in die falsche Richtung.
Das belegt auch der sogenannte
Earth Overshoot Day. So bezeich-
net man den Tag, an dem die in-
nerhalb eines Jahres nachwach-
senden natürlichen Ressourcen
durch uns aufgebraucht sind.
1970 war das der 29. Dezember;
in diesem Jahr war er bereits am
22. August – und das ist doch
wirklich alarmierend.
Aber trotzdem sind das Einzige,

was wirklich nachhaltig stattfin-
det, Sonntagsreden, in denen von
Regierungsseite bekundet wird,
man würde den Ernst der Lage er-
kennen und entschlossen han-
deln. Genau das passiert dann
aber leider nicht. Dabei muss die
Bundesregierung jetzt endlich das
tun, was jahrzehntelang versäumt
wurde: entschlossen die richtigen
Weichen für unsere Zukunft stel-
len und nicht immer nur die fal-
schen.
Wenn ich über falsche Weichen-

stellungen rede, muss ich an unse-
ren Verkehrsminister denken. Wie
sieht eigentlich die Nachhaltig-
keitsbilanz von Andreas Scheuer
aus? Die Maut in den Sand ge-
setzt, Abermillionen von Steuer-
geldern verpulvert, und die neuen
Projekte schließen da an: der so-
genannte Deutschlandtakt und
der Schienenpakt; das reimt sich
zwar, aber deswegen ist es nicht
gut.
Das Ziel des Schienenpaktes

hört sich zumindest erst mal gut
an: Es sollen mehr Güter auf die
Schiene. Das wäre in der Tat drin-
gend notwendig, um Klimaziele
zu erreichen. Wenn man sich aber
die Pläne näher ansieht, dann ist

das doch sehr ernüchternd. Bis
2030 soll der Anteil von Gütern
auf der Schiene von 19 auf gerade
einmal 25 Prozent ansteigen. Herr
Scheuer nennt das einen Master-
plan; für mich ist das ein Minisch-
ritt; das sind Tropfen auf heiße
Steine.
Das reicht wirklich nicht. Durch

den sogenannten Deutschlandtakt
sollen die großen Städte besser
miteinander verbunden werden.
Die Züge sollen zum Beispiel
nicht mehr im Stunden, sondern
im Halbstundentakt zwischen den
großen Metropolen fahren. Die
Idee ist ja schön, aber leider voll-
kommen unzureichend. Vor allem
geht sie am wirklichen Problem
vorbei. Das Problem besteht ja
nicht darin, dass man so schlecht
von Hamburg nach Berlin
kommt. Das Problem ist, dass ei-
nige Regionen überhaupt keine
Bahnanbindung mehr haben.
Wenn man zum Beispiel von der
schönen Altmark nach Berlin fah-
ren möchte, ist man auf einen
Rufbus angewiesen, um zunächst
nach Stendal zu kommen. Aber
auch von dort fährt so gut wie
kein ICE mehr.
In den letzten 25 Jahren hat die

Deutsche Bahn 5 400 Kilometer
Bahnstrecke aus Kostengründen
stillgelegt. Ganze Regionen wur-
den abgehängt, und das wird mit
Ihrem Deutschlandtakt nicht an-
satzweise rückgängig gemacht.
Aber genau hier muss man doch
ansetzen, um die dringend not-
wendigen Alternativen zum Auto
zu schaffen.
Und genau deshalb ist es eben

nicht nachhaltig, Autofahren ein-
fach teurer zu machen. Solange
Menschen dringend auf das Auto
angewiesen sind, werden sie es
weiter nutzen. Es wird sie nur fi-
nanziell stärker belasten. Und das
trifft insbesondere Menschen mit
niedrigen Einkommen besonders
hart. Die Verkehrswende muss
aber so geschehen, dass sie nicht
zulasten derjenigen geht, die oh-
nehin wenig haben.
Wir reden übrigens hier nicht

nur über ein Problem auf dem
Land. In meiner Heimatstadt Ol-
denburg, einer Stadt mit 170 000
Einwohnern, sagte mir kürzlich ei-
ne Krankenschwester, dass sie ger-
ne den ÖPNV nutzen würde, um
zur Arbeit zu fahren, dass aber,
wenn sie morgens um sechs zur
Frühschicht muss, noch kein Bus
fährt. Ich meine, das ist genau die
Klimapolitik, die Menschen nicht
mitnimmt – in diesem Fall im
doppelten Sinn.

Wo ist eigentlich die Strategie
der Bundesregierung für den Indi-
vidualverkehr? Man muss sagen:
Deutschland hat den Umstieg auf
Zukunftstechnologien hier voll-
kommen verschlafen. Das Ergeb-
nis ist, dass heute Tausende Ar-
beitsplätze in der Automobil- und
Zulieferindustrie in Gefahr sind,
jetzt noch verstärkt durch die ak-
tuelle Coronakrise. Aber es geht
nicht, dass die Beschäftigten die
Zeche für die von Ihnen versäum-
ten strategischen Entscheidungen
zahlen.
Klimapolitik, die Menschen

nicht mitnimmt, erleben wir auch
in der Wohnungs-
politik; denn dort
werden die Kosten
zum Beispiel für
Wärmedämmung
oder den Einbau
energiesparender
Heizungen wie
selbstverständlich
auf die Mieterin-
nen und Mieter
abgewälzt. Aber es
geht doch nicht, dass Menschen
Angst haben müssen vor der ener-
getischen Sanierung ihrer Woh-
nung, weil sie befürchten müssen,
dass sie danach ihre Miete nicht
mehr zahlen können. Das ist doch
wirklich das Letzte.
Eine Sache ist doch wirklich

klar: Wer heute Angst davor hat,
morgen finanziell nicht mehr
über die Runden zu kommen, der
kann sich auch nicht um Nachhal-
tigkeit von übermorgen küm-
mern, Kolleginnen und Kollegen.
Und wir reden hier nicht von ei-

ner verschwindenden Minderheit.

Gerade musste die Bundesregie-
rung auf unsere Nachfrage hin zu-
geben, dass 15 Millionen der jetzi-
gen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer im Alter arm sein wer-
den. Das ist mehr als ein Drittel
der heute Beschäftigten. Hier muss
die Bundesregierung dringend ge-
gensteuern; denn ohne soziale Si-
cherheit sind Nachhaltigkeit und
Klimaschutz nicht zu erreichen.
Aber statt genau dafür zu sor-

gen, laden Sie die Verantwortung
für ökologische Nachhaltigkeit
gerne kurzerhand beim Verbrau-
cher ab. Konsumkritik wird geübt.
Fakt ist jedoch: Viele Menschen in
unserem Land haben aus finan-
ziellen Gründen gar nicht die
Möglichkeit, nachhaltig zu konsu-
mieren. Wenn ich am Tag nur we-
nige Euro für Essen und Trinken
zur Verfügung habe, dann habe
ich kaum die Möglichkeit, im Su-
permarkt die teureren ökologi-
schen Produkte zu kaufen. Das

Gleiche gilt für Klei-
dung und für andere
Verbrauchsgüter.
Aber selbst wenn

alle Menschen in
diesem Land genug
Geld hätten, wäre es
trotzdem schwierig,
nachhaltig zu kon-
sumieren, weil dafür
die Transparenz
fehlt. Es gibt keine

nachvollziehbare Produktkenn-
zeichnung. Auch ein Biosiegel
hilft da nicht weiter; denn ein Bio-
apfel aus Südafrika hat eine we-
sentlich schlechtere Ökobilanz als
ein konventionell angebauter Ap-
fel aus der Region. Insgesamt
mangelt es nicht an Siegeln und
Kennzeichnungen. Es fehlt aber
an Übersichtlichkeit und vor al-
lem an verbindlichen gesetzlichen
Kriterien.
Oft genug – machen wir uns

nichts vor – geht es bei den immer
neuen Siegeln und Kennzeichnun-
gen nicht um Nachhaltigkeit, son-

dern um Marketing. Und es geht
eben nicht, dass man die Nachhal-
tigkeit von Produkten den Unter-
nehmen überlässt. Die Bundesre-
gierung muss sie in die Verantwor-
tung nehmen. Sie muss verbindli-
che Regelungen aufstellen und de-
ren Einhaltung auch kontrollie-
ren. Denn Sie glauben doch nicht
im Ernst, dass Unternehmen wie
Nestlé oder Bayer/Monsanto die
Gewinnmaximierung für ihre Ak-
tionäre freiwillig an den Nagel
hängen, um stattdessen ökolo-
gisch nachhaltige Produkte herzu-
stellen. Nestlé zum Beispiel ist ein
Konzern, der in Südafrika Wasser-
rechte kauft und auch in schwers-
ten Dürrezeiten die lebenswichti-
gen Wasserreserven dort leer-
pumpt, um dann dieses Wasser in
Plastikflaschen weltweit teuer zu
verkaufen.
Oder denken Sie an Bayer/Mon-

santo, die Milliardenumsätze zum
Beispiel mit dem krebserregenden
Glyphosat machen, die auf skru-
pellose Art und Weise Landwirte
im globalen Süden in die Abhän-
gigkeit von ihrem Saatgut und ih-
ren Pflanzengiften treiben und da-
mit Ökosysteme zerstören und die
Menschen in der Region krank
machen. Sie erwarten hier nicht
ernsthaft freiwilliges moralisches
Verhalten. Das kann wirklich
nicht Ihr Ernst sein.
Wer an diesen Zuständen etwas

ändern will, der braucht den Mut
und den Willen, sich mit den
mächtigen Konzernen anzulegen,
mit den Konzernen, die von die-
sem umwelt- und klimaschädli-
chen System hemmungslos profi-
tieren. Aber an diesem Mut und
diesem Willen mangelt es der
Bundesregierung. Frau Ministerin
Klöckner dreht lieber Werbevideos
mit Nestlé-Managern. Statt die
EU-Ratspräsidentschaft dafür zu
nutzen, die dringend notwendige
Agrarwende einzuleiten und end-
lich konsequent nachhaltige Land-
wirtschaft zu fördern, treibt die
Bundesregierung lieber das Frei-
handelsabkommen mit dem Mer-
cosur voran. Das wird unter ande-
rem dazu führen, dass noch mehr
Futtermittel aus Südamerika für
die furchtbare industrielle Mas-
sentierhaltung importiert wird.
Dafür wird dann zum Beispiel in
Brasilien noch mehr Regenwald
gerodet, und die grüne Lunge der
Welt wird weiter vernichtet. Das
muss ein Ende haben.
Ich fasse zusammen: Echte

Nachhaltigkeit braucht soziale Si-
cherheit. Und es braucht eine Re-
gierung, die den Mut hat, sich ge-
gen die Profitinteressen der Kon-
zernlobbyisten zu stellen, um Kli-
maschutz, die Rettung der Arten-
vielfalt und den Erhalt unserer
Ökosysteme durchzusetzen. Für
beides kämpft Die Linke.
Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)
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Windkraft gilt als eine der Schlüsseltechnologien für eine nachhaltige
Energiewende. © picture alliance / Westend61

Wer an diesen
Zuständen etwas
ändern will, der
braucht den
Mut und den

Willen.
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Dr. Anton Hofreiter, Bündnis 90/ Die Grünen:

Die Klimakrise ist eine
Riesenherausforderung

Anton Hofreiter (*1970)
Landesliste Bayern

D
er Himmel über San

Francisco war die letzten

Tage öfters orangefarben,

und das nicht morgens oder

abends, sondern zur Mittagszeit.

Was aussah wie aus einem apoka-

lyptischen Film geschnitten, war

die Realität und kein Science-Ficti-

on.

Aber nicht nur in Kalifornien

sind die Auswirkungen der Klima-

krise inzwischen deutlich sichtbar.

In Sibirien gibt es eine Hitzewelle,

wie sie seit Menschengedenken

nicht bekannt war; die Tundra

brennt. In Australien – es ist erst

wenige Monate her – sind im Süd-

sommer Tausende und Abertau-

sende von Quadratkilometern

Land abgebrannt. Auch bei uns in

Deutschland haben wir in vielen

Regionen inzwischen den dritten

Dürresommer in Folge. Ich war

die letzten Wochen öfters in NRW

unterwegs und muss sagen: Ich

kannte es theoretisch, aber ich war

wirklich verblüfft, zu sehen, wie

flächendeckend da inzwischen die

Wälder anfangen abzusterben, wie

du in manchen Regionen keine

einzige lebende Fichte mehr fin-

dest. Die Klimakrise ist keine Fik-

tion mehr. Sie ist jetzt in Deutsch-

land angekommen.

Wir müssen schnell handeln,

um das Ganze noch in den Griff

zu kriegen. Liebe Kolleginnen und

Kollegen von der Großen Koaliti-

on, ich will Ihnen nicht vorwer-

fen, dass Sie nichts gemacht ha-

ben. Manchmal haben Sie sogar

was Richtiges gemacht. Aber Sie

haben die existenzielle Bedrohung

durch diese ökologischen Krisen,

durch die Klimakrise und die dro-

hende sechste Aussterbekatastro-

phe, niemals in ihrer Bedeutung

anerkannt oder verstanden. Sie

haben die Klimakrise nicht als die

Krise behandelt, die sie ist, und

Sie haben leider auch die Ver-

pflichtungen aus dem Pariser Kli-

maabkommen nicht so ernst ge-

nommen, wie es notwendig gewe-

sen wäre.

Das Klimapaket vom letzten

Jahr – das sagen Ihnen Ihre eige-

nen Gutachter – reicht nicht aus,

um die Ziele zu erreichen. Der

Ausbau von Windkraft an Land

liegt am Boden. Das neue EEG

droht durch komplizierte büro-

kratische Ausschreibungsregelun-

gen jetzt auch noch den Ausbau

der Photovoltaik zu erschweren.

Mit Technik- und Innovations-

feindlichkeit haben

Sie mit dazu beige-

tragen, die Autoin-

dustrie in die Krise

zu führen. Dort

sind jetzt Tausende

von Arbeitsplätzen

bedroht.

Der Bundeswirt-

schaftsminister hat

ja recht, wenn er

sagt, dass Sie damit

das Vertrauen vieler Menschen

und weiter Teile der jungen Gene-

ration enttäuscht und verloren ha-

ben. Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen von der Union, lieber Herr

Kollege Brinkhaus, es ist ja schön,

wenn wir hier schöne Reden hal-

ten. Es ist auch schön, wenn der

Wirtschaftsminister dafür sorgen

will, dass parteiübergreifend die

Realität der Klimakrise anerkannt

wird, dass es einen Konsens gibt,

wie wir Klimaneutralität erreichen

wollen. Zwar ist der Zeitpunkt in-

teressant, aber besser spät als nie.

Wenn Sie bereit sind, wirklich

über Maßnahmen zu sprechen,

sind wir jederzeit bereit, mit Ih-

nen über diese Maßnahmen zu

sprechen.

Aber damit das Ganze mehr

wird als ein PR-Coup, brauchen

wir, ehrlich gesagt, keine Debatte,

wo das Haus der Energiewende

hinkommt, sondern dafür brau-

chen wir endlich ein EEG, und

zwar ganz konkret als Gesetz, das

dafür sorgt, dass der Ausbau von

Wind und Sonne wieder richtig

anspringt.

Wissen Sie, wir müssen uns

auch nicht lang darüber unterhal-

ten, dass es eine Klimaschutzagen-

tur auf EU- Ebene gibt, sondern

wir bräuchten eine

Bundesregierung,

die sich richtig für

ambitionierte Kli-

maschutzziele ein-

setzt und vor allem

ihre Blockade gegen

ambitionierte Flot-

tengrenzwerte bei

der Autoindustrie

endlich aufgibt. Das

wäre notwendig.

Ich habe auch, ehrlich gesagt,

überhaupt nichts dagegen, wenn

es weitere Stiftungen gibt. Wir ha-

ben zwar schon viele, aber mein

Gott. Aber was wir vor allem

bräuchten, damit das Ganze ernst

gemeint wirkt, das sind Maßnah-

men. Wir brauchen einen schnel-

leren Kohleausstieg. Wir brauchen

einen Abbau von umweltschädli-

chen Subventionen. Wir brauchen

endlich einen wirksamen CO2-

Preis. Wir brauchen eine ganze

Reihe von Maßnahmen, damit

endlich die Verkehrswende voran-

geht, nachdem im Verkehr seit

2005 der CO2-Ausstoß de facto

nicht gesunken ist. Wenn Sie be-

reit sind, über diese konkreten

Maßnahmen zu sprechen, die

wirklich helfen, dann lassen Sie

uns sprechen, dann lassen Sie uns

keine Zeit mehr verlieren!

Wir müssen auch intensiv darü-

ber reden, wie wir Klimaneutrali-

tät mit Erhalt unseres Wohlstands

verbinden, damit das Ganze so ge-

staltet ist, dass es eine Vorbild-

funktion hat, dass es Sogkraft ent-

wickelt, dass andere Länder Lust

haben, es nachzuahmen. Wenn

Sie darüber mit der Industrie spre-

chen, dann stellen Sie fest: Selbst

Industrien wie die Stahlindustrie,

bei denen man früher als Grüner

dachte: „Das wird nicht einfach“,

sind deutlich weiter als die Bun-

desregierung. Diese Stahlindustrie

sagt einem, sie wollen kein Hand-

lungskonzept Stahl, sondern sie

wollen endlich Handlungen. Sie

wollen endlich einen Contract for

Difference, damit sie endlich

Stahlwerke bauen können, die auf

Grünem Wasserstoff beruhen, und

damit über 90 Prozent CO2 ein-

sparen.

Lassen Sie uns das endlich ge-

meinsam auf den Weg bringen!

Lassen Sie uns darüber reden, dass

es beim Kampf gegen die Klima-

krise wirklich gerecht zugeht! Des-

wegen brauchen wir eine sozial-

ökologische Transformation. Des-

wegen brauchen wir Unterstüt-

zung für die Beschäftigten. Des-

halb: Lassen Sie uns keine Zeit

mehr verschwenden! Die Klima-

krise ist eine Riesenherausforde-

rung. Handeln wir jetzt; denn

noch ist es nicht zu spät.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Prof. Dr. Helge Braun, CDU, Bundesminister für besondere Aufgaben:

Schulterschluss zeigen angesichts
der großen Herausforderung

Helge Braun (*1972)
Bundesminister

D
iese erste Runde der De-

batte will ich einmal po-

sitiv so zusammenfassen:

Alle sind dafür, dass Deutschland

Vorreiter in Sachen Nachhaltigkeit

ist. Und dann fangen wir an, uns

über die verschiedenen Facetten

dieses Themas zu streiten. Ich will

Sie alle ganz herzlich einladen:

Wir sollten im Deutschen Bundes-

tag angesichts der Größe der He-

rausforderung, die vor uns steht,

den Schulterschluss zeigen und

das Thema Nachhaltigkeit ge-

meinsam angehen; denn die Auf-

gabe hat eine Dimension, die vie-

les von dem sprengt, was sich

manche vorstellen.

Ich habe 1992 das Buch „Das

Ende der Geschichte“ von Francis

Fukuyama gelesen. Ich fand die

Vorstellung total faszinierend, dass

in der Welt Demokratie und sozia-

le Marktwirtschaft das so überra-

gende und gut funktionierende

Gesellschaftssystem werden, dass

sich die ganze Welt dieses Systems

annimmt und in der Folge inter-

nationale Konflikte überhaupt

nicht mehr auftreten.

Im Jahr 2015 haben wir die

Nachhaltigkeitsziele gemeinsam

beschlossen. Wenn wir uns an-

schauen, wie sich die Welt seit-

dem verändert hat, dass Wertungs-

widersprüche weltpolitisch aufge-

treten sind und wie diese Rückwir-

kungen auf unser Leben hier in

Deutschland haben, dann stellen

wir sehr deutlich fest, dass das

Nachhaltigkeitsziel 16 „Frieden,

Gerechtigkeit und starke Institu-

tionen“ momentan so stark unter

Druck geraten ist, wie ich es mir

zu Beginn meiner politischen Ar-

beit nie hätte vorstellen können.

Deshalb ist es eine große gemein-

same Aufgabe, dass Deutschland

geschlossen dasteht. Deshalb hat

die Bundesregierung stets die

Stimme für das internationale

Recht, für den Multilateralismus

erhoben und hat in den letzten

Jahren so viel Geld für die Ent-

wicklungszusammenarbeit ausge-

geben wie in keiner Periode zuvor.

Das kommt in der Welt auch an.

Das sieht man zum Beispiel an

der Studie, die vom Pew Research

Center veröffentlicht worden ist,

die deutlich gemacht hat: Die

Menschen weltweit vertrauen kei-

nem Regierungschef so sehr wie

Angela Merkel aus Deutschland.

Das ist ein gutes Zeichen für unse-

re internationale Reputation.

Oft ist gesagt

worden: Wir müs-

sen bei Nachhaltig-

keit ehrgeizig sein.

Nachdem ich in

der Bundesregie-

rung die Verant-

wortung über die

Nachhaltigkeits-

strategie übernom-

men habe, habe

ich als Erstes da-

rum gebeten, dass wir einmal auf-

schreiben, wo wir schlecht sind.

Herr Miersch, Sie wissen, seit 2009

hängt an jedem öffentlichen Ge-

bäude sichtbar ein Energieaus-

weis. Also, der erste Teil ist erfüllt.

Das Zweite ist, dass wir gemein-

sam – Frau Schulze und ich

– beim Klimaschutzprogramm

2030 beschlossen haben, dass wir

verbindlich bis 2030 alle öffentli-

chen Gebäude des Bundes nach

dem Standard EH 55 sanieren. Al-

so auch da sind wir auf dem Weg,

gehen als Bund voran. Nur: 16

Bundesministerien zu sanieren, ist

keine große Strategie, die die

Nachhaltigkeit voranbringt. Was

wir allerdings noch gemacht ha-

ben, ist, dass wir bei jedem Ziel

der Nachhaltigkeits-

strategie genau ge-

schaut haben, wo

wir einen sogenann-

ten Off- Track-Indi-

kator haben. Wo

sind wir hinter un-

seren Zielen? Dann

habe ich das mit je-

dem einzelnen Mi-

nister abgeglichen,

und wir haben ge-

fragt: Was müssen wir tun, um da

besser zu werden? Das ist sozusa-

gen nicht der populäre Teil: „Was

macht die Bundesregierung sel-

ber?“, sondern das ist die Frage:

Nehmen wir unsere politische Ver-

antwortung wahr? Wir haben auf
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gemeinsam
auf den Weg
bringen!

Oft ist
gesagt worden:
Wir müssen

bei Nachhaltig-
keit ehrgeizig

sein.
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jeden dieser Off-Track-Indikatoren

reagiert und haben überall Maß-

nahmen eingeleitet, um besser zu

werden. Darauf kommt es im Kern

wirklich an.

Der Indikator – über ihn wird

hier gerade am meisten geredet –,

bei dem wir den größten Rück-

stand haben, ist natürlich das gro-

ße Thema, dass wir als Industrie-

nation einen sehr hohen Primär-

energiebedarf haben und dass wir

ihn sehr stark aus fossilen Ener-

gien decken. Aber auch bei der

Frage, ob es jetzt sinnvoll ist, dass

wir eine Debatte darüber führen,

ob wir nicht ehrgeizig genug sind,

müssen wir uns einmal eines

überlegen: Wir haben in dieser Le-

gislaturperiode die Kommission

„Wachstum, Strukturwandel und

Beschäftigung“ eingesetzt, die un-

ter Einbindung aller NGOs, der

deutschen Wirtschaft und der Re-

gionen, die das

hauptsächlich be-

trifft, in harten,

langen Verhand-

lungen einen Kon-

sens zu der Frage,

wie der Kohleaus-

stieg aussehen soll,

erarbeitet hat. Und

ich finde, wenn

man sich den ge-

sellschaftlichen

Konsens über Nachhaltigkeitsziele

wünscht, dann muss man das Er-

gebnis einer solchen Kommission

erst einmal anerkennen und kann

nicht, wenn es einem in einer

Richtung nicht passt, sagen: Das

ist zu wenig ehrgeizig.

Für den gesellschaftlichen Kon-

sens sollten wir ge-

nau das tun, was

dort beschlossen

worden ist. Und, da-

mit Sie sich nicht so

aufregen, auch Herr

Lindner: Ich finde

übrigens auch

marktwirtschaftliche

Methoden hervorra-

gend. Aber genau

deshalb hat doch

die Bundesregierung beschlossen,

jetzt auch in den nationalen

Brennstoffemissionshandel einzu-

steigen. Und deshalb haben wir

auch da eine grundlegende Verän-

derung unseres Wirtschaftens im

Hinblick auf die CO2- Armut der

Zukunft.

Zur Wasserstoffstrategie – ich

glaube, sie ist auch noch nicht je-

dem ganz klar –: Wir werden in

Zukunft aus völlig anderen Welt-

regionen möglicherweise unsere

Primärenergie, die dann Grüner

Wasserstoff ist, decken als heute.

Das hat globale Veränderungen

zur Folge. Das ist eine riesige

Chance. Auch da können wir in

Zusammenarbeit mit anderen

Weltregionen Wohlstand schaffen

– für uns, aber auch Wohlstand

für andere – und mit dem Schaf-

fen von Wohlstand gleichzeitig

unsere Klimaziele erfüllen.

Wissen Sie, vor zehn Jahren hat

Kofi Annan einmal gesagt: Wir

müssen „die Mär von der Wahl

zwischen Wohlstand und Nach-

haltigkeit entlarven“. Und er hat

uns damals das Zeugnis ausge-

stellt:

Deutschland hat den Weg einer

grünen Wirtschaft, die auf saube-

ren, erneuerbaren Energien grün-

det, eingeschlagen und beweist

damit, dass Wohlstand und Nach-

haltigkeit Hand in Hand gehen

können. Und das muss unser Ziel

sein, danach handelt die Bundes-

regierung. Ich bitte Sie alle, daran

mitzuwirken.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Rainer Kraft, AfD:

Hören Sie auf, die Bürger
dieses Landes zurückzulassen

Rainer Kraft (*1974)
Landesliste Bayern

I
n 2015 hat die UN-Versamm-

lung die Agenda 2030 zur

nachhaltigen Entwicklung mit

den 17 dazugehörigen Zielen an-

genommen. Die Agenda stellt da-

bei in ihrer Präambel unmissver-

ständlich klar, dass die Hauptauf-

gabe der Agenda und der 17 Ziele

die Bekämpfung der Armut in der

Welt ist.

Diese Vision einer Welt, in der

jeder Einzelne seine eigenen

Grundbedürfnisse und die seiner

Familie durch eigene Leistung de-

cken kann, ist eine gute Vision. Im

Jahr 2017 hat dann die UN mess-

bare und quantifizierbare Indika-

toren eingeführt, um den nationa-

len, kontinentalen oder globalen

Fortschritt bei der Erreichung der

17 Ziele erfassen zu können. Diese

Indikatoren sind gut gemeint,

aber in vielen Punkten kontrapro-

duktiv. Etliche der Indikatoren

bieten darüber hinaus Fehlanrei-

ze, bei denen eine Erfüllung der

Kriterien entweder keine oder so-

gar eine gegenteilige Wirkung auf

das dazugehörige Ziel entfaltet.

Indikator 1.b.1 bemisst zum

Beispiel die Höhe der öffentlichen

Sozialausgaben im Kampf gegen

die Armut. Dies bedeutet, wenn es

keine Armut mehr gäbe und es

keine öffentlichen Ausgaben zur

Bekämpfung von Armut bräuchte,

dann wäre man auf einem

schlechten Weg, die Armut zu be-

kämpfen. Meine Damen und Her-

ren, so ein Indikator ist widersin-

nig. Wir sind nicht dann auf ei-

nem guten Weg, die Armut zu be-

kämpfen, wenn wir Unsummen

zur Bekämpfung von Armut auf-

bringen müssen. Wir sind dann

auf einem guten Weg, die Armut

zu bekämpfen, wenn wir keine

Sozialprogramme mehr brauchen.

Eine Gesellschaft, in der sich je-

der von seiner Hände Arbeit sein

eigenes Dach über dem Kopf leis-

ten kann, ist besser als jedes Pro-

gramm zum sozialen Wohnungs-

bau.

Einen weiteren Fehlindikator

finden wir zum Nachhaltigkeits-

ziel 12: Reduzierung der Menge

an weggeworfener Nahrung. Das

klingt gut, aber schauen wir ge-

nauer hin: Welche Gesellschaften

sind es, in denen keine Nahrungs-

mittel weggeworfen werden? Es

sind diejenigen, in denen man

hungert. Die Gesellschaften, in de-

nen vor Hunger auch bis zur Ge-

sundheitsgefährdung verdorbene

Nahrungsmittel verzehrt werden

müssen, sind die Gesellschaften,

die diesen Indikator tatsächlich

am besten erfüllen, weil sie nichts

wegschmeißen. Ist da erstrebens-

wert? Nein, meine Damen und

Herren, wenn wir wirklich den

Hunger auf der Welt zurückdrän-

gen wollen und wollen, dass die

Menschen nicht nur Nahrung ha-

ben, sondern auch ausgewogene

Nahrung, dann müssen wir diesen

Menschen auch diese Auswahl-

möglichkeiten auf den Teller le-

gen; dann bleibt am Ende des Ta-

ges auch einmal etwas übrig. Um

dies zu erreichen, muss nicht

mehr rationiert werden, es muss

einfach mehr produziert werden.

Die beiden gerade genannten

Beispiele zeigen eine Form von In-

dikatorblindheit auf, die zu einer

Pervertierung der Nachhaltigkeits-

ziele beiträgt. Der Weg wird zum

Ziel. Man hat den Indikator im

Blick, nicht mehr das Nachhaltig-

keitsziel.

Komplett die Nachhaltigkeit aus

dem Fokus verloren hat die Bun-

desregierung aber

bei der Deutschen

Nachhaltigkeitsstra-

tegie. Während die

Vereinten Nationen

in der Landwirt-

schaft eine höhere

Produktivität und

gesteigerte Erträge

an Nahrungsmitteln

fordern, um damit

den Hunger zu be-

kämpfen, lässt die Bundesregie-

rung Windräder und Solarzellen

auf unseren fruchtbaren Böden er-

richten. Während man im Süden

händeringend um jeden Flecken

Ackerland kämpft, um damit

Menschen zu ernähren, wird in

Deutschland auf über 900 000

Hektar Mais angebaut, der nie-

manden ernährt, sondern den

man für Biogas verrotten lässt.

Das, meine Damen und Herren,

ist keine nachhaltige Politik. Das

ist eine Verschwendung von land-

wirtschaftlicher Anbaufläche und

eine eklatante Verletzung des glo-

balen Nachhaltigkeitszieles 2: Be-

endigung des Hungers.

Nachhaltigkeitsziel 7 der Verein-

ten Nationen fordert eine bezahl-

bare, zuverlässige, nachhaltige

und moderne Energieversorgung

für alle. Die Bun-

desregierung und

die in dieser Frage

nur pseudoopposi-

tionellen Fraktio-

nen der Grünen,

der Ex-SED und der

FDP leiten daraus

ab, dass man die

teuerste und

„dümmste Energie-

politik der Welt“

installiert, wie das „Wall Street

Journal“ diese Politik in 2019 be-

zeichnet hat. Das Attribut „verläss-

lich“ taucht nur noch als Lippen-

bekenntnis auf, während „bezahl-

bar“ in den Diskussionen gar kei-

ne Rolle mehr spielt. Damit ist die

Energiepolitik Deutschlands nur

mehr eine Karikatur von Ziel

Nummer 7.

Wenn man sich Ihre Energiepo-

litik anschaut, ist das auch über-

haupt kein Wunder. Seit 20 Jahren

betreibt die Bundesregierung – so-

wohl Rot-Grün als auch Schwarz-

Gelb und Schwarz-Rot – eine Poli-

tik, die Strom und Energie in

Deutschland immer teurer und

immer unzuverlässiger macht. Seit

20 Jahren verfehlte Politik, seit 20

Jahren nicht nachhaltig und seit

20 Jahren durchideologisiert ge-

gen die Interessen des eigenen

Volkes!

Kernkraft ist nachhaltig. Die

Haltung der Vereinten Nationen

ist in dieser Frage eindeutig. Wenn

die Fraktionen von Grünen und

Linken sowie der Herr Miersch

hier also antinukleare Anträge im

Rahmen der Nachhaltigkeitswo-

che präsentieren, so ist dies nur
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Hunderttausende

von Arbeits-
plätzen und zer-
stört Existenzen.

Vattenfall will das Kohlekraftwerk Moorburg in Hamburg stilllegen. © picture alliance / Daniel Reinhardt

Deutschland
hat den

Weg einer
grünen

Wirtschaft
eingeschlagen.
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ein weiterer Beweis für die Ideolo-
gie, mit der in Deutschland mit
dem Thema Nachhaltigkeit umge-
gangen wird. Sollten also auch Sie
dieser Verschwörungstheorie der
Nichtnachhaltigkeit der nuklearen
Energieerzeugung anhängen,
dann können Sie sich an einige
Kollegen wenden; die können Ih-
nen ein kleines Aluhütchen bas-
teln.
Glauben Sie denn ernsthaft,

dass Sie die alten Visionen der
Menschheit – eine Welt ohne
Hunger, ohne Armut, mit begrün-
ten Wüsten – damit Wirklichkeit
werden lassen, dass Sie ein Ener-
giesystem fördern, das mit maxi-

malem Material- und maximalem
Flächenaufwand für eine unzuver-
lässige, dem Zufall unterworfene
sporadische Energieerzeugung
sorgt? Das Gegenteil ist der Fall.
Der von Ihnen aufgezeigte Weg
der sozialistischen Mangel- und
Verzichtswirtschaft ist ein Irrweg.
Für die Umsetzung der positi-

ven Visionen der Menschheit ist es
unerlässlich, dass wir mehr Ener-
gie erzeugen – viel mehr. Wir soll-
ten damit beginnen, immense
Mengen an preiswerter Energie zu
erzeugen, um diese in den Dienst
dieser Ziele zu stellen. Folgt man
dem Nachhaltigkeitsziel Nummer
7, so ist es die Kernkraft, die zur

preiswertesten, verlässlichsten,
nachhaltigsten und modernsten
Form der Energieerzeugung führt,
auch wenn Ihnen das nicht gefällt.
Und zuletzt: Motto der Agenda

2030 ist „Leaving no one behind“
– Niemanden zurücklassen!
Wann, liebe Bundesregierung, ha-
ben Sie diesem Vorsatz eigentlich
abgeschworen? Oder haben Sie

ihn eigentlich nie angenommen
und akzeptiert? Ihre Politik lässt
massiv Menschen zurück, und
zwar unsere Bürger.
Ihre Währungspolitik vernichtet

die Altersersparnisse der Rentner;
sie werden der Armut überlassen.
Energie ist in Deutschland teuer

geworden. Viele können sich diese
nicht leisten und frieren im Win-
ter. Ihre Wirtschaftspolitik gefähr-
det Hunderttausende von Arbeits-
plätzen und zerstört Existenzen.
Und Ihre Vision eines Totalum-
baus der nationalen Wirtschaft ist
ein geradezu größenwahnsinniges
Gesellschaftsexperiment ohne
Netz und doppelten Boden. Jetzt,
in der von Ihnen verstärkten Lock-
down-Krise, ist nicht die Zeit, eine
sozialistische Planwirtschaft ein-
zuführen. Jetzt ist die Zeit, uns
Nachhaltigkeitsziel Nummer 8 ins
Bewusstsein zu rufen: Vorantrei-
ben eines anhaltenden, umfassen-
den und nachhaltigen Wirtschafts-

wachstums, volle und wertschöp-
fende Arbeit und annehmbare Be-
schäftigung. Dies müsste jetzt, in
genau dieser Zeit, im Zentrum Ih-
rer Wirtschaftsbemühungen ste-
hen – nicht Ihre einseitig klimai-
deologisierte Einmischung zum
Beispiel in die Luftfahrt oder in
den Automobilsektor.
Hören Sie auf, die Bürger dieses

Landes zurückzulassen! Werden
Sie Ihrer Verantwortung gerecht,
und beenden Sie Ihre deutsch-
landfeindliche Wirtschaftspolitik!
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Katja Mast, SPD:

Die SPD steht für
diesen Sozialstaat ein

Katja Mast (*1971)
Landesliste Baden-Württemberg

Die Debatte über Nachhal-
tigkeit ist nicht nur eine
Zieldebatte, sondern

auch eine Handlungsdebatte.
Nachhaltigkeit muss man auch
definieren. Bei aufmerksamem
Zuhören heute wurde klar, dass
sie sehr unterschiedlich definiert
wird. Deshalb will ich für mich
und für die SPD-Bundestagsfrakti-
on noch mal definieren, was
Nachhaltigkeit ist. Sie bedeutet
nicht, wie Herr Lindner suggeriert,
nur Ökonomie und Ökologie in
Einklang zu bringen; sie bedeutet,
Ökonomie, Ökologie und Soziales
in Einklang zu bringen. Mit die-
sem In-Einklang-Bringen meine
ich dauerhaftes In-Einklang-Brin-
gen.
Deshalb, lieber Toni Hofreiter,

bin ich froh, dass wir es in dieser
Legislatur nicht nur geschafft ha-
ben, beim Ausstieg aus der Atom-
energie zu bleiben, sondern dass
wir
auch aus der Kohle aussteigen.

Das ist nämlich das größte ökolo-
gische Ziel dieser gemeinsamen
Regierung, und ich finde, beim
Thema Ökologie haben wir gelie-
fert. Ich spreche hier aber auch zur
sozialen Säule der Nachhaltigkeit,
weil sie in der Debatte bisher eine

untergeordnete Rolle gespielt hat.
Der Sozialstaat hält unser Land

zusammen. Sogar in unserer Ver-
fassung steht: „Die Bundesrepu-
blik Deutschland ist ein demokra-
tischer und sozialer Bundesstaat“.
Der Sozialstaat ist der Kitt. Er be-
deutet Zusammenhalt, zum Bei-
spiel in Form von Nachbarschafts-
hilfe, aber auch die Absicherung
über soziale Sicherungssysteme,
und der Sozialstaat – und deshalb
ist es mir so wichtig, dass wir
nicht nur bei Ökonomie und
Ökologie stehen bleiben – ist der
Garant für Wohlstand und Wachs-
tum in unserem Land. Auch das
gehört zum Sozialstaat dazu.
Unsere Handschrift als SPD vor

Corona, während Corona und
nach Corona ist, dass wir den So-
zialstaat in der Bundesrepublik
Deutschland ausbauen, weil er
den Menschen Sicherheit gibt.
Der Sozialstaat bzw. soziale Si-

cherheit heißt erstens, dass wir
würdevolle Arbeit heute und in

Zukunft organisieren, garantieren
und mitgestalten, indem wir für
Schutz und Chancen im Wandel
sorgen. Das haben wir heute im
Kabinett mit der Verlängerung des
Kurzarbeitergeldes gemacht.
Wir machen das, wenn wir end-

lich dazu kom-
men, Werkverträge
und Leiharbeit in
der deutschen
Fleischindustrie
zu verbieten, und
wir machen es,
wenn wir hoffent-
lich zusammen-
kommen bei ei-
nem Lieferketten-
gesetz, das nicht
nur den deutschen Arbeitsmarkt
in den Blick nimmt oder nur bis
zu den Grenzen Europas wirkt,
sondern international, weltweit
dafür sorgt, dass Anstand und Res-
pekt überall dort gelten, wo deut-
sche Unternehmen produzieren
und Handel betreiben. Das ist

würdevolle Arbeit.
Zweitens geht es beim Sozial-

staat um Sicherheit. Es geht da-
rum, Lebensrisiken abzusichern.
Es geht darum, Vorsorge zu treffen
und zu unterstützen, wenn Men-
schen sich nicht selbst helfen kön-
nen. Das haben wir an vielen
Punkten gemacht, zum Beispiel
beim Rentenpakt. Das tun wir
aber auch mit dem Kinderzu-
schlag, den seit Corona dreimal so
viele Leute in unserer Republik be-
kommen.
Sozialstaat bedeutet drittens so-

ziale Gerechtigkeit. Ja, soziale Ge-
rechtigkeit ist mehr
als Generationenge-
rechtigkeit. Natürlich
ist Generationenge-
rechtigkeit wichtig;
das ist der Inbegriff
von Nachhaltigkeit,
aus der Forstwirt-
schaft kommend. Es
geht aber um mehr:
Es geht um Vertei-
lungsgerechtigkeit, es

geht um Leistungsgerechtigkeit, es
geht um Chancengerechtigkeit, es
geht um Geschlechtergerechtig-
keit, und es geht um Teilhabege-
rechtigkeit. Das mag sich für viele
– bei der FDP gibt es jetzt Lachen
– wie eine Aufzählung anhören,
dahinter stecken aber ganz kon-

krete Maßnahmen, wie der soziale
Arbeitsmarkt, der Teilhabegerech-
tigkeit ermöglicht. Bei dem Ziel,
mehr Frauen in die Führungsposi-
tionen der Wirtschaft zu bekom-
men – auch in die Vorstände von
börsennotierten und mitbestimm-
ten Unternehmen –, geht es um
Geschlechtergerechtigkeit.
Herr Brinkhaus – mein Kollege

Miersch hat Sie schon angespro-
chen –, ich habe mich richtig geär-
gert über Ihr Zitat in der „Welt“
am Wochenende. Dass Sie be-
haupten, die Grundrente sei nicht
nachhaltig,das ist haushalterisch
betrachtet, hat aber nichts mit
Leistungsgerechtigkeit zu tun; es
hat nichts damit zu tun, dass wir
die Rentenversicherung damit sta-
bilisieren und die Anerkennung
steigern. Da haben wir eine funda-
mental unterschiedliche Haltung
zum Thema Nachhaltigkeit.
Die SPD steht für diesen Sozial-

staat ein. Wir wissen, er muss sich
weiterentwickeln, weil Digitalisie-
rung, Globalisierung und demo-
grafischer Wandel den Sozialstaat
vor neue Herausforderungen stel-
len. Für uns ist aber klar, dass es
darum geht, dass die Menschen
nicht Bittstellerinnen und Bittstel-
ler im Sozialstaat sind, sondern
dass sie im Sozialstaat auf Augen-
höhe behandelt werden, dass der
Sozialstaat ihr Partner ist. Dafür
haben wir ein Konzept; wir wis-
sen, wie wir das weiterentwickeln
wollen. Deshalb ist für uns klar:
Wir stärken das Soziale und brin-
gen es in Einklang mit Ökonomie
und Ökologie. Damit handeln wir
nachhaltig und mit Weitblick.

(Beifall bei der SPD)
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Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) 2015 auf dem UN-Nachhaltigkeitsgipfel © picture alliance/Photoshot

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. In der Debatte sprachen zudem
die Abgeordneten Dr. Lukas Köhler
(FDP), Dr. Bettina Hoffmann (Bündnis
90/ Die Grünen), Dr. Georg Nüßlein
(CDU/CSU), Michael Thews (SPD), Dr.
Katja Leikert (CDU/CSU), Kai Whitta-
ker (CDU/CSU).

Wir stärken das
Soziale und
bringen es

in Einklang mit
Ökonomie und

Ökologie.



8 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament - Nr. 39-40 - 21. September 2020

Felix Schreiner, CDU:

Wir müssen eine nachhaltige
Mobilität der Zukunft schaffen

Felix Schreiner (*1986)
Wahlkreis Waldshut

Wir diskutieren im Rah-
men der Nachhaltig-
keitstage im Deut-

schen Bundestag in dieser Woche
über wichtige Themen. Wir dis-
kutieren vor allem über Themen,
die alle Politikbereiche betreffen;
das zeigen auch die Debatten am
heutigen Tag. Jetzt geht es insbe-
sondere um die Mobilität der Zu-
kunft, und es ist wichtig, dass wir
dieses Thema an den Beginn die-
ser Nachhaltigkeitstage setzen.
Gerade als junger Abgeordneter

möchte ich sagen: Beim Thema
Nachhaltigkeit geht es auch um
Generationengerechtigkeit. Es
darf uns nicht egal sein, ob es
morgen noch genügend Ressour-
cen oder genügend Lebensquali-
tät auf der Erde gibt, wenn wir
dem Begriff gerecht werden wol-
len. Gerade die Coronapandemie
hat uns vor Augen geführt, was
Mobilität von morgen für uns al-
le konkret heißt, beispielsweise
wenn der öffentliche Nahverkehr
zum Erliegen kommt oder Liefer-
ketten plötzlich neu organisiert
werden müssen. Uns wird klar,
dass wir einen Weg finden müs-
sen, mit den wirtschaftlichen Ver-
werfungen infolge der Coronakri-
se umzugehen.
Ich stelle diesen Aspekt ganz

bewusst an den Beginn meiner
Rede. Ich komme aus Baden-
Württemberg. Bei uns gibt es
Hundertausende Arbeitsplätze,
die direkt oder indirekt vom Au-
tomobil abhängen. Bei mir zu
Hause im Schwarzwald gibt es
kleine Automobilzulieferer, deren
Bänder derzeit quasi stillstehen,
deren Mitarbeiter in Kurzarbeit
sind und die sich düstere Zu-
kunftsfragen stellen. Deshalb ist
Nachhaltigkeit keine Floskel in
Sonntagsreden. Es gibt auch kei-
ne schnellen Antworten.

Unser Anspruch als Union ist,
dass wir die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit unseres Landes
mit dem Schutz unserer natürli-
chen Lebensgrundlagen vereinen.
Unser Anspruch als Union ist es,
dass wir Technologieoffenheit ga-
rantieren, dass wir Innovationen
fördern und dass wir intelligente
Verkehrssysteme vernetzen, weil
wir es am Ende nur so schaffen
werden, Tausende Arbeitsplätze
zu sichern und den notwendigen
Transformationsprozess zu ge-
währleisten.
Uns ist allen klar: Der Verkehrs-

sektor muss einen wesentlichen
Beitrag zur Erreichung der globa-
len Klimaschutzziele leisten. Das
erreichen wir aber nur durch In-
novation und nicht durch Verbo-
te, wie es uns heute schon wieder
in dem einen oder anderen An-
trag der Grünen vorgeschlagen
wurde. Ich möchte an dieser Stel-
le ausdrücklich die Nationale
Plattform „Zukunft der Mobili-
tät“ erwähnen. Unser Bundesver-
kehrsminister Andreas Scheuer
hat ein Gremium unter der Lei-
tung von Professor Dr. Kager-
mann ins Leben gerufen, in dem
Experten aus der Wirtschaft, aus
der Forschung, auch aus der Poli-
tik, Vorschläge zur Lösung dieser
Fragen erarbeiten. Ich kann uns
allen nur empfehlen, dass wir
uns die Handlungsempfehlungen
der NPM zu Herzen nehmen.
Am Ende werden sich nämlich

nicht die Technologien durchset-
zen, die wir hier im Bundestag
beschließen, sondern die Techno-
logien, die vom Bürger gekauft
werden können und die auch be-
zahlbar sind. Bei allem Respekt:
Die wirtschaftliche Stärke unseres
Landes hängt nicht von Debatten
im Deutschen Bundestag ab. Die
wirtschaftliche Stärke unseres
Landes wird bestimmt durch ei-
nen starken Mittelstand, durch
familiengeführte Unternehmen,
die jeden Tag aufs Neue ihre In-
novationskraft unter Beweis stel-
len, sich aber auch auf dem Welt-
markt beweisen müssen.
Ich möchte, dass wir in dieser De-
batte auf ein paar Punkte einge-
hen, die wir auf den Weg ge-
bracht haben: Wir bauen zum
Beispiel den schienengebunde-
nen ÖPNV aus, unterstützen aber
auch neue Konzepte wie Ridesha-
ring. Wir haben die GVFG-Mittel
erhöht, ab 2025 auf 2 Milliarden

Euro. Wir investieren bis 2030 86
Milliarden Euro in die Schiene-
ninfrastruktur, in die Digitalisie-
rung; das kann sich
wirklich sehen las-
sen und ist die
richtige Antwort
auf die Fragen, die
wir uns in diesen
Tagen stellen. Wir
treiben die techno-
logieoffenen Ent-
wicklungen und
die Erzeugung von
regenerativen
Kraftstoffen und Antrieben voran.
Die erst kürzlich beschlossene
Nationale Wasserstoffstrategie
und die industriepolitische Initia-
tive zum Ausbau einer leistungs-

fähigen E-Fuel-Versorgung sorgen
für die entsprechenden Rahmen-
bedingungen. Es braucht zudem
eine Modernisierung der Ver-
kehrsinfrastruktur. Dazu gehören
der Ausbau von Radwegen an
Bundesstraßen und die Beschleu-
nigung von Planungs- und Bau-
maßnahmen.
Jeder von Ihnen kennt Maß-

nahmen in seinem Wahlkreis,
über die man schon seit Genera-

tionen diskutiert.
Das dauert alles
viel zu lange. Aber
wie ist es, wenn es
konkret wird? Ich
habe mich darüber
gewundert, dass
heute die Grüne Ju-
gend einen soforti-
gen Stopp aller
Bundesautobahn-
projekte gefordert

hat. Herzlichen Glückwunsch,
kann ich da nur sagen! Wie weit
muss man sich dafür eigentlich
von der Lebenswirklichkeit der
Bevölkerung entfernt haben?

Die CO2-Bepreisung kommt.
Ab 2021 wird klimaschädliches
Autofahren teurer gemacht. Es
werden Anreize für klimascho-
nende Technologien gesetzt. Ich
glaube, es ist ganz entscheidend,
dass „Nachhaltigkeit“ keine leere
Floskel ist, sondern wir jetzt an
morgen denken, Beschlüsse fas-
sen, jetzt das Richtige tun. Ma-
chen wir uns nichts vor: Gerade
in dieser Coronazeit schaut die
Welt auf unser Land. Die Frage
ist, ob wir beides schaffen, ob wir
unsere wirtschaftliche Stärke er-
halten und gleichzeitig mit Inno-
vationen eine nachhaltige Mobi-
lität der Zukunft schaffen, ob wir
die Weichen für eine Mobilität
von morgen so stellen können,
dass die Menschen in ganz
Deutschland, vor allem im länd-
lichen Raum, erreicht werden.
Darauf kommt es in diesen Tagen
an.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Wolfgang Wiehle, AfD:

Die Verkehrspolitik der Zukunft
muss eine freiheitliche sein

Wolfgang Wiehle (*1964)
Landesliste Bayern

Die Mobilität der Zukunft,
wird sie geprägt sein von
der freien Wahl des Ver-

kehrsmittels, oder wird sie geprägt
sein von Gängelung, Verboten
und immer neuen Steuern? Jeder
Antrieb braucht Energie, und das
wird zur zentralen Frage. Der Aus-
stieg aus der CO2-freien Kernener-
gie gleichzeitig mit den radikalen
CO2-Reduktionszielen macht
Energie knapp und teuer, mit
schweren Auswirkungen auf den
Verkehr.
Der Fortschrittsbericht 2019 der
Nationalen Plattform „Zukunft
der Mobilität“ redet hier an wich-
tigen Problemen vorbei. Jeder Ver-
kehrsträger, Straße, Schiene, Was-

ser und Luft, hat seine Stärken.
Das Auto ist unschlagbar in der
Erschließung der Fläche, die Bahn
bei der Bündelung großer Ver-
kehrsströme. Wer das nicht er-
kennt oder nicht erkennen will
und einen Ver-
kehrsträger in die
Ecke drängt, wird
Hunderte von Mil-
liarden verschwen-
den.

Deutschland
braucht leistungsfä-
hige Straßen und
weniger Staus und
nicht mehr, wie es
die Linken gerne
hätten, die die Streichung von
Mitteln für die Fernstraßen for-
dern. Das Straßennetz ist das
Rückgrat der Mobilität in
Deutschland und muss dem Be-
darf entsprechend wachsen.
Deutschland braucht schnelle
Bahnstrecken, damit man von
Großstadt zu Großstadt maximal
vier Stunden braucht. Die Verbin-
dung München–Berlin beweist
den Erfolg. Deutschland braucht
leise und leistungsfähige Güter-
bahnen, um so viele Transit-Lkws
wie möglich von der Straße zu ho-
len.

Wenn das von sich aus gut

funktioniert, braucht man keinen
staatlichen Dirigismus. Ich warne
aber vor planwirtschaftlichen Vor-
gaben, wie zum Beispiel der Ver-
doppelung der Fahrgastzahlen der
Bahn bis 2030, wie das in Ihrem

Zehnjahresplan
steht. Was, wenn
sich die Bürger
nicht an den Plan
halten? Dann
kommt die staatli-
che Gängelung.

Wer den Verkehr
bis in jedes Dorf auf
die Bahn verlagern
will, verschwendet
Steuergeld. Wer

weit fortgeschrittene Projekte
stoppen will, tut das auch. Das gilt
für Die Linke mit Stuttgart 21
– bei allen Problemen und Risi-
ken dieses Vorhabens – und auch
für die Grünen mit der A 49, ge-
gen die Sie gerade einen Antrag
gestellt haben. Rot-grüne ideologi-
sche Ladenhüter wie ein allgemei-
nes Tempolimit auf den Autobah-
nen kosten allein durch den Zeit-
verlust jedes Jahr Milliarden; das
hat das Institut für Weltwirtschaft
gerade vorgerechnet. Überall Tem-
po 30 in den Städten – auch das
steht im Antrag der Grünen – hebt
die Verkehrsberuhigung wieder
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Machen wir uns
nichts vor:

Gerade in dieser
Coronazeit

schaut die Welt
auf unser Land.

Wer den Verkehr
bis in jedes Dorf
auf die Bahn
verlagern will,
verschwendet
Steuergeld

Debatte zur Mobilität der Zukunft / 175. Sitzung des 19. Deutschen Bundestages am 16. September 2020
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auf und schadet sogar der Ver-

kehrssicherheit.

Die Städte sollten Verkehrs-

verbote nicht übertreiben. Es

gibt ja Alternativen: Viele kaufen

im Internet ein und arbeiten von

zu Hause. Wer mit Citymaut ab-

kassiert oder die Autos gleich

ganz aussperrt, verwandelt am

Ende die Innenstädte in Biotope

von Subkulturen, weil Bürger

und Unternehmen ins Umland

auswandern. Natürlich ist es

richtig, mit modernster Technik

Energie zu sparen. Veränderun-

gen brauchen aber ihre Zeit.

Bundesregierung und EU über-

spannen hier den Bogen mit ih-

ren immer härteren CO2-Vorga-

ben. Damit zerstören sie Struk-

turen, vernichten sie Arbeitsplät-

ze und vergeuden sie das Geld

der Steuerzahler.

Auch und gerade im Verkehrs-

sektor gilt: Freiheit braucht be-

zahlbare Energie. Einer sozialis-

tischen Mangelwirtschaft, einer

ideologischen Steuerung von

oben wird die AfD niemals zu-

stimmen. Die Verkehrspolitik

der Zukunft muss eine freiheitli-

che Verkehrspolitik sein.

(Beifall bei der AfD)

Arno Klare, SPD:

Die großen Räder drehen, aber
die kleinen nicht vernachlässigen

Arno Klare (*1952)
Wahlkreis Mülheim-Essen I

N
eunzehnhundertsechs-

undachtzig hat mich ein

Bericht sehr beeindruckt;

das war der Brundtland- Bericht.

Ich will den jetzt nicht erklären;

wenn Sie nicht wissen, was das ist,

bitte googeln. Im Brundtland-Be-

richt ist eine Definition von Nach-

haltigkeit enthalten, die da lautet

– ich zitiere –: Nachhaltig ist eine

Entwicklung, „die die Bedürfnisse

der Gegenwart befriedigt, ohne zu

riskieren, dass künftige Generatio-

nen ihre eigenen Bedürfnisse

nicht befriedigen können“. Diese

Definition hat übrigens dank Vol-

ker Hauff Eingang in den Brundt-

land-Bericht gefunden. Für die et-

was Jüngeren unter uns: Das war

ein Sozialdemokrat, der in zwei

Ressorts Minister war; er war Ver-

kehrsminister und davor für Wis-

senschaft zuständig.

Die Frage, die wir Verkehrsleute

uns zu stellen haben, lautet: Krie-

gen wir das für den Verkehr hin,

für die Mobilität? Ein Pkw fährt

im Jahr durchschnittlich 13 500

Kilometer. Angenommen, er ver-

braucht 6 Liter auf 100 Kilometer,

dann emittiert er 2 Tonnen CO2

im Jahr. 34 Prozent dieser Ver-

kehrsleistung sind Freizeitverkehr,

laut MiD, Mobilität in Deutsch-

land. Darf man das noch?

Ein anderes Bei-

spiel: In Deutsch-

land werden 10,5

Millionen Tonnen

Kerosin vertankt.

Das war im Jahr

2019. In diesem

Jahr wird – aus

meiner Sicht, Ver-

kehrspolitiker – lei-

der gar nichts mehr

vertankt. 1 Liter Ke-

rosin entsprechen 3,15 Kilo-

gramm CO2, also eine gewaltige

Menge. Die Grundfrage habe ich

gerade schon gestellt, und ich

möchte sie noch konkretisieren:

Ist so etwas möglich – das müssen

wir ja schaffen, wenn wir nachhal-

tig sein wollen – wie klimaneutra-

les Fliegen? Ja, das bekommen wir

hin; das kann man schaffen. Wir

müssen das bisherige fossile Kero-

sin ersetzen durch synthetische

Fuels. Damit reduzieren wir übri-

gens auch die Kondensstreifenbil-

dung, und diese Nicht-CO2-Emis-

sionen machen nach neuester Stu-

die 66 Prozent des Klima-Impacts

des Flugverkehrs aus, weil die Par-

tikelwirkung kleiner wird. Wir

müssen mehr investieren in besse-

re Triebwerke. Auch das geschieht

bereits.

Das ist ein ganz

großes Rad, das wir

drehen: die Wasser-

stofftechnologie. Es

gibt aber auch ganz

kleine Räder. Wenn

es gelänge, den cw-

Wert eines Lkws,

der derzeit zwi-

schen 0,6 und 0,8

liegt – das ist unge-

fähr der cw-Wert einer Schrank-

wand –, um 30 Prozent zu sen-

ken, also von 0,7 auf 0,5, dann

bedeutete das 10 Prozent weniger

Treibstoff.

Bei 30,1 Milliarden Kilometer,

die die Lkws pro Jahr in Deutsch-

land fahren, und einem Verbrauch

von ungefähr 30 Liter pro 100 Ki-

lometer möge sich jeder ausrech-

nen, was ungefähr dabei raus-

kommt. Das ist ein ganz, ganz

kleines Rad, das man da drehen

kann. Aber wir müssen es tun. In

all den Nachhaltigkeitsdebatten

habe ich manchmal das Gefühl,

dass wir nur immer auf die ganz

großen Räder schauen, aber nicht

auf die ganz kleinen, die wir auch

bedienen müssen. Dazu gehört

zum Beispiel THG- sensitive Navi-

gation. Dazu gehört auch, dass bei

Lkws der Reifendruck kontinuier-

lich automatisch nachgesteuert

wird; die fahren nämlich zu 35

Prozent mit zu wenig Druck.

Das heißt, wir müssen beides

tun: die ganz großen Räder dre-

hen – das tun wir, und zwar er-

folgreich –, aber die kleinen nicht

vernachlässigen. Das ist eine ganz

wichtige Aufgabe. Da geht es sehr

ins Detail, und manches ist für

den einen oder anderen gar nicht

mehr verständlich, weil es sehr

technisch wird. Aber wir müssen

uns diesen Themen widmen, und

das tun wir auch.

Die Nachhaltigkeit und damit

die intergenerative Gerechtigkeit

– das steckt in dieser Definition

– entstehen durch das Drehen der

großen und der kleinen Räder.

Jetzt habe ich endlich mal einen

Vorteil davon, dass ich Germanis-

tik studiert habe. Es gibt dazu ein

fantastisches Zitat aus „Wilhelm

Meister“ von Goethe. Da steht:

Die Höhe reizt uns, nicht die

Stufen; den Gipfel im Auge wan-

deln wir gern auf der Ebene.

Genau das dürfen wir nicht; wir

müssen jede Stufe nehmen. Ich

habe das mit den kleinen und gro-

ßen Rädern beschrieben.

(Beifall bei der SPD)
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Oliver Luksic, FDP:

Der Patient Fahrzeugbau liegt
derzeit auf der Intensivstation

Oliver Luksic, (*1979)
Landesliste Saarland

W
ir haben es bei der Mo-

bilität der Zukunft mit

zwei großen Herausfor-

derungen zu tun: Das eine ist Di-

gitalisierung und Vernetzung, und

das andere ist die Dekarbonisie-

rung. Die Frage lautet: Wie macht

man das? Im Antrag der FDP-Frak-

tion beschreiben wir unseren Weg,

der sich fundamental von dem der

Regierung unterscheidet. Wir set-

zen auf die Kraft von Wettbewerb,

Innovation, Technologieoffenheit

und Technologiemix. Das ist aber

nicht das, was wir gerade erleben.

Gerade im Bereich Fahrzeugbau

erleben wir, dass viele Vorgaben

von Herrn Altmaier oder von der

EU-Kommission völlig überzogen

sind. Das ist der falsche Weg. Wir

brauchen Technologieoffenheit

und machbare Ziele. Das ist unser

Ansatz.

Wir wollen CO2 bepreisen und

dann den Ingenieuren und den

Kunden überlassen, welche Tech-

nologie sich am Markt durchsetzt.

Derzeit erleben wir jedoch eine

große Verunsicherung, sowohl

aufseiten der Hersteller als auch

bei den Kunden. Ganz gleich, ob

bei den Pkws oder bei den Nutz-

fahrzeugen: Reden Sie mal mit

den Spediteuren, mit den Busun-

ternehmern. Die stehen jetzt unter

totalem Kostendruck und können

sich gar keine neuen Fahrzeuge

leisten.

Jetzt wird aber von politischer

Seite das Fahren mit Diesel-Lkw

und Dieselbus noch verteuert. Die

Alternativen sind auch sehr teuer,

und die Ladeinfrastruktur ist nicht

da; deswegen haben wir die Krise

im Fahrzeugbau. Wir sind nicht

technologieoffen, weil sämtliche

Flottengrenzwerte ganz einseitig

auf die batteriegetriebene E- Mo-

bilität setzen.

Ich unterstütze die Ziele der

Nationalen Wasserstoffstrategie

ausdrücklich; aber wir müssen

feststellen: Sie kommt spät, und

sie ist in vielem unkonkret. Ja,

Kollege Klare, wir brauchen E-Fu-

els, aber Ihre eigene Umweltmi-

nisterin – ob das den Care-Diesel

oder die Anrechnung bei den Flot-

tengrenzwerten betrifft – steht da
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Fortsetzung auf nächster Seite

Das ist ein
ganz großes
Rad, das wir
drehen: die
Wasserstoff-
technologie-

Für manche ein Versprechen urbaner Mobilität, für andere eine ärgerliche
Stolperfalle: Escooter © picture alliance / Geisler-Fotopress
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auf der Bremse. Wir brauchen das

im Luftverkehr, wir brauchen es

im Schiffsverkehr, übrigens auch

im Bestand bei Fahrzeugen, aber

da darf die Bundesregierung nicht

auf der Bremse stehen.

Es ist schwer erklärlich, warum

wir bei der Industrie nicht einen

einheitlichen CO -Preis haben.

Der europaweite Zertifikatehandel

funktioniert gut; da haben wir ei-

ne Reduktion, und da sind Wachs-

tum und CO2 entkoppelt. Derzeit

liegt der Preis bei knapp 25 Euro

pro Tonne. Wir müssen aber fest-

stellen, dass bei den Flottengrenz-

werten die Strafzahlungen von 95

Euro pro Gramm Grenzwertüber-

schreitung hochgerechnet einen

CO –Preis von knapp 475 Euro

pro Tonne ergeben. Warum das

bei Fahrzeugen so

viel schädlicher

und so viel teurer

ist, das kann man

mir schwer erklä-

ren.

Jetzt will die EU-

Kommission das

noch weiter ver-

schärfen. Man

muss sich schon

fragen: Ist das die

Timmermans-Kommission, oder

hat Frau von der Leyen nichts

mehr mit dem deutschen Fahr-

zeugbau zu tun? Lieber Felix

Schreiner, das sind ja nicht die

Grünen, sondern Ihre EU-Kom-

missarin prüft ein

Verbot von Verbren-

nungsmotoren und

will jetzt 50 Prozent

Reduktion. Die Re-

aktion der Gewerk-

schaften und der In-

dustrie ist ganz klar.

Unsere Industrie

kann Transformati-

on; was hier aber

droht, ist der Struk-

turbruch.

Wir sind Weltmeister im Fahr-

zeugbau. Das sind doch keine

Zombie-Unternehmen, sondern

das sind Hochleistungsunterneh-

men, die bis 2019 alle hochprofi-

tabel waren. Ob es die Hersteller

sind, die vielen großen Zulieferer,

die vielen kleinen und mittleren

Unternehmen – die sind jetzt alle

gleichzeitig in der Krise, einerseits

wegen Corona, andererseits aber

auch wegen der Flottengrenzwer-

te. Diese Grenzwerte in dieser La-

ge jetzt noch mal zu verschärfen,

– wie kann man nur auf diese

Idee kommen?

Wir müssen feststellen: Der Pa-

tient Fahrzeugbau liegt derzeit

auf der Intensivstation. Wenn der

Patient auf der Intensivstation ist,

dann zieht man nicht den Ste-

cker. Dass das den Grünen egal

ist, verstehe ich; aber dass Peter

Altmaier und auch die EU-Kom-

missionspräsidentin die wirt-

schaftliche Lage völlig ignorieren,

das leuchtet mir nicht ein. Das ist

der falsche Weg. Wir wollen die

Arbeitsplätze und die Wertschöp-

fungsketten erhalten. Fahrzeug-

bau, Maschinenbau, Chemiein-

dustrie – das macht Deutschland

stark. Das wird derzeit gefährdet,

und da brauchen wir dringend ei-

nen anderen Weg.

(Beifall bei der FDP)

Sabine Leidig, Die Linke:

Die Mehrheit der Bevölkerung
will mehr nachhaltige Mobilität

Sabine Leidig (*1961)
Landesliste Hessen

Z
um Auftakt unserer Debat-

te über die deutsche Nach-

haltigkeitspolitik hat das

Forum Umwelt und Entwicklung

uns alle angeschrieben: 145 Nicht-

regierungsorganisationen, vom Ar-

beiter-Samariter-Bund über den

Deutschen Kulturrat, von der Ge-

pa über die GEW, von Greenpeace

bis Brot für die Welt – alle sind

sich einig, dass die Politik der

Bundesregierung – ich zitiere

– „abgrundtiefe Lücken in der

Nachhaltigkeit“ zeigt. Sogar die

Ziele der eigenen schwachen

Nachhaltigkeitsstrategie werden

verfehlt.

Beim Thema Mobilität sind die

Verfehlungen eklatant. Noch im-

mer wachsen Lkw- und Autover-

kehr, noch immer werden fossile

Verkehre jedes Jahr mit zig Milliar-

den Euro subventioniert, noch im-

mer steigen der Flächenverbrauch

und der Ressourcenverbrauch,

noch immer befeuert der Bund

den Aus- und Neubau von Auto-

bahnen. Wenigstens damit muss

mal Schluss sein! Allerdings ist die

Lage nicht so hoffnungslos, wie es

aussieht; denn wir sehen, dass die

soziale und ökologische Verkehrs-

wende in gesellschaftlichen Bewe-

gungen an Fahrt gewinnt. Darüber

möchte ich gerne reden, zualler-

erst über das neue Bündnis, in

dem sich die Gewerkschaft Verdi

und Fridays for Future zusammen-

getan haben. Gemeinsam mit

dem BUND, der Eisenbahn- und

Verkehrsgewerkschaft und anderen

fordern sie eine konsequente Ver-

kehrswende und ein langfristiges

Konjunktur- und Investitionspa-

ket, das die Bedürfnisse der Men-

schen und nicht den Autoverkehr

zum Mittelpunkt macht.

Im Zentrum stehen die Arbeits-

bedingungen der Beschäftigten im

öffentlichen Nahverkehr. Dort ist

unter Wettbewerbsdruck vor 20

Jahren in den Kommunen auf

Sparkurs umgestellt worden. Die

Folge sind Personalabbau, Flexibi-

lisierungen der Arbeitszeit, Ar-

beitsverdichtung, Belastung und

Stress vor allem bei den Fahrerin-

nen und Fahrern von Bussen,

U-Bahnen und Straßenbahnen. 15

000 Vollzeitstellen fehlen heute

schon, und durch den jahrelangen

Einstellungsstopp wird in den

nächsten zehn Jahren fast die

Hälfte der Beschäftigten in Rente

gehen.

100 000 Neueinstellungen ste-

hen hier an. Mindestens 2 Milliar-

den Euro mehr sind pro Jahr nö-

tig, damit es gute Arbeit für moti-

vierte Menschen gibt, die uns in

Bus und Bahn fah-

ren und begleiten.

Und ohne sie gibt

es keine nachhalti-

ge Mobilität. An

dieser Stelle: Dan-

ke an alle, die das

so zuverlässig un-

ter allen widrigen

Bedingungen ge-

tan haben und

weiter tun. Wir ste-

hen als Linke an der Seite dieser

Kolleginnen und Kollegen, wir

stehen auch an der Seite der Alli-

anz zwischen Gewerkschaft und

Klimabewegung. Das ist eine

nachhaltige Perspektive. Dazu

liegt auch ein Antrag von uns an

den Bundestag vor.

Insgesamt werden jedes Jahr

mindestens 10 Milliarden Euro

mehr gebraucht, damit die Ange-

bote im öffentlichen Nahverkehr

verdoppelt werden können und

alle Menschen nachhaltig mobil

sein können. Vor diesem Hinter-

grund ist es wirklich widersinnig,

dass jetzt – in meinem Heimat-

land Hessen – noch mehr Auto-

bahnkilometer für Milliarden

Euro gebaut werden sollen. Es ist

gut, dass das Aktionsbündnis „Kei-

ne A49“ die jahrelange Arbeit der

Bürgerinitiativen vor Ort – für

Wasserschutz, für nachhaltige Al-

ternativen – mit den tatkräftigen

Baumbesetzungen zusammenb-

ringt, unter dem

Motto „Wald statt

Asphalt“. Am vergan-

genen Sonntag ha-

ben sich Hunderte

interessierte Bürger

vor Ort die Lage an-

gesehen: Der Wald

steht noch, und es

sind viel Solidarität

und öffentliche Auf-

merksamkeit er-

wachsen.

Die Grünen fordern jetzt hier

vom Bundesverkehrsminister ein

Moratorium für den geplanten

Ausbau. Dem stimmen wir natür-

lich zu; denn für nachhaltige Ver-

kehrswege muss gelten: Eisenbahn

statt Autobahn. Allerdings ist na-

türlich völlig klar, dass, obwohl

wir mehr Bahninfrastruktur brau-

chen, nicht jedes Projekt, das viele

Milliarden Euro kostet, sinnvoll

ist, und deshalb fordern wir auch

für Stuttgart 21 ein Moratorium,

damit die interessanten Vorschläge

für eine bessere und nachhaltige

Nutzung geprüft werden können,

bevor noch mehr Milliarden in

diese Baugrube versenkt werden.

Es ist schon verrückt, dass dort

der öffentliche Verkehr über Jahre

stark beeinträchtigt wird, während

der Auto- und Lkw-Verkehr weiter

sechsspurig durch die Stadt

rauscht. Es gibt noch eine ganze

Menge weiterer Initiativen von un-

ten, die nachhaltige Mobilität vo-

rantreiben. Ich erinnere an die Ini-

tiative der Betriebsräte, die kreativ

und bündnisstark den Kampf für

den Erhalt der Nachtzüge ange-

führt haben. Wir haben das von

Anfang an unterstützt. Das Hohe

Haus hat in seiner Mehrheit be-

funden, dass das Schnee von ges-

tern ist. Inzwischen erleben die

Nachtzüge eine Renaissance, lei-

der nicht bei der Deutschen Bahn.

Auch das ist verfehlte Politik und

überhaupt nicht nachhaltig.

Nicht zuletzt sind die Fahrrad-

volksentscheide große Räder, die

von den Bürgerinnen und Bürgern

selbst in Bewegung gebracht wer-

den. 35 Städte sind auf dem Weg,

sich mehr gute Fahrradinfrastruk-

tur zu erobern, unterstützt von

Changing Cities, und die Wiege

dafür ist der Fahrradvolksent-

scheid in Berlin mit glasklar be-

gründeten Forderungen, konkret

für eine fahrradfreundliche Infra-

struktur. Hier gibt es auch das ers-

te Mobilitätsgesetz, das gerechte

Verkehrsverhältnisse zum Ziel hat.

Da ist ein großer Schritt im Wech-

selspiel mit einer Regierung gelun-

gen, die bereit ist, demokratische

Impulse für Nachhaltigkeit aufzu-

nehmen, und daran sollten sich

alle hier ein Beispiel nehmen. Die

Mehrheit der Bevölkerung will

mehr nachhaltige Mobilität und

kein Weiter-so.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)
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Fahrzeugbau,
Maschinenbau,
Chemieindustrie
– das macht
Deutschland

stark

Inzwischen erle-
ben die Nachtzüge
eine Renaissance,
leider nicht bei
der Deutschen

Bahn.

Die Zukunft der Bahn gehört zu den Dauerthemen der Verkehrspolitik. ©picture alliance / Fotostand
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Daniela Wagner, Bündnis 90/ Die Grünen:

Wir brauchen eine
Verkehrswende

Daniela Wagner (*1972)
Landesliste Bayern

Wir sprechen in dieser
Plenarwoche über
Nachhaltigkeit, Klima,

Schutz natürlicher Lebensgrund-
lagen und über zukunftsfähige
Mobilität. Meine Damen und
Herren, für all das steht die A 49
definitiv nicht. Aber sie steht
exemplarisch für zahlreiche Ver-
kehrsprojekte des Bundesver-
kehrswegeplans, die ebensolche
Fossilien der Verkehrspolitik sind,
wo für eine Idee von vor 40 Jah-
ren hektarweise gesunde, intakte
Mischwälder gerodet werden
– auf die kommt es in den nächs-
ten Jahren an –, wo Asphalt-
schneisen durch wertvolle FFH-,
Natur- und Wasserschutzgebiete
geschlagen werden, und das nach
drei Hitze- und Dürresommern
in Folge, Sommern, die ahnen
lassen, was uns bevorsteht, wenn
wir nicht schnell und entschlos-
sen umsteuern.

Und noch ein Fossil der Ver-
kehrspolitik gehört in diese Kate-
gorie: rasen und rasen dürfen.
Wir sind das letzte Land in
Europa, das sich die Gefährdung,
den Lärm, den Spritverbrauch,

die Emission, den Feinstaub un-
begrenzter Raserei noch leistet.
Der Verkehrssektor muss endlich
einen substanziellen Beitrag zum
Erreichen der Klimaabkommen
von Paris leisten. Wir brauchen
eine umfassende Verkehrswende
mit mehr Schiene, weniger Stra-
ßen, kleineren Fahrzeugen, weni-
ger Raserei und weniger Verkehrs-
lärm.

Wann fangen wir endlich an,
den zahlreichen Presseverlautba-
rungen ein geändertes Handeln
folgen zu lassen? Ich zitiere Mat-
thias Miersch: „Wir erwarten Ge-
setze und nicht bloß schöne Wor-
te.“ Andreas Jung äußerte: Die
Treibhausemissionen müssen
kraftvoll gebremst werden. Andre-
as Jung nochmals: „Wir dürfen
nicht auf Kosten kommender Ge-
nerationen leben.“ Oder Jochen
Vogel selig hat gesagt: „Wer Stra-
ßen sät, wird Verkehr ernten.“

Meine Damen und Herren, Sie
können direkt mit dem heutigen
Tag beginnen. Überarbeiten und
modernisieren Sie den Bundes-
verkehrswegeplan und die Be-
darfsplanung. Senken Sie das
Tempo auf Autobahnen, Bundes-
straßen und in Städten. Begren-
zen Sie den Treibstoffverbrauch
und die Emissionen endlich wirk-
sam durch beherzte und richtig
wirkungsvolle Flottengrenzwerte.
Die vielzitierten und gerne be-
mühten folgenden Generationen
werden es Ihnen danken

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
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Über den Ausbau von Autobahnen wird im Bundestag rege und häufig
diskutiert. © picture-alliance/dpa

Andreas Scheuer, CSU, Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Man sieht die Nachhaltigkeit
der getroffenen Entscheidungen

Andreas Scheuer (*1974)
Bundesminister

Eines ist klar: Nachhaltig-
keit definiert jeder für sich
ein bisschen anders, aber

was uns eint, ist, dass wir in un-
seren Fraktionen und Parteien
politische Entscheidungen tref-
fen, die – das spreche ich keinem
ab – die Zukunft im Ziel und im
Blick haben. Im Ziel haben wir
sie deswegen, weil wir ausloten,
was über alle Verkehrsträger hin-
weg der beste Weg in der Ver-
kehrspolitik ist und welche In-
vestitionen oder Förderungen
oder Innovationen für die Zu-
kunft das Beste sind. Jeder, der
hier sitzt, hat Verantwortung
nicht nur für seine Heimatregi-
on, für seinen Wahlkreis, son-
dern auch für die zukünftigen
Generationen.
Deswegen freue ich mich, dass

wir heute beispielsweise bei ei-
nem deutschen Automobilher-
steller eine Weltpremiere mit ei-
nem Lkw mit Wasserstoff-Brenn-
stoffzelle erlebt haben. Das
heißt, er hat in der Produktpalet-
te nicht nur einen vollelektri-
schen Lkw, auch in
den Lieferdiens-
ten, sondern einen
Wasserstoff-Lkw.
Vielleicht mag der
eine oder andere
sagen: „Viel zu
spät, nur ein Pro-
totyp“, aber es tut
sich was.
Zu dem, was Fe-

lix Schreiner ange-
sprochen hat: Vieles von dem,
was im Klimaschutzpaket der
Bundesregierung beschlossen
wurde, stammt aus der Nationa-
len Plattform „Zukunft der Mo-
bilität“, wo sich 240 Experten in
mehreren Arbeitsgruppen Ge-
danken über Zukunft machen,
aber nicht nur über Zukunft,
sondern auch über Fortschritt
und Wohlstand. Ich finde es
nicht nachhaltig, wenn aufgrund
politischer Entscheidungen Tau-

sende, vielleicht Hunderttausen-
de von Arbeitsplätzen abgebaut
werden und damit nachhaltig Fi-
nanzpolitik und Wirtschaftspoli-
tik nicht positiv gestaltet werden
können, sondern in einer Weise,
dass die zukünftigen Generatio-
nen eben nicht mehr Chancen
haben und wir dann nachhaltig
echte Fehler machen würden.
Deswegen bemühen wir uns im
Verkehrsministerium natürlich,
die Infrastruktur immer wieder
zu erneuern, zu sanieren, ja, und
auch neu auszubauen.
Ich war diese Woche bei der

A14 nördlich von Magdeburg, ei-
nem Neubau einer Autobahn.
Ich muss Ihnen sagen: Da stan-
den rund 500 Bürgerinnen und
Bürger vor mir und haben dieses
neue Teilstück
empfunden als
den neuen An-
schluss an eine
wichtige Magistra-
le, an die ostdeut-
schen Häfen bei-
spielsweise oder
an Berlin, Hanno-
ver, Hamburg. Al-
so: sehr positiv.
Und natürlich

hat diese Koalition wie nie zuvor
Investitionsmittel für den Aus-
bau und die Sanierung der Schie-
ne zur Verfügung gestellt. Auch
hier kommen nachhaltig struk-
turpolitische Entscheidungen da-
zu, wenn ich alleine das Struk-
turstärkungsgesetz anschaue,
Stichwort „Kohleausstieg“. Dort
wird auch die Schiene profitie-
ren, um durch den Anschluss an
die Infrastruktur für die Bürge-

rinnen und Bürger
und für die nach-
folgenden Genera-
tionen Chancen zu
garantieren. Eine
Topbotschaft:
Nicht nur 86 Milli-
arden Euro mit der
neuen Leistungs-
und Finanzierungs-
vereinbarung, son-
dern ein ordentli-

cher Schub für den öffentlichen
Personennahverkehr und auch
für Neubaustrecken.
Ich bin auch gespannt, wenn

es konkret wird, wenn man vor
Ort kommt und dann einer da-
steht und sagt: Genau an dieser
Stelle ist die Neuinvestition und
der Neuausbau eben nicht nach-
haltig; bitte bau woanders! – Das
erlebst du als Verkehrsminister
sehr oft. Ich freue mich, dass wir
vor ein paar Tagen eine Green-

Shipping-Konferenz in Hamburg
gehabt haben. Wir haben es vor
Jahren alle zusammen, auch
durch europäische Vorgaben, ge-
schafft, dass Nord- und Ostsee
die saubersten Meere sind. Wir
haben eine Schwefelreduzierung
um 95 Prozent, weil wir es kon-
trollieren, weil wir es pönalisie-
ren, und vor allem, weil wir da-
raus Erfahrungen schöpfen für
den alternativen Antrieb bei den
Schiffen. Wir haben LNG. Wir
diskutieren schon über Wasser-
stoff. Wir wollen noch höhere
Standards, auch fürs Mittelmeer
und für die internationalen Mee-
re. Wir wollen in inter- nationa-
len Gremien die Umsetzung hin-
bekommen, mit deutscher und
europäischer Technologie. Eine

Topbotschaft: Da-
mals Entscheidun-
gen getroffen; heu-
te sieht man die
Nachhaltigkeit der
Entscheidungen.
Keinem hier, der

sich in seiner Frak-
tion, in seiner Par-
tei Gedanken über
die Zukunft, über
die nachfolgenden

Generationen macht, dem spre-
che ich seinen Weg dorthin ab.
Jeder hat aber die Erlaubnis, an-
dere politische Schwerpunkte
und politische Ansätze zu haben.
Natürlich haben auch wir viel
dazugelernt: Zum ersten Mal in-
vestieren wir über 1,4 Milliarden
Euro in den Radverkehr. Ja, in
den letzten Jahren, in den letzten
Jahrzehnten wurde zu wenig in
den Radverkehr investiert. Und
jetzt sehen wir durch Innovation
im Radverkehr, auch durch Elek-
tromobilität, dass die Bürgerin-
nen und Bürger genau diese Be-
dürfnisse, die so oft zitiert wer-
den, auch in der Infrastruktur
und Stadtplanung umgesetzt se-
hen wollen, und das machen wir.
Herr Präsident, abschließend

zum Flugverkehr. Wir hatten vor
Monaten einen Luftverkehrsgip-
fel, bei dem wir natürlich auch
über synthetische Kraftstoffe wie
bei allen anderen Verkehrsträ-
gern geredet haben. Die Strategie
geht auf: Mobil und digital ver-
zahnen; technologieoffen, ver-
kehrsmittel- und verkehrsträger-
übergreifend und damit so nach-
haltig zu sein, dass es uns die
nachfolgenden Generationen
danken.Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Ab-

geordneten der SPD)

©
ht
tp
:/
/w
w
w
.a
nd
re
as
-s
ch
eu
er
.d
e/
pr
es
se
/

Wir wollen noch
höhere Stan-

dards, auch fürs
Mittelmeer und
für die interna-
tionalen Meere.

Die Koalition hat
wie nie zuvor
Investitions-
mittel für den
Ausbau der

Schiene gestellt.
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Dr. Dirk Spaniel, AfD:

Wir kämpfen um den Erhalt der
Arbeitsplätze in Autokonzernen

Dirk Spaniel (*1971)
Landesliste Baden-Württemberg

In so gut wie jeder Sitzung des
Verkehrsausschusses wird von
Sozialwissenschaftlern besser-

wisserisch behauptet, dass der Ver-
brennungsmotor durch Elektro-
mobilität ersetzt wird. Auch wenn
Sie das jeden Abend vor dem
Schlafengehen wiederholen und
mittlerweile offensichtlich selber
glauben: Das ist eine Fiktion, be-
stehend aus drei Teilen, die ich Ih-
nen jetzt erklären werde:
Erste Fiktion. Sie behaupten, die

Elektromobilität ist kurzfristig
umsetzbar. Für die Umsetzung Ih-
rer Pläne zur CO2-Reduktion

brauchen Sie bis 2030 circa 10
Millionen Elektrofahrzeuge in
Deutschland. Diese Autos müssen
erst einmal von den Kunden in
Deutschland ge-
kauft werden, und
dafür braucht man
eine Verteilernetz-
struktur, Trafohäus-
chen und Leitun-
gen. Wie langsam
wir in Deutschland
Kabel verlegen kön-
nen, kann jeder da-
ran ermessen, wie
schlecht das mit
der Glasfaserinfrastruktur funktio-
niert.
Wenn also fast niemand in die-

sem Land diese Autos kauft, weil
der Betrieb eine Zumutung ist, wie
soll die Anzahl der Fahrzeuge im
Bestand erhöht werden? Sollen
die Hersteller ihre Autos verschen-
ken? Was wollen Sie machen?
Zweite Fiktion. Sie sagen: Elek-

tromobilität trägt zur CO2-Reduk-
tion bei. Der nationale Strommix
ist deutlich kohlestromlastig. Der
CO2-Ausstoß pro Kilowattstunde
wird durch die Abschaltung der
Kernkraftwerke nächstes Jahr noch

weiter zunehmen. Bereits heute ist
der CO2- Ausstoß eines Elektro-
fahrzeugs bei dem Strommix, den
wir haben, in etwa vergleichbar

mit dem eines mo-
dernen Diesels.
Rechnerisch senken
Sie mit Elektromo-
bilität die
CO2-Emissionen
im Verkehrssektor;
aber dafür erzeugen
Sie CO2-Emissio-
nen im Energiesek-
tor. Das ist eine Be-
leidigung für jeden

Naturwissenschaftler! Es ist un-
fassbar, dass Sie damit in der Öf-
fentlichkeit durchkommen.
Die dritte Fiktion von Ihnen ist,

dass durch Elektromobilität die
Arbeitsplätze in Deutschland gesi-
chert werden. Das ist, mit Verlaub,
eine dreiste Falschbehauptung
von Ihnen. 95 Prozent der Arbeits-
plätze in einem Autokonzern hän-
gen am Verbrennungsmotor. Ar-
beitsplätze, die durch das Ende
des Verbrennungsmotors verloren
gehen, sind dauerhaft weg. Punkt!
Ja, wir von der AfD sehen allein
im Erhalt der Arbeitsplätze einen

wesentlichen Punkt, warum wir
für den Verbrennungsmotor
kämpfen.
Synthetische Kraftstoffe bzw.

Biokraftstoffe, wie in unserem An-
trag formuliert, sind die einzige
Lösung zum Erhalt des Verbren-
nungsmotors bei dieser EU- Ge-
setzgebung. Wer das nachher ab-
lehnt, der hat keine Ausreden,
wenn der Arbeitsplatzabbau in der

Automobilindustrie so weitergeht.
Wir bitten deshalb um Ihre Unter-
stützung für unseren Antrag. Ich
freue mich, wenn Sie die syntheti-
schen Kraftstoffe unterstützen.
Dann können Sie nachher diesem
Antrag zustimmen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Mathias Stein, SPD:

Wir Abgeordnete können
auch selber Vorbild sein

Mathias Stein (*1970)
Wahlkreis Kiel

Mit der heutigen Debatte
um die Frage der Nach-
haltigkeit als Richt-

schnur unserer Politik geht es
auch um die Kernfragen sozialde-
mokratischer Politik. Wir wollen
eine Welt ohne Ausbeutung des
Menschen durch den Menschen,
eine Welt ohne Zerstörung der na-
türlichen Lebensgrundlagen, in
der jeder und jede frei von Not

und Angst leben kann. Dazu ge-
hört es auch, dass die Menschen
sich frei bewegen können, sei es
mit dem Auto, mit dem Bus, mit
der Bahn, mit dem Fahrrad oder
auch zu Fuß.
I n den vergangenen Jahrzehn-
ten sind alle Verkehre in Deutsch-
land dramatisch gestiegen. Die
Folge ist: Jede fünf-
te Tonne des kli-
maschädlichen
CO2 kommt aus
dem Bereich Ver-
kehr. Dabei spielt
der Straßenverkehr
zu 96 Prozent die
zentrale Rolle.
Wenn wir zu einer
nachhaltigen und
solidarischen Ver-
kehrspolitik kommen wollen,
muss dieser Verkehr nicht nur sau-
berer, sondern auch effizienter
und zum Teil auch weniger wer-
den. Und – das ist uns als Sozial-
demokraten besonders wichtig –:

Alle Menschen haben ein Recht
auf gute, sichere und klimafreund-
liche Mobilität, unabhängig da-
von, wie dick das Konto ist. Es
kann sich nicht jeder ein Brenn-
stoffzellenauto leisten.

Deshalb brauchen wir nicht
nur eine ökologische Verkehrs-
wende, sondern eine solidarische

Verkehrswende. Be-
sonders das Fahr-
radfahren hat aus
meiner Sicht dort
eine zentrale Be-
deutung. Viele We-
ge, gerade in der
Stadt und auch im
ländlichen Bereich,
sind unter 5 Kilo-
meter lang und las-
sen sich ohne Zwei-

fel schneller und auch gesünder
mit dem Fahrrad zurücklegen. Ich
bin stolz und froh, dass der Fahr-
radverkehr in den vergangenen
Jahren schon in vielen Städten zu-
genommen hat. Diese Bundesre-

gierung hat dafür gesorgt, dass
auch viele andere Städte noch die-
se Chance bekommen.

Gemeinsam mit der Union ha-
ben wir Geld für Radverkehrspro-
jekte, für Radfahrschnellwege, für
Radwege an Bundesstraßen zur
Verfügung gestellt. Und es war die
Koalition von Union und SPD,
die das Fahrrad aus seinem Ni-
schendasein in der Bundespolitik
herausgeführt hat, und das auch
noch mit einer starken sozialde-
mokratischen Handschrift.

Einem anderen Bereich der Ver-
kehrspolitik, der leider nicht den
Weg in diesen Antrag gefunden
hat, muss mit unserer sozialdemo-
kratischen Handschrift noch ein
bisschen mehr Gewicht verliehen
werden. Es handelt sich um ein
Verkehrselement, das zu 100 Pro-
zent aus erneuerbaren Energien
besteht, nämlich den Fußverkehr.
Wer mit offenen Augen durch die
Straßen und Wege geht – ich tue
das oft, auch in Berlin –, der sieht,
dass dort einiges zu tun ist. Mal
engen parkende Autos auf Gehwe-
gen die Bewegungsfreiheit ein,
mal rasen Fahrradfahrende regel-
widrig auf dem Fußweg, oder
Gehwege sind von vornherein so
geplant, dass der Coronaabstand
von 1,50 Metern eine völlige Illu-
sion ist. Zu einer nachhaltigen

und solidarischen Mobilität ge-
hört eine Verkehrspolitik, die gera-
de die Menschen in den Mittel-
punkt nimmt, die zu Fuß unter-
wegs sind und sich nachhaltig ver-
halten.

Als Abgeordnete können wir
hier nicht nur Mittel bereitstellen
oder fußgängerfreundliche Regeln
schaffen – sie sind überfällig –,
sondern wir können auch selber
Vorbild sein; denn viele kurze We-
ge haben auch wir Abgeordnete.
Tun wir etwas für das Klima, die
eigene Gesundheit und auch für
die Mitmenschen!
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU und der

LINKEN)
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Die Förderung des Radverkehrs haben sich viele in der Politik auf die Fah-
nen geschrieben. © picture-alliance/dpa

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. In der Debatte sprachen zudem
die Abgeordneten Daniela Kluckert
(FDP), Stefan Gelbhaar (Bündnis 90/
Die Grünen), Dr. Christoph Ploß
(CDU/CSU), Detlef Müller (SPD), Alois
Rainer (CDU/CSU),.

Erste Fiktion:
Sie behaupten,
die Elektro-
mobilität ist
kurzfristig
umsetzbar

Tun wir etwas
für das Klima,
die eigene

Gesundheit und
auch für die

Mitmenschen!
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Ziele für 
eine bessere Welt

Was ist die Agenda 2030?

Letzte Woche haben die Politiker vom 
Bundestag darüber gesprochen, wie 
unsere Welt besser werden kann.

Zum Beispiel, wie man die Umwelt 
schützen kann. 
Oder wie Länder auf der Welt besser 
zusammenarbeiten können.

Um solche Ziele zu erreichen, müssen 
alle Länder auf der Welt mitmachen.

Vor 5 Jahren haben deshalb viele 
Länder ein gemeinsames Projekt 
gestartet.

Sie haben 17 Ziele für eine bessere 
Welt aufgeschrieben.

Im folgenden Text steht mehr dazu.

Die Vereinten Nationen

Es gibt eine Gruppe, in der sich 
fast alle Länder auf der Welt 
zusammengetan haben.

Der Name von dieser Gruppe ist: 
Vereinte Nationen.

Zu den Vereinten Nationen gehören 
heute 193 Länder.

Sie wollen Probleme, die die gesamte 
Welt betreffen, gemeinsam lösen.

Die 17 Ziele der Vereinten 
Nationen

Die Vereinten Nationen haben 
17 Ziele für eine bessere Welt 
aufgeschrieben.

Diese Ziele haben den Namen: 
Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung.

Das Wort „Agenda“ bedeutet auch: 
Programm oder Plan.

Die Zahl 2030 meint das Jahr, bis zu 
dem die Ziele erreicht sein sollen.

Das Wort „nachhaltig“ bedeutet zum 
Beispiel: 
• Dass man die Umwelt schützt. 
• Dass man an die Zukunft denkt.

Die Agenda 2030 ist also so etwas 
wie ein Plan für eine bessere Welt.

leicht  

erklärt!



Ziele für eine bessere Welt  •  Was ist die Agenda 2030?

Für wen gelten die 17 Ziele?

Die 17 Ziele sollen auf der ganzen 
Welt gelten. 
Alle Länder auf der Welt sollen 
versuchen, sie zu erreichen.

Und alle Menschen auf der Welt 
sollen dadurch ein besseres Leben 
bekommen.

Die Welt soll durch sie gerechter 
werden. 
Heute und in der Zukunft.

Das sind die 17 Ziele

Im Folgenden werden die 17 Ziele 
etwas genauer beschrieben.

Ziel 1: Genug Geld 

Alle Menschen sollen genug Geld 
zum Leben haben.

Das Geld soll zwischen den Menschen 
gerechter verteilt werden.

Ziel 2: Genug zu essen 

Alle Menschen sollen genug zu essen 
haben.

Es soll gutes und gesundes Essen 
sein.

Bei der Herstellung vom Essen sollen 
Tiere, Pflanzen und die Umwelt 
möglichst wenig Schaden nehmen.

Ziel 3: Gesundheit

Alle Menschen sollen gesund sein.

Und sie sollen sich wohlfühlen.

Egal wie alt sie sind.

Ziel 4: Bildung

Alle Menschen sollen Bildung 
bekommen.

Das bedeutet:

Alle Menschen sollen lernen können 
Egal, wie alt sie sind.

Alle Menschen sollen zur Schule 
gehen können.

Alle Menschen sollen eine 
Berufs-Ausbildung machen können.

Die Bildung muss gut sein. 
Die Bildung muss gerecht sein. 
Die Bildung muss für alle möglich 
sein.

Ziel 5: Gleichheit zwischen Mann 
und Frau

Männer und Frauen sollen gleich 
behandelt werden.

Das bedeutet:

Sie sollen die gleichen Rechte haben. 
Sie sollen die gleichen Chancen 
bekommen. 
Sie sollen die gleiche Macht haben.

Frauen sollen selbst über sich 
bestimmen können. 
Zum Beispiel, wie sie leben wollen.

Ziel 6: Sauberes Wasser

Alle Menschen sollen sauberes 
Wasser haben. 
Zum Trinken und zum Waschen.

Alle Menschen sollen Räume haben, 
wo sie sich waschen oder aufs Klo 
gehen können.

Ziel 7: Strom

Alle Menschen sollen genug Strom 
haben.

Der Strom soll wenig Geld kosten.

Und bei seiner Herstellung soll die 
Umwelt möglichst wenig Schaden 
nehmen.



Ziel 8: Gute Arbeit

Alle Menschen sollen eine gute Arbeit 
haben.

Gute Arbeit bedeutet zum Beispiel:

•  Die Menschen sollen durch die 
Arbeit genug Geld verdienen.

•  Die Menschen sollen auf der Arbeit 
gut behandelt werden.

•  Die Menschen sollen bei der Arbeit 
gesund bleiben.

Ziel 9: Gute Versorgung

Alle Menschen sollen 
alle Dinge haben, 
die sie zum Leben brauchen.

Zum Beispiel:

• Straßen, Züge und Busse 
• Schulen und Museen 
• Ärzte und Kranken-Häuser 
• Polizei und Feuer-Wehr 
• Zeitung und Internet 
• Firmen und Fabriken

Es sollen auch neue Ideen unterstützt 
werden, wie man die Welt besser 
machen kann.

Ziel 10: Gleichheit von allen 
Menschen

Allen Menschen und allen Ländern 
soll es gleich gut gehen.

Im Moment gibt es Menschen 
und Länder, denen es sehr schlecht 
geht.

Und es gibt Menschen und Länder, 
denen es sehr gut geht.

Das ist ungerecht und soll sich 
ändern.

Ziel 11: Gute Städte und Dörfer

Städte und Dörfer sollen gut für die 
Menschen sein.

Die Menschen sollen dort gut und 
sicher leben können.

Städte und Dörfer sollen der Umwelt 
so wenig wie möglich schaden.

Ziel 12: Gute Produkte

Die Menschen sollen mehr gute 
Produkte kaufen. 
Und die Firmen sollen mehr gute 
Produkte herstellen. 

Gute Produkte sind zum Beispiel 
Produkte, die nicht weit geliefert 
werden müssen. 
Oder Produkte, die man ohne zu 
großen Schaden für die Umwelt 
herstellen kann.

Ziel 13: Klima-Schutz

Das Klima soll geschützt werden.

Zum Beispiel sollen Autos 
und Fabriken die Luft weniger 
verschmutzen.

Denn das kann den Klima-Wandel 
verstärken.

Ziel 14: Schutz der Meere

Die Meere sollen geschützt werden.

Und die Tiere und Pflanzen in den 
Meeren sollen geschützt werden.

Zum Beispiel soll kein Müll in die 
Meere kommen.

Oder es sollen weniger Fische 
gefangen werden.

Ziel 15: Schutz vom Leben an Land

Das Land soll geschützt werden.

Zum Beispiel: Böden, Land-Flächen 
und Wälder.
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Ziele für eine bessere Welt  •  Was ist die Agenda 2030?

Ziel 16: Gutes Zusammen-Leben

Die Menschen sollen gut zusammen 
leben.

Es soll friedlich sein. 
Es soll gerecht sein. 
Ämter sollen ordentlich arbeiten.

Ziel 17: Partnerschaft zwischen den 
Ländern

Um die 17 Ziele zu erreichen, müssen 
alle Länder auf der Welt mithelfen.

Deswegen soll die Zusammenarbeit 
zwischen den Ländern verbessert 
werden.

Reiche Länder sollen arme Länder 
unterstützen.

Wie sollen die 17 Ziele erreicht 
werden?

Die 17 Ziele sind schwer zu erreichen.

Denn sie betreffen die ganze Welt, 
alle Länder und alle Menschen.

Beim Erreichen der Ziele gibt es 
darum ganz unterschiedliche 
Probleme.

Hier ein paar Beispiele:

Viel Arbeit für einzelne Länder

Jedes einzelne Land muss die Ziele 
für sich selbst umsetzen.

Die Länder müssen dafür viele Dinge 
verändern.

Zum Beispiel ihre Gesetze.

Das dauert lange und macht viel 
Arbeit.

Ziele kosten Geld

Es kostet Geld, die Ziele zu erreichen.

Nicht alle Länder haben aber dieses 
Geld.

Ziele sind nur freiwillig

Die 17 Ziele sind für die Länder keine 
Pflicht.

Die Länder können selbst 
entscheiden, wie sehr sie sich um die 
Ziele kümmern.

Es wird zwar kontrolliert, ob sie sich 
um die Ziele kümmern. 
Aber es gibt keine Strafen, wenn sie 
das nicht tun.

Deswegen machen manche Länder 
bei den Zielen nicht richtig mit.

Probleme durch Corona

Im Moment ist auch Corona ein 
Problem.

Zum einen erschwert Corona viele 
Probleme. 
Zum Beispiel im Bereich Gesundheit. 
Oder den Besuch von Schulen.

Außerdem müssen sich viele Länder 
um Corona kümmern.

Darum haben sie weniger Zeit und 
Geld, um die Ziele der Vereinten 
Nationen zu erreichen.

leicht  

erklärt!


